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Mehr als 700000 Metallbeschäftigte, unterstützt von Mitgliedern anderer Gewerkschaften, sollen sich in den letzten Tagen an den Warnstreiks in der 
Metallindustrie beteiligt haben (unser Bild: Gelsenkirchen, 25.1.). Alle regionalen Tarifverhandlungen blieben dennoch ohne Ergebnis. Die Kapitalisten 
hallen an ihrem Forderungspaket von Lohnsenkungen und gleichzeitiger Mehrarbeit fest. Gesamtmetall hat nun für Freitag um ein Spitzengespräch gebe* 
ten, der IG-Metall-Vorstand hat eingewilligt. Berichte zum Tarifkonflikt auf Seite 3. — (rül) Bild: M. Sch.
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Was lange gärt, 
wird endlich Wut
Angela Jacobs zum 
Frauenstreiktag 1994

Kurdistan: Bundesanwaltschaft 
verteidigt den Völkermord
Völkermord-Anzeige von medico, Grünen, Kurdistan-Komitee u.a. abgelehnt

Fast ein Jahr hat sich die Bundesan­
waltschaft Zeit gelassen, um die 
am 14. Januar 1993 eingereichte 
Strafanzeige von Kurdistan-Komitee, 

medico international, Grünen, Strafver­
teidigern, kritischen Aktionären, Kam­
pagne gegen Rüstungsexporte u.a. we­
gen Beihilfe zum Völkermord am kurdi­
schen Volk durch deutsche Waffenex­
porte in die Türkei zu „prüfen“. Am 30. 
Dezember kam die Antwort: Die BAW 
wird keine Ermittlungen einleiten.

Die der Bundesjustizministerin unter­
stehende Behörde hat sich offensichtlich 
bemüht, „keine zureichenden und tat­
sächlichen Anhaltspunkte für Völker­
mordtaten der türkischen Regierung“ 
(so wörtlich in dem die Einstellung des 
Verfahrens begründenden Schreiben an 
die Antragsteller) zu finden. Kurden und 
Kurdinnen würden schon umgebracht — 
aber Völkermord sei das nicht, so die 
zynische Formel. Dabei übernimmt die 

Behörde direkt die Propaganda des tür­
kischen Regimes.

Wer wird gegen diese Entscheidung 
auftreten? Zu befürchten ist, daß die 
SPD auch zu diesem Vorgang schweigen 
wird. Ihre Kumpanei mit der Regierung 
in Sachen Türkei und Kurdistan hat auch 
die Verbote gegen die kurdischen Ver­
eine in der BRD politisch erst möglich 
gemacht. Bleiben die Gewerkschaften, 
die Grünen, die PDS, Menschenrechts­
gruppen, die Kurdistan-Solidaritäts­
gruppen und die nach den Verboten ver­
bliebenen kurdischen Organisationen in 
der BRD, die sich nun bemühen müssen, 
gemeinsam den politischen Druck gegen 
die menschenverachtende Politik Kin­

Balkan: Die NATO rüstet zum Angriffskrieg

kels, Kohls und Kanthers zu verstärken.
Die Antragsteller wollen ihre Anklage 

nun mit anderen Menschenrechtsorgani­
sationen vor dem Menschenrechtsge­
richtshof in Straßburg vorbringen. In 
der EG wird die menschenverachtende 
Außenpolitik dieser Regierung nicht von 
allen Regierungen mitgetragen. Der 
Druck auf die Bundesregierung, die 
womöglich vor europäischen Instanzen 
einer offiziellen Verurteilung wegen 
Beihilfe zum Völkermord entgegensteu­
ert, bleibt so erhalten. — (rül)
Seite 4: Der Einstellungsbescheid der Bundes­
anwaltschaft und die Presseerklärung der Be­
treiber der ,,Völkermord-Anzeige“ gegen diesen 
Bescheid.

Frauenstreik. Die Idee lag in der 
Luft. Nach den Isländerinnen 
(1975) und den Schweizerinnen 
(1991) diskutierten Frauen 1992 an ver­

schiedenen Orten über Möglichkeiten 
für einen Frauenstreik. Die Bundesfrau­
enkonferenz der Grünen in Kassel, der 
Kongreß des Unabgängigen Frauenver­
bandes in Berlin und Frauen in anderen 
Zusammenhängen dachten nach, wie ein 
wirksames Zeichen gesetzt werden 
kann: „Es reicht! — Frauen wehren 
sich!“ Frauen sind nicht länger bereit, 
das Zurückdrängen von Frauenrechten, 
die Zerstörung der Umwelt, den Abbau 
von Sozialleistungen, die alltägliche 
Gewalt gegen Frauen und den Rassis­
mus länger hinzunehmen. Sie sind nicht 
länger bereit, die Haus- und Erziehungs­
arbeit alleine zu übernehmen, in der Er­
werbsarbeit aber benachteiligt und als 
erste herausgedrängt zu werden. Frauen 
lassen es sich nicht länger gefallen, daß 
Männer für sie entscheiden — sie for­
dern die Streichung des §218.

Unübersehbar und 
unüberhörbar
Die Vorbereitungen für den Frauen­
streiktag laufen auf Hochtouren. Bun­
desweit haben sich in mindestens 60 
Städten Streikkomitees, meist bestehend 
aus Vertreterinnen von Frauenprojekten 
und -initiativen, Gewerkschaftsfrauen, 
UFV-, AsF- und bündnis-grünen Frauen 
sowie engagierten Einzelfrauen gegrün­
det. Regelmäßige bundesweite Treffen 
der Komitees in Kassel dienen den Frau­
en als Ort des Austausches. Beim letzten 
bundesweiten Treffen der Komitees am 
23.1.94 beschlossen die Frauen, am 8. 
März eine bundesweite Aktion unter 
dem Motto „Jetzt schlägt’s 13“ durch­
zuführen. Alle Frauen in allen Städten 
sind aufgerufen, am 8. März um 13 Uhr 
ihre Häuser, Betriebe, Institutionen zu 

verlassen und die Straßen und Plätze zu 
füllen, sich unübersehbar und unüber­
hörbar zu machen.

Wenn Frauen wollen, 
kommt viel ins Rollen
Alle Streikkomitees planen darüberhin- 
aus Aktionen für ihre Stadt. Einige wol­
len das Rathaus besetzen, andere beab­
sichtigen, ihre Stadt mit Frauenstreik- 
Plakaten zu plakatieren, Streikzeitungen 
sollen verteilt werden, Kundgebungen 
sollen stattfinden und es soll gefeiert 
werden. .

Bündnis 90/Die Grünen haben be­
schlossen, den Frauenstreiktag politisch 
zu unterstützen. Unter dem Motto „Was 
lange gärt, wird endlich Wut“, sind grü­
ne Frauen aufgerufen, sich entweder, 
wenn noch nicht geschehen, den Streik­
komitees anzuschließen oder in Städten, 
wo solche fehlen, ein Komitee zu grün­
den und Aktionen durchzuführen. Die 
Bundesfrauenreferentin und die Landes­
frauenreferentin haben gemeinsam ein 
Plakat und ein Faltblatt zur Motivation 
der Parteifrauen herausgegeben.

Frau allein ist stark — 
Frauen gemeinsam sind stärker 
Ziel der Frauenstreikaktion ist nicht nur, 
auf die immer noch nicht vollzogene 
Gleichberechtigung von Frauen auf­
merksam zu machen, sondern auch die 
Frauenbewegung wieder neu zu beleben 
und sie stärker zu vernetzen. Es ist an 
der Zeit, die Vereinzelung der Frauen zu 
beenden und wieder stärker zusammen­
zurücken. Die Frauenbewegung muß 
wieder zu einem politischen Faktor wer­
den.

Angela Jacobs ist Frauenreferentin des
Landesverbands von Bündnis 90/Die 
Grünen in NRW

Postvertriebsstück G 7756 D 
Gebühr bezahlt

Nach letzten Meldungen fordert die 
NATO, daß die bosnischen Serben 
binnen zehn Tagen ihre Artillerie 
aus der Umgebung von Sarajevo abzie­

hen. Sonst würde bombardiert.
Die führenden Mächte der NATO be­

finden sich damit auf Interventionskurs.
Die diplomatische Offensive für eine 

Umklammerung Serbiens läuft auf 
Hochtouren. Aus dem Hintergrund der 
Berichterstattung schiebt sich immer 
deutlicher die Verwandlung Rußlands in 
eine abhängige Macht als Zweck der 
NATO-Strategie hervor.

Die Einnistung der NATO auf dem 
Balkan spricht dafür Bände.

Allerdings zeigen sich in der Front der 
Kriegstreiber Risse. Griechenland hat 
z.B. erklärt, weder aktiv sich beteiligen 
zu wollen noch seine Basen im Land zur 
Verfügung stellen zu wollen.

Immer deutlicher wird, daß die Been­
digung des Krieges auf dem Balkan eine 
Sache des politischen Kampfes in den 
Metropolen, in Ländern wie der BRD 
ist. Hier sitzen die Balkanisierer. Sie 
sind die Barbaren, die andere Menschen 
als ihre Hilfsvölker kämpfen lassen.

Eine wichtige Rolle spielen bei den 
Überlegungen über Luftangriffe der 
NATO auf serbische Stellungen in Bos­
nien die möglichen Auswirkungen auf 
die Nachbarstaaten. Für die Nato-Ein- 
satzkommandos war und ist es über­

haupt kein Problem, zu irgendeinem 
Zeitpunkt Stellungen der bosnischen 
Serben oder gar Ziele in der Bundesre­
publik Jugoslawien (BRJ) aus der Luft 
her anzugreifen. Aber den NATO-Poli- 
tikem und -Militärs ist die Begrenztheit 
solcher Aktionen durchaus bewußt. Mit 
Luftangriffen kann die eine oder andere 
Stellung vernichtet werden, das Haupt­
ziel jedoch, Niederwerfung der regiona­
len Vormacht Serbien, ist so nicht zu er­
reichen. Da es nicht im Interesse der be­
teiligten EU-Staaten liegt, eigene Trup­
pen in diesem Krieg zu verheizen, war 
bisher die Strategie, über die ständige 
Schürung der Bosnienkrise ein militäri­
sches und letztlich auch ökonomisches 
Ausbluten des Gegners zu erreichen. 
Flankierend dazu wurde das Wirt­
schaftsembargo gegen die Bundesrepu­
blik Jugoslawien verhängt.

Seit geraumer Zeit wird nun aber auch 
versucht, die an die BRJ angrenzenden 
Staaten in den Konflikt mit einzubezie­
hen. Mit einem Netz von NATO-Asso- 
ziierungsabkommen sollen vor allem 
Rumänien, Ungarn und Bulgarien in die 
Militärplanung eingebaut werden. Un­
garn wird dafür eine zukünftige regiona­
le Vormachtrolle zugesichert.

Dieses Vorhaben ist in der Region na­
türlich nicht unumstritten. Gerade Ru­
mänien fürchtet zu Recht den ungari­
schen Expanionismus. Mit Hilfe einer 

aggressiven Minderheitenpolitik wird 
sowohl in Rumänien wie in der Slowakei 
und natürlich auch im ehemaligen Jugo­
slawien (Wbjwodina) an den bisherigen 
Grenzen gerüttelt. Als Verlierermacht 
zunächst im ersten Weltkrieg, dann an 
der Seite des Deutschen Reiches im 
zweiten Weltkrieg wurde Ungarn durch 
die Siegermächte gehörig verkleinert. 
Heute nun erhebt der ungarische Expan- 
sionismus wieder Anspruch auf diese 
Gebiete.

Der rumänische Staatssekretär im 
Verteidigungsministerium Pascu um­
schrieb im Juli 1993 die mögliche Ver­
wicklung von Ungarn und Rumänien in 
den Jugoslawienkonflikt folgenderma­
ßen: „Ich sehe zwei mögliche Varianten 
einer künftigen Entwicklung des Jugo­
slawienkonflikts: eine südliche Variante 
— Kosovo-Mazedonien —- mit der Ge­
fahr der Auslösung eines umfassenden 
Balkankonflikts wie im Jahre 1912 und 
eine nördliche Variante — Wbjwodina, 
ungarische Minderheit, Einbeziehung 
Ungarns — mit der Möglichkeit von 
Auswirkungen auf die Lage der ungari­
schen Minderheit in Rumänien und auf 
die ungarisch-rumänischen Beziehun­
gen.“ (Süd-Osteuropa, 9/93)

In der rumänischen Öffentlichkeit 
wird daher auch genau verfolgt, inwie­
weit die NATO Ungarn nun rüstet, um 
gegen die BRJ vorzugehen. In der Presse 

wurde zum Beispiel vermerkt, daß auf 
ungarischem Territorium unter dem 
Dach der KSZE eine schnelle Eingreif­
truppe aufgestellt wird, die mit Waffen 
aus NATO-Beständen ausgerüstet wer­
de. Deutschland, so heißt es dort, habe 
Ungarn Militärtechnik und Ersatzteile 
im Wert von 550 Millionen Dollar aus 
Beständen der ehemaligen NVA in Aus­
sicht gestellt.

Als der deutsche Verteidigungsmini­
ster Rühe im April letzten Jahres in Un­
garn war, wurde nicht nur ein bilaterales 
Abkommen über militärische Zusam­
menarbeit mit einer Laufzeit von fünf 
Jahren abgeschlossen, sondern der un­
garischen Regierung zugesichert, daß 
oben erwähnte NVA-Bestände unent­
geltlich geliefert werden.

Aus den USA erhalte Ungarn Zusatz­
technik für neue MIG-25 Kampfflugzeu­
ge, zu deren Lieferung sich Rußland im 
Rahmen eines bilateralen Militärabkom­
men verpflichtet habe. Ungarn sei damit 
das erste Land des ehemaligen War­
schauer Vertrages, das mit Waffentech­
nologie aus den Vereinigten Staaten aus­
gerüstet werde. Im März 1993 hatte die 
ungarische Regierung in Budapest der 
NATO den ungarischen Luftraum für 
Aufklärungsflüge über Serbien zur Ver­
fügung gestellt und gleichzeitig um eine 
Schutzzusage der NATO für den Fall 
eines Angriffs gebeten. — (hav, maf)
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2 Aktuelles aus Politik und Wirtschaft

PRESSEERKLÄRUNG

PDS Liste offen
Stefan Heym, Christa Luft, Günter Maleuda, 
Gerhard Jüttemann u.a. Personen sind zur Kandi­
datur auf der offenen Liste der PDS bereit.

„Königsberg“ soll wieder „heim ins Reich“
Vier Bundestagsabgeordnete der CDU /CSU legen eine großdeutsche „Studie“ zu Kaliningrad vor

Am 6. Februar hat der PDS-Parteivor­
sitzende Bisky mehrere Personen vorge­
stellt, die ihre Bereitschaft erklärt ha­
ben, auf offenen Listen der PDS zu den 
Bundestagswahlen zu kandidieren:
— Stefan Heym, parteilos, Schriftstel­
ler,
— Christa Luft, PDS, Ökonomie-Pro­
fessorin und ehemalige stellvertretende 
Ministerpräsidentin der DDR in der 
Modrow-Regierung,
— Günter Maleuda, parteilos, Volks­
kammerpräsident 1989/90, bis 1990 
Vorsitzender der Demokratischen Bau­
ernpartei Deutschlands,
— Manfred Müller, parteilos, Landes­
vorsitzender der Gewerkschaft HBV 
Berlin,
— Petra Bläss, parteilos, Mitglied des 
Bundestags, Mitglied des Unabhängigen 
Frauenverbandes,
— Gerhard Jüttemann, parteilos, stell­
vertretender Betriebsratsvorsitzender 
der Kaligrube Bischofferode,
— Ulla Jelpke, parteilos, Mitglied des 
Bundestags,
— Pastor Willibald Jacobs, parteilos, 
Pfarrer der evangelisch-lutherischen 
Kirche in Berlin-Brandenburg, aktiv in 
der ostdeutschen Betriebsräte-Initiative, 
seit 1985 kontinuierlich im Dienst der 
indischen Gossner-Kirche in Entwick­
lungsprojekten tätig,
— Barbara Höll, parteilos, Mitglied des 
Bundestags, Mitglied des Demokrati­
schen Frauenbundes,
— Pastor Dieter Kelp, parteilos, aus 
den Arbeitskämpfen in Rheinhausen be­
kannt als „Pfarrer von Rheinhausen“.

Mehrere der Bewerberinnen und Be­
werber um eine Kandidatur haben ihre 
Bereitschaft, auf einer offenen Liste der 
PDS für den Bundestag zu kandidieren, 
schriftlich begründet. Wir dokumentie­
ren die Erklärung von Stefan Heym.

Erklärung von Stefan Heym
Warum trete ich zur Wahl für den Bun­
destag an, noch dazu auf der Offenen Li­
ste der PDS?

Ich bin Schriftsteller. Man kann Lite­
ratur nicht vom Leben trennen, und Le­
ben nicht von der Politik; daher hat denn 
alles, was ich geschrieben habe, auch 
einen politischen Inhalt; bei mir handelt 
dieser von Freiheit und sozialer Gerech­
tigkeit.

Wenn nun Menschen mir heute anbie­
ten, mich für den Bundestag zu nominie­
ren, damit ich sie dort vertreten kann, 
und zugleich mit ihnen die Ideen, für die 
ich immer geschrieben habe, so fühle ich 
mich verpflichtet, das Angebot anzuneh­
men.

Das Angebot kommt von der PDS, der 
Partei, die sich als Partei des Demokrati­
schen Sozialismus bezeichnet. Für De­
mokratie und Sozialismus bin ich auch 
stets gewesen, und ich bin es noch heute. 
Insofern ist da Übereinstimmung.

Ich war mein Leben lang in keiner 
Partei, und ich werde auch der PDS 
nicht beitreten. Ich kandidiere als Unab­
hängiger; wo ich derselben Meinung 
sein kann wie die PDS, in Ordnung; wo 
nicht, werde ich zu meiner eigenen Mei­
nung stehen, laut und deutlich.

Die alte SED hat mich zensieren, ob­
servieren, schikanieren lassen; die Stasi 
hat mich in ihren Akten als „OPK Diver­
sant“ geführt, für sie ein böses Schimpf­
wort.

Wenn die PDS mich nun als Kandida­
ten auf ihren Offenen Listen haben 
möchte, signalisiert sie damit nicht nur, 
daß ihre Mitglieder ein wesentlich ande­
res Verhältnis zu mir gefunden haben, 
als die verkrusteten Genossen von da­
mals es hatten. Sie macht erkennbar, daß 
sie sich in einem Prozeß innerer Wand­
lung befindet, der noch nicht abge­
schlossen ist, und ausbrechen möchte 
aus der parlamentarischen Isolierung, in 
welche die anderen Parteien sie ge­
zwängt haben, und umdenken und um­
lernen, zu einer echten, starken, linken 
Opposition werden.

Eine solche Opposition wird ge­
braucht in diesem Lande gegen die eta­
blierten Parteien, wo immer die sich den 
Nöten der Menschen verschließen; und 
sie wird gebraucht gerade jetzt, wo der 
rechte Ungeist überall aggressiver wird.

Am nötigsten aber erscheint mir eine 
Opposition der Art im Interesse der Bür­
ger der DDR.
Quelle: PDS-Presseinformationen, 6.2. und 
7-2.94— (rül)

Zahlreiche Tageszeitungen erschie­
nen am 7. Februar mit Schlagzeilen 
wie „Westen befürchtet neues Vor­
machtstreben Rußlands“. (1) Der Leser 

wundert sich. Ist Rußland nicht in einer 
tiefen Krise und großer Armut? Da soll 
aber noch ein neuer Hitler, der Schiri­
nowskij, sein, wäre vielleicht die Ant­
wort. Der habe einen Vorschlag für die 
Aufteilung Polens und die Rückführung 
Kaliningrads (Königsberg) an Deutsch­
land gemacht. Das sind unbestrittene 
Tatsachen. Schirinowskijs neuester 
Vorschlag ist der Bau einer Autobahn 
von Berlin über Königsberg nach Mos­
kau: „Ich habe Deutschland eine führen­
de Rolle bei der Erschließung unserer 
Bodenschätze, im industriellen Bereich 
... vorgeschlagen.“ (2) Was sind aber 
die eigentlichen Hintergründe diese po­
litischen Aktivitäten?

1990 stachelte die Deutsche Bank un­
ter ihrem damaligen Aufsichtsratsvorsit­
zenden Christians (3) expansionistische 
deutsche Grenzrevisionspläne nach 
Osten an. Sie schlug vor, das Gebiet Ka­
liningrad zu einer „Freihandelszone“ zu 
machen. 1991 begannen dann deutsche 
Faschisten, Königsberg persönlich zu 
kolonisieren. Bereits im Mai letzten Jah­
res, lange vor Schirinowskijs Wahler­
folgen, erschien im Europa-Archiv der 
Aufsatz „Das Gebiet Kaliningrad — 
Wegscheide für Rußlands politische 
Strategie“ von Peer H. Lange. (4) Kali­
ningrad liegt zwischen Litauen und Pö- 
len und gehört zu Rußland. Kaliningrads 
Hafen ist der zweitgrößte Rußlands, seit 
1991 Freie Wirtschaftszone und „geo­
strategischer Dreh- und Angelpunkt im 
Ostseeraum“, schreibt Peer H. Lange 
und zieht einen Vergleich:

„Auch wenn dieses Empfinden (russi­
sche Sicherheitslage, d. Red.) sich mit 
den Begründungen für die Abtrennung 
dieses Landstrichs von Deutschland und 
seine Zuteilung an Polen und die Sowjet­
union deckt, ist historisch für die Ent­
wicklung zum Zweiten Weltkrieg hin 
doch Ostpreußens damalige Exklavenla­
ge mit den daraus abgeleiteten deutschen 
Forderungen nach Korridoren oder ähn­
lichen Transitregelungen weit wichtiger 
geworden. Die heutige Exklavenlage 
Russisch-Ostpreußens enthält vergleich­
bare Risiken.“

Der Autor erklärt zwar, daß Deutsch­
land den Verzicht „auf das ehedem deut­
sche Territorium ... verbindlich ge­

Aktuell in Bonn

SPD-Forum für Unternehmer
Am 31.1. veranstaltete die SPD in Bonn 
das „Forum Standortpolitik“. Dies war 
als Dialog zwischen SPD und führenden 
Unternehmern, darunter Tyil Necker, 
dem BDI-Präsidenten, angelegt. Füh­
rende SPD-Vertreter wie Scharping und 
Lafontaine nutzten die Veranstaltung zu 
einem Appell an „die Tarifparteien“, 
„die Volkswirtschaft nicht unnötiger­
weise durch einen Streik zu belasten“. 
Die SPD-Führung präsentierte sich als 
bessere CDU und forderte längere Ma­
schinenlaufzeiten, Arbeitszeitsverkür­
zungen mit Lohnsenkungen und einen 
Stopp für das „Abwandem deutscher 
Gentechnologie“. Necker fand dies un­
zureichend und beanstandete, die SPD 
als Ganzes geißle zu wenig das „An­
spruchsdenken“. Der BDI-Präsident 
lobte wiederholt Lafontaine, dessen Er­
kenntnisse „sich in der ganzen Partei 
durchsetzen“ sollten.

Energiewirtschaftsgesetz
Wirtschaftsminister Rexrodt legte An­
fang Februar den Entwurf für ein neues 
Energiewirtschaftsgesetz vor, mit dem 
die „Versorgungsmonopole“ der Ener­
gielieferanten für Strom und Gas „auf­
gelockert“ werden sollen. Insbesondere 
werden jedoch die verbliebenen kom­
munalen Energieversoigungsuntemeh- 
men in Schwierigkeiten kommen. Von 
ihnen wird verlangt, ihre Netze anderen 
— „preiswerteren“ — Anbietern für die 
Durehleitung von Energie zur Verfü­
gung zu stellen. Während das Gesetz zur 
Änderung des Kohlepfennigs, das im 
Bergbau u.a. garantieren soll, daß es 
nicht zu einem noch größeren Beleg­

klärt“ habe. Aber: von sicherheitspoliti­
schen Entwicklungen sei auch Deutsch­
land betroffen.

Auf diesen Aufsatz bezogen sich An­
fang Januar dieses Jahres vier Abgeord­
nete der Arbeitsgruppe Außenpolitik der 
Bundestagsfraktion von CDU/CSU in 
einem Standortpapier „Kaliningrad/ 
Königsberg: Risiken und Chancen sei­
ner Entwicklung“ (5) Dieses Papier ist 
vermutlich mit Schäuble abgesprochen 
und zeichnet zwei Wege auf: Entweder 
Kaliningrad „als wirtschaftspolitischer 
Brückenpfeiler, der Rußlands Verbin­
dungen zu und mit dem Westen ... er­
leichtert und festigt“ oder Kaliningrad 
als ausschließlicher militärischer „Vor­
posten Rußlands gegenüber einem als 
feindlich wahrgenommenen Umfeld“. 
Das Papier ist eine Mischung zwischen 
Diktat von Bedingungen und offenen 
Drohungen:

Bedingungen bei einer „freien Wirt­
schaftszone“: „Die Chancen, die sich 
für eine dynamische Entwicklung der 
Region Königsberg als Ort wirtschaftli­
cher, wissenschaftlicher, kultureller und 
sozialer Zusammenarbeit eröffnen, wer­
den nur ergriffen werden können, wenn 
Grenzen durchlässiger sind.“ Und dies 
mit dem Ziel: „Königsberg könnte so­
mit auch zu einem Zentrum europäi­
schen Geisteslebens werden, z.B. durch 
eine europäische Universitäten der jun­
ge Russen, Polen, Litauer, Esten und 
Letten gemeinsam mit jungen Europäern 
... eine wirtschafts- und verwaltungs­
wissenschaftliche Ausbildung ... erhal­
ten.“

Wenn die Russen dagegen die militäri­
sche Lösung vorziehen würden, „kann 
(dies) rüstungspolitische Gegenmaßnah­
men — z.B. von Schweden und Pölen —- 
nach sich ziehen ... Es geht daher dar­
um, der russischen Seite die großen Risi­
ken aufzuzeigen, die sich ergeben wür­
den, wenn sie das nördliche Ostpreußen 
ohne Rücksicht auf die legitimen Sicher­
heitsinteressen der Nachbarn militärisch 
nutzen würde.“

Beide Wege sollen ein Ergebnis ha­
ben: Die Interessen Rußlands zu unter­
laufen und aus dem Kaliningrader Ge­
biet zu verdrängen. Kaliningrad soll 
Königsberg werden, ein Brückenkopf 
für die EG. Kaliningrad sei ein „Testfall 
für die russische Politik im allgemei­
nen“ sagen die Autoren. Das CDU/ 
CSU-Papier hält ausdrücklich fest, daß 

schaftsabbau kommt, blockiert ist, soll 
Rexrodts neues Energiewirtschaftsge­
setz Ostern das Kabinett passiert haben.

Doch noch PostDeform?
Anfang Februar legten Koalition und 
SPD das 497 Seiten starke Paragrafen­
werk zur Umwandlung der Post in drei 
Aktiengesellschaften vor. In der SPD 
schwand der Widerstand gegen das Pro­
jekt auf rund 30 Abgeordnete, die die 
Kritik der Deutschen Postgewerkschaft 
(DPG) unterstützen. So könnte der Ge­
setzentwurf noch vor der Bundestags­
wahl in Bundestag und Bundesrat die für 
die Grundgesetzänderung erforderliche 
Zweidrittelmehrheit finden. 1996 soll 
die Telekom, bald darauf Postbank und 
Postdienst an die Börse. Kommentare im 
Handelsblatt greifen heftig die DPG an, 
deren baldiges Ende vorhergesagt wird. 
Im DGB spekulieren andere Gewerk­
schaften, so die HBV, darauf, vom 
DPG-Tod zu profitieren.

AZO-Novelle im Februar in Kraft?
Die Arbeitszeitgesetznovelle aus dem 
Hause Blüm mit ihrer exzessiven Aus­
dehnung der gesetzlich erlaubten Ar­
beitszeit, Aufhebung des Nachtarbeits­
schutzes für Frauen, Verlängerung der 
Arbeitszeit ins Wochenende hinein u.a. 
Grausamkeiten sollte eigentlich noch im 
Februar zur Schlußberatung in den Bun­
destag kommen. Jetzt hört man aus dem 
Ausschuß für Arbeit und Soziales, im 
letzten Augenblick sei noch etwas da­
zwischengekommen: Die CSU sperre 
sich gegen die geplante breite Einfüh­
rung der Sonntagsarbeit. Der Streit kön­
ne im Ausschuß nicht gelöst werden, 
sondern müsse „auf höchster politischer 
Ebene“, sprich: zwischen Waigel und 
Kohl entschieden werden. Man hoffe 
aber,’ Ende Februar den Entwurf im 
Ausschuß dann doch verabschieden zu

sie eine solche Politik zusammen mit den 
deutschen Revanchistenverbänden be­
treiben wollen.

Eine solche Politik knüpft an die alten 
Interessen des deutschen Imperialismus 
an. Dies weiß z.B. Schirinowskij. Er 
will nicht, daß russische Interessen lang­
sam unterlaufen und ausgehebelt wer­
den. Er will sie lieber gleich teuer ver­
kaufen, um einen Rückzug und wirt­
schaftlichen Aufbau zu sichern. Daß 
eine aggressive Politik im Bündnis mit 
dem deutschen Imperialismus möglich 
ist, weiß man aus der Geschichte. Ob 
Jelzin sich einer solchen Politik, z.B. 
der Aufteilung Polens, anschließt, bleibt 
abzuwarten. Den Frieden gefährdet aber 
nicht der russische Staat, sondern die 

können. Dann wäre im März letzte Le­
sung im Bundestag . . .

Kohl läßt Dienstpflicht „prüfen“
Die Bundesregierung wolle die gesetzli­
che Einführung einer „allgemeinen so­
zialen Dienstpflicht für die Wehrpflich­
tigen prüfen“, hat Kanzler Kohl auf der 
Wehrkundetagung in München Anfang 
Februar verkündet. Begründung: Es sei 
Soldaten und Zivildienstleistenden nicht 
verständlich zu machen, daß die einen 
dienten und die anderen nicht. (FAZ, 
7.2.) Von einer „allgemeinen Dienst­
pflicht“ ist bisher im Grundgesetz nur in 
den Notstandsartikeln die Rede. Fak­
tisch ist der Vorstoß Kohls damit der 
zweite Fall binnen weniger Wochen, 
daß aus Kanzleramt und CDU-Vorstand 
Forderungen laut werden, die auf eine 
Ausweitung der Notstandsgesetze hin­
auslaufen. Vor Kohls Vorstoß hatte 
CDU-Fraktionschef Schäuble erweiterte 
Einsatzmöglichkeiten für die Bundes­
wehr im Innern gefordert.

Minderheitenschutz nur für Deutsche 
CDU-Fraktionschef Schäuble hat mitge- 
teilt, seine Fraktion werde der (von 
Unions-, FDP- und SPD-Mitgliedern im 
Verfassungsausschuß gemeinsam vor­
gelegten) Vorlage für Verfassungsände­
rungen nicht in allen Punkten zustim­
men. Dem geplanten neuen Artikel 
„Der Staat achtet die Identität derethni- 
schen, kulturellen und sprachlichen 
Minderheiten“ könne die Union^ nicht 
zustimmen. „Minderheitenrechte soll 
es nur für vermeintlich „deutsche Min­
derheiten im Ausland geben nicht für 
ausländische Minderheiten in der BRD,

Erbschaftssteuerrauf?
Hamburgs Regierungschef Voscherau 
(SPD) hat sich für eine Anhebung der 
Erbschaftssteuer ausgesprochen. Diese

reaktionäre Politik der BRD, die ein 
Deutschland in den Grenzen von 1937 
nicht mehr nur träumt, sondern betreibt. 
— (jod)

Quellen: (1) Kölner Stadt-Anzeiger, v. 7.2.94;
(2) Nationalzeitung Nr. 6 v. 4.2.94; (3) Anti­

faschistische Nachristen Nr. 21/90, S. 4; (4) 
Europa Archiv, Zeitschrift für internationale Po­
litik, Nr. 10, 25.5.93 von Dr. Peer H. Lange, 
Forschungsinstitut für Internationale Politik und 
Sicherheit, Stiftung für Wissenschaft und Poli­
tik, Ebenhausen bei München. Der Beitrag be­
ruft sich auf eine SWP-Studie „Militarisierung 
oder Demilitarisierung des Gebiets Kalinin­
grad“ des Verfassers vom April 1993; (5) Kali­
ningrad/Königsberg — Risiken und Chancen 
seiner Entwicklung, von Wilfried Böhm, Hart­
mut Koschyk, Friedbert Pflüger, Christian 
Schmidt.

Steuer müsse „nachhaltig angehoben 
werden“, insbesondere im Immobilien­
bereich, damit der Staat an der „auf uns 
zukommenden Erbschaftslawine stärker 
... partizipieren“ könne. Es sei nicht 
selbstverständlich, daß die Folgegenera­
tion „einen moralischen Anspruch auf 
die Segnungen des Erbens“ habe. Nur 
zu, möchte man rufen — wenn da nicht 
der dunkle Hinweis auf die Immobilien 
wäre. Sollen am Ende die Eigenheim- 
Erben die Steuer zahlen und Konzern- 
Eigner wie Siemens, Quandt u.a. weiter 
steuerfrei bleiben ?

BND drängt in Polizeibereiche
Der Bundesnachrichtendienst soll künf­
tig auch auf Pölizejgeb^cn tätig wer­
den. Das ist eine der Änderungen, die 
Union und FDP mit einem „Verbre­
chensbekämpfungsgesetz 1994“ — 
geblich zur Bekämpfung „organisier­
ter“ Kriminalität — einführen wollen. 
Die Trennung von Polizei und Geheim­
diensten — eine der Normen, die die An­
ti-Hitler-Koalition aus den Erfahrungen 
mit der Gestapo verfügt hatte — wird mit 
dieser Neuerung, die Union und FDP 
ohne Verfassungsänderung verabschie­
den lassen wollen, faktisch aufgehoben. 
Ebenfalls geändert werden soll das 
„G 10“-Gesetz, ein im Zuge der Not­
standsgesetze verabschiedetes Gesetz, 
das die Aufhebung des Brief- und Fem- 
meldegeheimnisses ermöglicht.

Was kommt demnächst?
Vom 12.-16.2. besucht Wirtschaftsmi­
nister Rexrodt die USA. Vom 20.-23. 2. 
ist in Hamburg CDU-Parteitag, u.a. mit 
der Verabschiedung eines neuen Partei­
programms. Am 13.3. sind Landtags­
wahlen in Niedersachsen, am 14.115.3. 
ist in Washington G-7-Gipfel zu Arbeits­
marktfragen, am 20. 3. sind Kommunal­
wahlen in Schleswig-Holstein.

an-
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Metalltarife: Massive Warnstreiks
Am 21.2. soll im Tarifbezirk Südwesten die Streik-Urabstimmung beginnen

KOMMENTIERT

„Beschäftigungsförderungsgesetz 1994“

Schon am Nachmittag waren letzten 
Montag die neu aufgenommenen 
Verhandlungen in Nordrhein- 
Westfalen wieder zuende. Gesamtmetall 

beharrte auf Wochenarbeitszeiten zwi­
schen 30 und 40 Stunden und der Kür­
zung von Urlaub und/oder Urlaubsgeld. 
Ein Spitzengespräch, auf das Gesamt­
metall schon lange hinarbeitet, wurde 
der IG Metall als Alternative zu Urab­
stimmung und Streik angeboten.

Die IG Metall hat die Warnstreiks 
fortgesetzt. Schon in der ersten Woche 
nach Ablauf der Friedenspflicht hatten 
bundesweit 620000 Beschäftigte gegen 
die Provokationen der Metallkapitali­
sten protestiert und die Arbeit kurzfri­
stig niedergelegt. Wut, Empörung und 
wachsende Entschlossenheit zu weiteren 
Aktionen beeindruckten auch das Lager 
der Arbeitgeber. Deshalb erklärten sie 
sich zu neuen Verhandlungen in Nord­
rhein-Westfalen bereit. Ihre Rechnung 
ist nicht aufgegangen. Nach den weitrei­
chenden Zugeständnissen in den Groß­
betrieben VW, Opel, Mercedes-Benz 
hatte Gesamtmetall mit einer eher resig- 
nativen Grundhaltung in den Betrieben 
gerechnet. Aber es verhielt sich mei­
stens andersherum: Der finanzielle 
Aderlaß durch die Bundespolitik und 
durch betrieblichen Sozial- und Lohnab­
bau hat den Willen von Arbeitern und 
Angestellten zur Gegenwehr gestärkt. 
Das Ziel von Gesamtmetall, die Ge­
werkschaft an die Wand zu spielen, mit 
dem § 116 AFG in Schach zu halten und 
zum Papiertiger verkommen zu lassen, 
wurde nicht erreicht. Die Unterstützung 
der Warnstreiks ging bis in die Ange­
stelltenbereiche hinein. So hat auch die 
Deutsche Angestellten-Gewerkschaft 
(DAG) zur Beteiligung aufgerufen.

Die überraschend gute Beteiligung an 
den Protesten ging einher mit zuneh­
mend politischen Auseinandersetzungen 
in den Betrieben. Die Diskussion um die 
Finanzierung der Pflegeversicherung 
kann ohne die Diskussion über Urlaubs­
dauer und Urlaubsgeld nicht mehr ge­
führt werden. Staatliche Kürzungen zum 
Beispiel im Gesundheitsbereich und Bil­
dungsbereich schlagen sich direkt auf 
die Reproduktionskosten der Arbeits­
kraft nieder. Dies hat den Tarifstreit zu­
nehmend politisiert.

Der Präsident von Gesamtmetall, 
Gottschol, mußte eingestehen, daß die 
Warnstreiks natürlich unangenehm sei­
en. Aber die Arbeitgeber würden wei­
terhin nachhaltige Einkommenssenkun­
gen durch Tarifverträge und Flexibili­
sierung der Arbeitszeit verlangen. Au­
ßerdem sollten Lohnbestandteile .er­

tragsabhängig gestaltet werden. Für die 
zweite Woche nach Ende der Friedens­
pflicht hat die IG Metall eine weitere 
Ausdehnung der Warnstreiks angekün­
digt. Größere Kundgebungen sind für 
die Tage nach Aschermittwoch vorge­
sehen. In den Tarifbezirken des Süd­
westens soll die Urabstimmung am 21. 
Februar beginnen — vorausgesetzt, es 
kommt vorher zu keiner Einigung. An 
einer Schlichtung sind die Verhand­
lungsführer im Südwesten und anschei­
nend auch der Vorstand der IG Metall 
nicht interessiert.

Wo zeichnen sich nun Möglichkeiten 
der Einigung ab? Auf der Funktionärs­
konferenz in Karlsruhe am 5. Februar 
1994 machte der Vorsitzende der’ IG 
Metall, Klaus Zwickel, dazu einige Aus­
führungen. Er stellte fest:
* Mit der IG Metall ist keine Verlänge­
rung der regelmäßigen Arbeitszeit wie 
bei IBM zu machen. Die IG Metall ist 
bereit, die 35-Stundenwoche und zusätz­
liche Arbeitszeitverkürzung zu verein­
baren ohne vollen Lohnausgleich, wenn 
die Arbeitgeber betriebsbedingte Kündi­
gungen für einen bestimmmten Zeit­
raum ausschließen.
* Mehr Flexibilität bei der Arbeitszeit 
ist vorstellbar, wenn der Betriebsrat ein 
Mitbestimmungsrecht oder ein Veto­
recht erhält. Die Gestaltungsfrage soll 
dem Betriebsrat überlassen werden.
* Es geht für die IG Metall um den Er­
halt des Flächen-Tarifvertrages, um sei­
ne Bindekraft und seine Zuverlässigkeit. 
Dabei kann sich der Vorstand vorstel­
len, daß es Tarifverträge ä la carte gibt, 
das heißt, daß Betriebsräte und Unter­
nehmensleitungen im Tarifvertrag unter 
verschiedenen Möglichkeiten auswäh­
lenkönnen.

* Betriebliche Offnungsklauseln lehnt 
der Vorstand ab, das wäre eine Kapitula­
tion der Gewerkschaft vor den Erpres­
sungen der Arbeitgeber und würde letzt­
lich auch Betriebsräte handlungsunfähig 
machen.
* Zur Erhöhung der Löhne und Gehäl­
ter nannte Klaus Zwickel keine konkrete 
Zahl, sondern forderte eine Erhöhung 
im Hinblick auf die Inflationsrate.

Mit diesem „Menü“ versucht der 
Vorstand, betriebliche Entwicklungen 
tariflich wieder einzufangen. Tatsäch­
lich hat sich der betriebliche Druck 
durch Personalabbau und Streichung be­
trieblicher Leistungen so zugespitzt, daß 
eine weitere Auflösung des Normalar­
beitstages auch tariflich nicht mehr zu 
verhindern sein wird. Die Frage stellt 
sich nach den Grenzen. In welchen 
Bandbreiten soll sich die tägliche und 
wöchentliche Arbeitszeit bewegen kön­
nen, wie groß darf der Ausgleichszeit­
raum sein, um die Mehrarbeit in Freizeit 
auszugleichen? Werden in diesem Kon­
zept noch Überstunden-Zuschläge ge­
zahlt? Wenn Arbeitszeitverkürzungen 
ohne vollen Lohnausgleich vereinbart 
werden, so muß zugleich verhindert 
werden, daß untere und mittlere Ein­
kommensbezieher ins Elend gestoßen 
werden. Wo ist die Untergrenze bei 
Lohnsenkung?

Gesamtmetall hat auch den Urlaubs- 
Tarifvertrag gekündigt. Auch wenn die 
Gesamtdauer des Urlaubs erhalten blei­
ben sollte, so besteht doch die Gefahr, 
daß der Urlaub zu einer Anwesenheits­
prämie verkommen soll, das heißt, daß 
die Urlaubsdauer abhängig werden soll 
von der Anwesenheit im Betrieb. Dies 
sollte auf alle Fälle verhindert werden.
- (ros)

Blüm (CDU) und Rexrodt (FDP) sind auf dem Weg

Im Eiltempo verabschieden lassen will 
die Bundesregierung ihr „Aktionspro-- 
gramm zur Förderung von Wachstum 
und Beschäftigung“. Durch das Pro­
gramm sollen angeblich bereits „zur 
Jahresmitte“ „die ersten Beschäfti­
gungsimpulse wirksam werden“ (so 
das Handelsblatt am 28.1.)

Im Zentrum des Pakets steht das 
„Beschäftigungsforderungsgesetz 
1994“. Das Ministerium Blüm hat ge­
prüft, wo die wirtschaftlich schwäch­
sten Arbeitslosen und Beschäftigten zu 
finden sind, um gezielt gegen diese 
Personengruppen vorzugehen.

So soll das Gesetz den Widerstand 
vieler Arbeitsloser gegen die Beschäf­
tigung in Teilzeit brechen helfen. Ein 
wichtiger Grund für diesen Widerstand 
war und ist, daß bei Annahme einer 
Teilzeitbeschäftigung die Ansprüche 
auf Arbeitslosengeld wie auf Rente 
drastisch reduziert .werden. Hier gilt 
jetzt die Regel, daß Teilzeitbeschäftig­
te künftig ihr Arbeitslosengeld nicht in 
Relation zum Teilzeit-Entgelt, sondern 
zum Entgelt der Beschäftigung bekom­
men, bei der sie in den letzten drei Jah­
ren wöchentlich am längsten beschäf­
tigt waren. Wer also z.B. zwei Jahre in 
Vollzeit beschäftigt war, dann ein Jahr 
in Teilzeit und dann arbeitslos wird, 
bekommt als Arbeitslosengeld ca. zwei 
Drittel des Netto-k?//zez7-Entgelts. 
Freilich nur, wenn er in den letzten drei 
Jahren überhaupt eine Vollzeitstelle 
hatte ...

Zweite Neuerung: „Die Bundesan­
stalt kann Arbeitnehmer für die Dauer 
einer nach ihrer Eigenart auf längstens 
drei Monate innerhalb eines Jahres be­
grenzten Beschäftigung 1. in der Land- 
und Forstwirtschaft oder 2. zur Obst­
und Gemüseverarbeitung eine Saison­
arbeitnehmerhilfe gewähren ...“ So 
der geplante neue §54a AFG. Die 
„Saisonarbeitnehmerhilfe“ beträgt 25 
DM am Tag und ersetzt nicht einmal 
die evtl. Fahrtkosten für diese völlig 
rechtlosen Erntehelfer. Begründung: 
„Trotz hoher Arbeitslosigkeit im In­
land wurden 1993 rund 180000 auslän­
dische Arbeitnehmer aus Drittstaaten 
für Beschäftigungen von bis zu drei 
Monaten vermittelt. Gut zwei Drittel 
von ihnen wurden in der Land- und 
Forstwirtschaft, insbesondere mit Em- 
tearbeiten beschäftigt.“ Wer sich wei­
gert, diese Arbeit zu übernehmen, dem 
wird das Arbeitslosengeld gesperrt. 
Profitieren von dieser neuen Vor­
schrift werden die Besitzer von Wein­
gütern wie Heiner Geissler ebenso wie

zu einem modernen Reichsarbeitsdienst.

die Besitzer der Obstplantagen im 
Hamburger Raum oder die alten Jun­
ker auf ihren „neuen“ Landgütern im 
Osten.

Drittens werden Leiharbeit und be­
fristete Arbeitsverträge weiter erleich­
tert bzw. bestehende Erleichterungen 
erheblich verlängert. Beispiel Leihar­
beit: Hier galt noch 1984: maximal 3 
Monate Leiharbeit bei dem gleichen 
Sklaventreiber. Dann wurde die Leih­
arbeitsdauer auf sechs, 1990 auf neun 
Monate erhöht. Diese Verlängerung 
von Arbeitsverhältnissen, deren Ver­
bot die Gewerkschaften schon lange 
fordern, war bis Ende 1995 befristet. 
Das neue Gesetz will sie nun bis zum 
31.12.2000 verewigen.

Ähnlich bei den Möglichkeiten be­
fristeter Verträge. Die 1984 von der 
Regierung eingeführten Erleichterun­
gen für befristete Arbeitsverträge wa­
ren ursprünglich auf die Zeit bis 1990 
befristet worden. Dann wurden sie bis 
1995 verlängert, und jetzt sollen sie bis 
zum Jahr 2000 fortgelten. Zynische 
Begründung der Regierung: Von den 
1992 150000 bis 290000 befristet ein­
gestellten Personen (genaue Zahlen hat 
Blüm offenbar sowieso nicht) seien 
20000 bis 45000 nach Ablauf des be­
fristeten Vertrags dauerhaft übernom­
men worden! Wer nachrechnet, stellt 
fest: 5 von 6 oder 7 von 8 befristet Be­
schäftigten werden nach Ablauf des 
Vertrags entweder entlassen oder er­
neut befristet eingestellt. Diese „er­
folgreiche“ Bestimmung soll nun bis 
zum Jahr 2000 verlängert werden!

Kein Wunder, daß die Regierung bei 
so viel „Erfolgen“ in ihrem Gesetzent­
wurf die Lohnkostenzuschüsse für die 
Kapitalisten geringfügig verringern 
kann — für Profitmöglichkeiten ist an­
derweitig ja genügend gesorgt!

Damit die Brutalität auf dem Ar­
beitsmarkt bei zunehmender sozialer 
Not sich richtig austoben kann, wird 
schließlich auch einer alten Forderung 
der FDP nachgegeben: Private Ar­
beitsvermittlungen werden weitgehend 
legalisiert.

Wer als „Unternehmer“ qualifiziert 
ist, d.h. in letzter Zeit nicht durch 
einen betrügerischen Bankrott oder 
Scheckfälschungen auffiel, kann sich 
bald eine Zulassung als „privater Ar­
beitsvermittler“ besorgen und aus der 
sozialen Not der Arbeitslosen ein pri^ 
vates Geschäft herausschlagen.
Quellen: Entwurf eines Beschäftigungsförde­
rungsgesetzes 1994; Handelsblatt, 28.1.94 
— (rül)

VW-Abschluß und Strategiedebatte der Gewerkschaften
Besorgniserregende Ausblendung der Reproduktion der Arbeitskraft / Vom Lohn eigenständig leben ist für viele nicht mehr möglich

Der VW-Haustarifabschluß zur Ein­
führung der 4-Tage-Woche hat für 
ein Aufleben der gewerkschaftli­
chen und gesellschaftlichen Strategie­

diskussion zum Thema Arbeitszeitver­
kürzung geführt. Erne ganze Reihe von 
Aufsätzen liegen inzwischen dazu vor.

Drei Referenten für Grundsatzfragen 
beim IG Metall-Vorstand — Schroeder, 
Kowalsky und Schabedoth — sehen heu­
te einen epochalen Wandel der gesell-: 
schaftlichen Rahmenbedingungen von- 
statten gehen. Vor dem Hintergrund der 
wirtschaftlichen Krise und der Massen­
arbeitslosigkeit wüchsen die Anforde­
rungen an den Sozialstaat, seine Lei­
stungsfähigkeit nähme gleichzeitig ab. 
Eine neue Weltmarktstruktur bilde sich 
aus, Billiglohnkonkurrenten im Nahbe­
reich seien entstanden, im Hochtechno­
logiebereich habe sich der Wettbewerb 
„zu Lasten Deutschlands“ verändert. 
Gewerkschaftliche Politik müsse darauf 
reagierend eine Verbindung nationaler 
und internationaler Strategie herstellen. 
Die Massenarbeitslosigkeit sei das Ver­
bindungsglied zwischen beiden. Der 
VW-Abschluß sei dabei wegweisend. 
„Um den Preis eines halbvollen Lohn­
ausgleiches ist es gelungen, die gemein­
schaftsschädigende Entlassung von 
30000 Beschäftigten zu verhindern. Mit 
der Einbuße von ca. 10 Prozent des Jah­

reseinkommens konnten Freizeitgewin­
ne von 20 Prozent ermöglicht werden.“ 
Zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit 
sollen mehr Teilzeitarbeitsplätze und ein 
öffentlich geforderter Beschäftigungs­
sektor entstehen. Gewerkschaften sollen 
Regelungen für die besonderen Bedin­
gungen dieser Teilarbeitsmärkte finden. 
Die Massenarbeitslosigkeit dürfe nicht 
zum „tödlichen Krebsgeschwür der Ge­
sellschaft“ werden. „Plurale Identitä­
ten“ in Bezug auf die individuelle Be­
deutung der Erwerbsarbeit seien heraus­
zubilden, um „eine durch Arbeitslosig­
keit erzeugte Jdentitätskrise nicht gleich 
zu einem Rückgriff auf ethnische oder 
nationalistische Bezugspunkte führen“ 
zu lassen. (1)

Besorgniserregend an dieser Sorte 
Strategiebeiträge ist die fast völlige Aus­
blendung der Reproduktionsseite der 
Arbeitskraft. „In Arbeit sein“ — und 
die Grundsatzreferenten untermauern 
die Bedeutung dieses Zustandes durch 
Andeutung einer gewissen Blutrünstig- 
keit von Arbeitslosen — wird nicht mehr 
an Bedingungen wie vom Lohn eigen­
ständig leben können, ein Arbeitspen­
sum, das sich über lange Zeit aushalten 
läßt, eine Lage der Arbeitszeit, die Zu­
sammenleben ermöglicht, geknüpft. Als 
abhängige Variable vom sich stets än­
dernden Angebot und Nachfrage auf

dem Arbeitsmarkt kann eine Bewirt­
schaftungspolitik der Arbeitskraft nur 
inhuman werden.

Der wissenschaftliche Stichwortgeber 
der SPD, Fritz W. Scharpf, hält denn die 
Herausbildung eines Niedriglohnsektors 
unterhalb tarifierter Bedingungen auch 
für unverzichtbar. Hohe Einkommen 
seien nur in hochproduktiven Bereichen 
der industriellen Produktion bezahlbar. 
Weite Teile des Dienstleistungssektors 
hätten aber eine schwache Produktivität. 
Für einen Strukturwandel hin zu mehr 
Dienstleistungsorientierung müsse ge­
werkschaftliche Tarifpolitik unter­
schiedliche Bedingungen je nach Pro­
duktivitätsraten akzeptieren. Solidari­
sche Lohnpolitik müßte aufgegeben und 
eine Spaltung der Arbeitsmärkte hinge­
nommen werden. (2) Die Politik der Ar­
beitszeitverkürzung samt Lohnkürzung 
wäre, wenn sie bei den Zulieferern und 
industrienahen Dienstleistern erstmal 
ankommt, ein Schritt dorthin: Armut bei 
tarifierter Beschäftigung.

Eine andere Pösitionsbildung vertritt 
u.a. Detlef Hensche, Vorsitzender der 
IG Medien. Er hält eine Arbeitszeitof­
fensive des DGB für nötig. Die soll er­
stens aus einer allgemeinen Arbeitszeit­
verkürzung für alle bestehen. Zweitens 
solle Teilzeitarbeit gefördert werden, 
z. B. soll es ein Recht auf Teilzeit im Ta­

rifvertrag geben. Drittens sollen Be­
schäftigte, die stark belastet sind, Ar­
beitszeitverkürzungen erhalten, z.B. die 
Tarifrente für Schicht- und Nachtarbei­
ter. Und viertens soll der tarifliche Ra- 
tionalisterungsschutz zeitgemäß gestal­
tet werden, z. B. dem Betriebsrat soll ein 
Mitbestimmungsrecht eingeräumt wer­
den, bei Beschäftigungskrisen vorüber­
gehend auf die Senkung der Arbeitszeit 
anstelle von Massenentlassungen zu be­
stehen. Zur Lohnseite sagt Hensche: 
„Zunächst einmal: Als eherne Notwen­
digkeit gehört zur Bekämpfung der Ar­
beitslosigkeit eine beschäftigungsorien­
tierte Wirtschaftspolitik, die auch eine 
Umverteilung des gesellschaftlichen 
Reichtums in Angriff nimmt. Man kann 
nicht alles den Gewerkschaften und den 
Arbeitnehmern aufbürden. Aber wir 
müssen in der gegenwärtigen Situation 
auch als Gewerkschafter überlegen, ob 
bestimmte große Schritte der Arbeits­
zeitverkürzung nicht auch mit Einkom- 
mensopfem verbunden sein können ... 
Zum Beispiel kann für die unteren Be­
schäftigtengruppen der volle Lohnaus­
gleich vereinbart werden, für die oberen 
Lohngruppen dagegen nur ein teilweiser 
Lohnausgleich. Nochmals: auch hier 
wäre ein vorübergehender Ausgleich 
durch das Arbeitsamt anzustreben.“ (3) 
Wieso der VW-Abschluß Reformhoff­

nungen größeren Ausmaßes freisetzt, ist 
schleierhaft. Verlängerung der Arbeits­
zeit im öffentlichen Dienst, weitere Fle­
xibilisierung, größere Freigabe der 
Sonntagsarbeit durch das neue Arbeits-. 
zeitgesetz, das verlangt eher nach Ab­
wehrüberlegungen gegen die Ver­
schlechterung sozialer Arbeitszeitstan­
dards. Andererseits unter Beachtung der 
Reproduktion der Arbeitskraft, und der 
Wert der Arbeitskraft beinhaltet ja auch 
eine qualitative Seite, vielleicht ja auch 
die Wertschätzung disponibler Zeit, wä­
re eine Tarifvertragspolitik, die die indi­
viduellen Arbeitszeitwünsche unter kol­
lektiven, tariflichen Schutz stellt, sicher 
richtig.

Ohne verstärkte tarifliche und gesell­
schaftliche Mindestsicherungen bezüg­
lich Lohn und Arbeitsbedingungen, aber 
auch bezüglich der Ausgabenseite, etwa 
durch Verringerung der Mieten, hat die­
ser Weg aber wohl wenig Aussicht auf 
Realisierung. Es sei denn in Form noch 
größerer Verelendung rund um die 
Reichtumsinseln.

(1) taz, 18.12.93; (2) Fritz W. Scharpf, Von der 
Finanzierung der Arbeitslosigkeit zur Subven­
tionierung niedriger Erwerbseinkommen, Ge­
werkschaftliche Monatshefte 7 /93; (3) „Da sind 
unser aller Köpfe in gleicher Weise verstellt“, 
Die Mitbestimmung \2193 — (gka)
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Vorsitzender von Petrol-I§ verurteilt! Solidaritätsaufruf an Mitglieder und 
Funktionäre der Gewerkschaften

as Urteil gegen den Vorsitzenden 
der Gewerkschaft Petrol-I§ darf 
nicht vollstreckt werden!

Das Bundesvorstandsmitglied der Türk­
is (Türkischer Gewerkschaftsbund — 
Partnerdachverband des DGB) und Vor­
sitzende der Gewerkschaft Petrol-I§ 
(Chemie und Ölverarbeitung) aus der 
Türkei, Münir Ceylan, ist am 19. Januar 
vom Antiterror-Sondergericht in Istan­
bul zu 20 Monaten Haft verurteilt wor­

den. Der Grund dafür liegt in einem Ar­
tikel, den er 1991 in einer Wochenzei­
tung, Yeni Ülke, veröffentlicht hatte. 
Petrol-Is ist Partnergewerkschaft der 
DGB-Gewerkschaft IG Chemie, Mit­
glied der ICEF und des Internationalen 
Chemie-Gewerkschaftsbundes. Die 
Verurteilung des kämpferischen Petrol- 
Is-Vorsitzenden verfolgt das Ziel, die 
Arbeiterbewegung, die Angestellten 
sowie die Beschäftigten des öffentlichen

Dienstes der Türkei einzuschüchtem, 
ihre Gewerkschaften zu zerschlagen.

Zunehmende Angriffe, Verhaftungen 
(drei führende Funktionäre der DISK 
sind am 8.1.1994 verhaftet worden) und 
Ermordung kämpferischer Arbeiter­
und Gewerkschaftsführer (kürzlich wur­
den in Diyarbakir und Batman zwei ehe­
malige Bevollmächtigte der Petrol-I§ 
ermordet) beweisen das wirkliche Ziel 
der Regierung: Staatsterror auszuüben

gegen Arbeiter, Angestellte und Be­
schäftigte des öffentlichen Dienstes zur 
Unterdrückung des Kampfes um „Ar­
beit! Brot! Freiheit!“

Das Kapital droht der Arbeiterklasse, 
um sie vom Generalstreik abzuhalten, 
der vorbereitet wird. Dazu dient die aus-
geübte Staatsgewalt genauso wie der 
Einsatz solcher „Antiterrorsonderge­
richte“ wie im Fall Münir Ceylans. Wir, 
... Betriebsräte, Vertrauensleute und Ge-

werkschaftler, 
protestieren 
mit aller Ent­
schiedenheit 
gegen die Ver­
urteilung Mü­
nir Ceylans.

Münir Ceylan Foto:edl

Es folgen über hundert Unterschriften. 
Kontakt: Arbeiterkomitee ftir Solidarität 
und Einheit, Am Oelpfad 27, 44263 
Dortmund, Fax: 02 31/483621

Einstellungsbescheid 
der Bundesanwaltschaft

B
etrifft: Ihre Strafanzeige vom 14. 
Januar 1993 wegen deutscher 
Unterstützung des Völkermordes 
der türkischen Regierung an dem kur­

dischen Volk...

Die Prüfung des angezeigten Sachver­
halts unter Berücksichtigung von In­
formationen des Auswärtigen Amtes 
sowie von gerichtsbekannten und all- 
gemeinkundlichen Tatsachen hat keine 
zureichenden tatsächlichen Anhalts­
punkte für Völkermordtaten der türki­
schen Regierung ergeben. Daher ent­
fallt schon mangels Haupttat der An­
fangsverdacht für eine Beteiligung von 
Bundesbürgern. Dessen ungeachtet 
liegen aber auch keine zureichenden 
tatsächlichen Anhaltspunkte für eine 
Beihilfe zu der vermeintlichen Haupt­
tat vor...

Seit geraumer Zeit streben auf türki­
schem Staatsgebiet lebende Kurden die 

dem einer durch ihr Volkstum be­
stimmten Gruppe i.S. des §220a Abs.
1 Nr. 1 StGB dar. Nicht jede Handlung 
aber, die den äußeren Tatbestand er­
füllt, ist Völkermord. Wichtig für die 
Abgrenzung des Tatbestandes ist vor 
allem das subjektive Unrechtsmerkmal 
der Absicht, eine bestimmte Gruppe als 
soziale Einheit („als solche**) zu zer­
stören (Jeschek, ZStW 66, 212). Diese 
Absicht fehlt, wenn die staatliche Ver­
folgung nicht gegen die Mitglieder 
einer ethnischen Gruppe,an sich (Kur­
den), sondern gegen deren (gewaltsa­
me) politische Betätigung (Terror der 
PKK) gerichtet ist.

Im historischen Zusammenhang 
zwischen Autonomiebestrebungen der 
Kurden durch bewaffnete Angriffe und 
Unterdrückung dieser Bestrebungen 
durch militärische Operationen der 
Türken läßt sich auf der Grundlage des 
politischen Gesamtkonzepts der türki­
schen Regierung eine Völkermordab­
sicht nicht nachweisen:
b) Wegen des schlichten Bekenntnisses 
zu ihrer Volkszugehörigkeit sind Kur­
den nach wie vor nicht von staatlicher 
Verfolgung bedroht...

Angriff auf Simak äusgelöst wurden“. 
Mesut Dündar sei mit einem deutschen 
Panzer über den Boden geschleift wor­
den, „um einen vermuteten Sprengkör­
per zur Detonation zu bringen“, und 
bei den Angriffen auf PKK-Stellungen 
in Südkurdistan (Irak) lägen der Bun­
desregierung .„keine Erkenntnisse* * 
über den Einsatz deutscher Waffen vor. 
Frei nach der Regel: Was das Auswär­
tige Amt nicht meldet, weiß die Bundes­
anwaltschaft auch nicht. Weiter heißt 
es dann:)
d) Die Lieferung deutscher Waffen und 
Geräte an die türkische Regierung im 
Zeitraum 1990 bis 1992 erfolgte nach 
Maßgabe einer vertraglich vereinbar­
ten Verwendungsklausel, die lautet:

„Die Waffen und Geräte, die die Re­
gierung der Bundesrepublik Deutsch­
land der Regierung der Republik der 
Türkei nach diesem Abkommen lie­
fert, werden von den türkischen Streit­
kräften in Übereinstimmung mit Art. 5 
des Nordatlantikpakt-Vertrages ver­
wendet.“

Die türkische Regierung hat wieder­
holt ausdrücklich versichert, daß diese 
Waffen gemäß der Verwendungsklau-

Bundesanwaltschaft
segnet Völkermord 
in Kurdistan ab!
Kurden, medico international und andere 
Menschenrechtsorganisationen klagen vor 
dem Menschenrechtsgerichtshof in Straßburg

D ie Bundesanwaltschaft in Karlsru­
he hat die von medico, Grünen, 
Kurdistan-Komitee und anderen 

Gruppen vor einem Jahr eingereichte
Klage wegen Beihilfe zum Völkermord in 
Kurdistan durch bundesdeutsche Stellen 
ab gelehnt (siehe auch Seite 1). Im fol- . 
genden dokumentieren wir die Erklä­
rung der Antragsteller gegen diesen 
Bescheid.

Der Generalinspekteur der Bundeswehr 
Naumann hat im Juli 1993 anläßlich 
eines Besuches in der Türkei den Einsatz 
deutscher Waffen damit gerechtfertigt, 
daß die PKK eine „Terrororganisation“ 
sei und betont, dies sei auch die Auffas­
sung der Bundesregierung.

Diesen Hinweisen ist der Generalbun­
desanwalt wohlweislich nicht nachge­
gangen, das Schreiben geht mit keiner 
Silbe daraufein.

Der Kurde Mesut Dündar wird mit einem aus der BRD gelieferten Panzer BTR-60 zu Tode geschleift. Kommentar der Bundesanwaltschaft in ihrem 
Einstellungsbescheid: Mesut Dündar sei über den Boden geschleift worden, „um einen vermuteten Sprengkörper zur Detonation zu bringen“.

Gründung eines unabhängigen Staates 
Kurdistan an. Eine der Organisatio­
nen, die dieses Ziel in Form eines 
selbständigen kommunistisch gepräg­
ten kurdischen Nationalstaates ver­
folgt, ist die Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK). Sie will revolutionäre Umstür­
ze in der Türkei und in jenen Staaten 
erreichen, in denen ebenfalls Kurden 

I in geschlossenen Siedlungsräumen le­
ben. Zu diesem Zweck führt die PKK 
im Südosten der Türkei einen andau­
ernden Guerilla-Kampf...

Die türkische Regierung entgegnet 
auf die Aktionen der PKK, die diese 
selbst als Krieg bezeichnet, mit militä­
rischen Operationen. Während einer­
seits der Terror der PKK eskaliert, 
kommt es andererseits in zunehmen­
dem Maße zu Übergriffen von militäri­
schen Einheiten auf die kurdische Be­
völkerung. In Südostanatolien herr­
schen bürgerkriegsähnliche Zustände. 
Die bewaffneten Auseinandersetzun­
gen forderten sowohl auf türkischer als auch diese Vorfälle ... keine ... An- 
auch auf kurdischer Seite zahlreiche 
Todesopfer: Schätzungen gehen von 
6000 Toten aus, die zu gleichen Teilen 
den Sicherheitskräften (Militär, Gen­
darmerie, Polizei), der aktiven PKK- 
Guerilla und der Zivilbevölkerung zu­
zurechnen sind. Gerade die Zivilbevöl­
kerung wird in dieser Region Opfer 
von Kampf- und Vergeltungsmaßnah­
men beider Seiten.

Gemessen am äußeren Tatbestand 
des Völkermordes stellt die Tötung 
von Kurden eine Tötung von Mitglie-

Ziel des Vorgehens der türkischen 
Sicherheitskräfte ist die erfolgreiche 
Bekämpfung des PKK-Terrorismus als 
Voraussetzung für eine Befriedung der 
Region. „Politische Maßnahmen“ und 
solche der wirtschaftlichen und sozia­
len Stabilisierung werden von der der­
zeitigen Koalitionsregierung erst nach 
einer militärischen Befriedung der Re­
gion ins Auge gefaßt.

Die Tatsache, daß Kurden in der 
Türkei in solchen Gebieten, in denen 
Sicherheit und Ordnung herrschen, 
keiner Verfolgung ausgesetzt sind, be­
legt, daß die staatlichen Repressions­
maßnahmen in der Südosttürkei aus­
schließlich Reaktionen auf den PKK- 
Terrorismus darstellen und nicht in der 
Absicht des Völkermordes geschehen 

c) Soweit Sie bestimmte Vorgänge der 
jüngsten Vergangenheit als Beweis für 
türkische Völkermordtaten mit deut­
scher Beteiligung hervorheben, lassen 

haltspunkte für türkische Völkermord­
absichten und für eine Beihilfe deut­
scher Staatsangehöriger erkennen.
(Es folgen zynische Ausführungen zu 
einzelnen türkischen Massakern. Die 
Erschießungen von Kurdinnen und 
Kurden während der Newroz-Feiern in 
Cizre 1992 etwa sei erfolgt, weil ,ßie 
PKK bewaffnet und militant aufgetre­
ten** sei. Zur Bombardierung Sirnaks 
durch türkische Einheiten im August 
1992 heißt es: „Es ist unumstritten, 
daß die Gewaltakte duch einen PKK­

sei nicht zur Terrorismusbekämpftmg 
eingesetzt werden ...

Der Vorwurf, deutsche Stellen hät­
ten durch Waffenlieferungen Beihilfe 
geleistet, ist also schon für sich be­
trachtet haltlos ...
e) Soweit Sie behaupten, türkische 
Spezialeinheiten seien in der Bundesre­
publik bei der GSG 9 ausgebildet wor­
den und der türkische Geheimdienst 
würde mit Hilfe des deutschen Ge­
heimdienstes unter dem Deckmantel 
der „Terrorismusbekämpfung“ gegen 
Kurden in der Bundesrepublik vorge­
hen, ist nicht einmal im Ansatz ersicht­
lich, welche konkreten türkischen Ak­
tionen durch die vorgeworfenen Hand­
lungen deutscher Stellen gefördert 
worden sein sollen ...
f) Soweit der Vorwurf in der Anzeige 
sich bezieht auf
— Willkürakte des türkischen Mili­
tärs,
— eine extensive Auslegung des in der 
Türkei geltenden Verbots der Separa­
tismuspropaganda ...
— eine Behinderung des kurdischen 
Bevölkerungsteils bei der Entfaltung 
seiner kulturellen und ethnischen Iden­
tität,
— die generellen Menschenrechtsde­
fizite in der ganzen Türkei, •

sind diese Erscheinungen staatlichen 
Handelns nicht geeignet, die Voraus­
setzungen des Völkermordtatbestandes 
gemäß § 220a StGB auszufüllen. 
Quelle: Schreiben der BAW vom 30.12.1993 
an Rechtsanwall Eberhard Schultz, Bremen 

Die folgende Erklärung zum Einstel­
lungsbeschluß datiert vom 26.1. 94 und 
ist überschrieben von Eberhard Schultz, 
Rechtsanwalt, Angelika Beer, Bundes­
vorstand Bündnis 90/Die Grünen, Mi­
chael Enger, Filmregisseur und Journa­
list, und Hans Branscheidt, medico in­
ternational.

Mit Schreiben vom 30.12.93 hat die 
Generalbundesanwaltschaft (GBA) es 
abgelehnt, die Strafanzeige, die am 
14.1.93 erstattet wurde, weiterzuver­
folgen ...

Die Ablehnung und ihre Begründun­
gen können nicht hingenommen werden.

1. Ähnlich wie in Süd-Kurdistan (Irak) 
findet in der Türkei seit Jahren ein syste­
matischer Staatsterror gegen die gesam­
te kurdische Bevölkerung in den kurdi­
schen Provinzen statt. Zu Recht ver­
gleicht die Neue Zürcher Zeitung Kurdi­
stan mit dem Chile Pinochets und dem 
Vietnam zur Zeit der amerikanischen 
Besetzung. (NZZ vom 20.8.93)

Nichtstaatliche Menschenrechtsorga­
nisationen wie amnesty international 
und Helsinki Watch beschuldigen die 
Türkei der systematischen Folter und 
der Zerstörung der ethnischen Identität 
der Kurden. Der zuständige Ausschuß 
der UNO und das Anti-Folter-Komitee 
der EG haben seit 1993 Berichte veröf­
fentlicht, nach denen die Türkei zu den 
schlimmsten Folterregimes der Welt ge­
hört und aus denen auch hervorgeht, daß 
entgegen allen Zusagen und Verspre­
chungen staatlicher Seite keine Verbes­
serung der Menschenrechtssituation der 
Kurden erkennbar ist.

2. Zahlreiche Beweismittel für den sy­
stematischen Einsatz von Waffen aus 
Deutschland, u.a. BTR 60 Panzer, Pan­
zerwagen, Gewehren usw. sind in der 
umfangreichen Anklageschrift benannt 
und durch zahlreiche neuere Augenzeu­
genberichte bestätigt, wie etwa: Delega­
tionen unter Führung des Menschen­
rechtsausschusses im Britischen Ober­
haus, Lord Avebury, wie auch durch 
Filmberichte (zuletzt Monitor, Arte vom 
Januar 1994).

3. Bereits in der Strafanzeige haben wir 
ausgeführt und unter Beweis gestellt:
— die Türkei hat sich immer auf eine 
Klausel in der Neufassung des NATO- 
Vertrages berufen, wonach der Bündnis­
fall nicht nur bei Angriffen von außen, 
sondern auch bei terroristischen Angrif­
fen vorliege;
— Äußerungen von Botschaftsvertre­
tern belegen die positive Kenntnis, ja 
sogar Billigung des Einsatzes deutscher 
Waffen.

Wir stellen demgegenüber fest:
Wer an ein solches Regime weiter Waf­
fen liefert bzw. die Lieferung zuläßt, 
nimmt mindestens deren Einsatz in 
Kauf, was für einen Anfangsverdacht 
zur Einleitung eines Strafverfahrens in 
jedem Fall ausreicht. Die Anzeigeerstat­
ter erheben daher gegen die Ablehnung 
eines Ermittlungsverfahrens Dienstauf­
sichtsbeschwerde und Gegenvorstel­
lung.

Wenn Bundesaußenminister Kinkel 
auf seinem jüngsten Ankara-Besuch aus­
drücklich eingestanden hat, er könne 
letztlich „nicht sicherstellen, daß deut­
sche Waffen nicht gegen Kurden einge­
setzt würden“, so kann die Konsequenz 
nur lauten:

*

*

Die Waffenlieferungen an die Tür­
kei müssen sofort eingestellt wer­
den!
Die Verantwortlichen müssen — 
auch strafrechtlich — zur Rechen­
schaftgezogen werden!

Zugleich mit der weiteren rechtlichen 
und öffentlichen Verfolgung der Er­
zwingung der Einleitung eines Ermitt­
lungsverfahrens in Deutschland beab­
sichtigen die Anzeigeerstatter die Wei­
terführung der Initiative auf europäi­
scher Ebene. Zusammen mit namhaften 
deutschen und internationalen Men­
schenrechtsorganisationen soll der Men­
schenrechtsgerichtshof in Straßburg da­
zu bewegt werden, die völkermordrele­
vanten Waffenlieferungen förmlich zu 
verurteilen.

Eine internationale Menschenrechts­
konferenz zu Kurdistan am 20. März in 
Brüssel, veranstaltet von medico inter­
national (Frankfurt) und Kurdistan hu­
man right project (London) wird die 
diesbezüglichen weiteren Schritte sowie 
dazugehörige Kampagnen und weltwei­
te Initiativen erläutern.

„Eine Zurückweisung der Strafanzei­
ge wäre ein weiterer Beweis für die Dop­
pelmoral der deutschen Pblitik und Ge­
richtsbarkeit, die von internationaler 
Geltung der Menschenrechte, von der 
Einrichtung eines internationalen Tri­
bunals zur Verurteilung von Kriegsver­
brechen aus dem ehemaligen Jugosla­
wien spricht, aber gleichzeitig die eige­
nen Kriegsverbrecher ungestraft weiter 
Beihilfe zum Völkermord am kurdi­
schen Volk leisten läßt.“ (Angelika Beer 
in der Einleitung zur Broschüre „Straf­
anzeige wegen Beihilfe zum Völker­
mord“)

gez. für die Einladung zur Pressekonferenz: 
Hans Branscheidt, medico intenutionai, 
26. 1.94
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Spanien: Generalstreik
Landesweiter Widerstand gegen die Vorhaben der Regierung Gonzales 
CCOO: Härtester Angriff auf Rechte der Arbeiter seit Ende des Franco-Regimes

Eine Woche vor dem Generalstreik 
am 27. Januar sprach sich das Par­
lament mit großer Mehrheit — 
92 % — für die Arbeitsreform der Regie­

rung aus. Die Reformmaßnahmen waren 
Anfang Dezember letzten Jahres in 
Form von zwei Gesetzentwürfen und 
einem Dekret von „Eilmaßnahmen zur 
Förderung der Beschäftigung“ von der 
Regierung vorgelegt worden. Damit be­
absichtigte die in den letzten Wahlen (6. 
Juni 1993) mit 38 % der Stimmen knapp 
bestätigte Sozialistische Arbeiterpartei 
Spaniens (PSOE) unter Führung Felipe 
Gonzalez’, der wirtschaftlichen Krisen­
situation des Landes zu begegnen.

Nach den Daten des Nationalen Be­
schäftigungsinstituts Ende Dezember 
vergangenen Jahres sind 17,5 % der ak­
tiven Bevölkerung arbeitslos. Die Grup­
pe der erwerbslosen jungen Menschen 
zwischen 16 und 25 Jahren ohne Schul­
abschluß beläuft sich auf 200000. Eine 
weitere Million Jugendlicher ohne be­
rufsqualifizierten Abschluß befindet 
sich auf Stellensuche.

Arbeitsminister Josö Antonio Grinän 
propagiert die Arbeitsreform als eine 
Maßnahme zur Schaffung von Arbeits­
plätzen und einer Korrektur des Arbeits­
marktes, der sich — nach seinen Worten 
— unsolidarisch und geradezu feindlich 
gegenüber den Arbeitslosen verhalte. 
Die Situation ist damit durchaus zutref­
fend beschrieben, aber es mutet sarka­
stisch an, der Wirtschaftskrise damit 
Abhilfe schaffen zu wollen, daß zukünf­
tig billiger angestellt und entlassen wird. 
Laut Grinnän soll die Arbeitsreform den

Bosch-Auslandsfabrik in Spanien

Frauen und Jugendlichen als der am 
stärksten von Arbeitslosigkeit betroffe­
nen Bevölkerungsgruppen dienen.

Doch gerade die Lehrlingsverträge 
und der Bereich der Teilzeitarbeit erfah­
ren durch die Neuregelungen eine deut-, 
liehe soziale Destabilisierung. Hauptbe­
troffene in diesen beiden Bereichen sind 
zum einen die Jugendlichen, zum ande­
ren die Frauen.

Erstmals wird in Spanien die Lehr­
lingsausbildung gesetzlich geregelt. 
Doch die Bestimmungen beziehen sich 
nicht auf Ausbildungszwecke — welche 
Planung und Vorbereitung bedürfen und 
damit unvereinbar mit der Eilformel des 
Dekretes sind —, sondern dahinter ver­
birgt sich die Ausdehnung unterbezahl­
ter Arbeitskraft. Es werden nicht — wie 
von dem PSOE verkündet — wirklich 
neue Arbeitsplätze geschaffen, sondern 
im Großteil der Fälle nur die Arbeitslo- 
senziffem der Statistiken gesenkt, indem 
zuvor schwarzarbeitende, arbeitslos 
gemeldete Jugendliche jetzt im Rahmen 
eines angeblichen Lehrverhältnisses an­
gestellt werden, weil sich dies für den 
Unternehmer als noch kostengünstiger 
erweist: Die „Auszubildenden“ müssen 
nur mit einem Betrag von 70 % des Mini­
mallohnes (bzw. 80% und 90% im 
zweiten und dritten ,,Lehr“jahr) entgol­
ten werden. Für die jungen Arbeiter be­
deutet das weniger Geld für die gleiche 
Arbeit und für alle über 28 Jahre, daß sie 
von den Unternehmen gemieden wer­
den, da sie aufgrund der vorgeschriebe­
nen Altersbeschränkung nicht als Billig­
arbeitskraft im Rahmen der Lehrlings­
verträge in Frage kommen. Die hohe 
Zahl von 20000 solcher Verträge, die in 
der kurzen Zeit seit dem Inkrafttreten 
der Bestimmungen am 1. Januar ge­

schlossen worden sind, zeigt, daß die 
Firmen das Sonderangebot der Regie­
rung schon kräftig genutzt haben. Die 
Jugendlichen ihrerseits nehmen die 
Möglichkeit wahr, in dem Reich der Ar­
beitslosigkeit zu arbeiten, und akzeptie­
ren das erste und einzige, was sich ihnen 
bietet: einen Arbeitsplatz zum Ausver­
kaufspreis.

Entscheidender Bestandteil der Ar­
beitsreform sind darüber hinaus die bei­
den Gesetzesvorschläge, die im Früh­
jahr in Kraft treten sollen, mit ihren ein­
schneidenden Veränderungen im Be­
reich der Tarifverträge, der Arbeitszei­
ten und der Entlassungen. Unter ande­
rem sollen demnach die objektiven Ent­
lassungsgründe in der Weise erweitert 
werden, daß künftig auch organisatori­
sche Faktoren und Produktionsprobleme 
mit eingeschlossen sind. Aus dem Tarif­
vertrag soll die Klausel gestrichen wer­
den, nach der Entlassungen der admini­
strativen Autorität unterstehen. Das 
würde bedeuten, daß ein Unternehmen 
keine Verluste aufweisen muß, um ent­
lassen zu können. Es wäre selbst dann zu 
Entlassungen berechtigt, wenn es in der 
Gegenwart Gewinne macht, aber 
Schwierigkeiten in der Zukunft für mög­
lich hält. Die Entschädigung bei unbe­
gründeter Entlassung soll herabgesetzt 
werden. Die Körperschaftssteuer und 
die Unternehmerbeiträge zur Sozialver­
sicherung sind eingefroren, die Sozial­
beiträge der Arbeiter dagegen erhöht.

Mit dem Hinweis auf die Notwendig­
keit der Konkurrenzfähigkeit Spaniens 
innerhalb der Europäischen Gemein­

schaft werden die Arbeitnehmer jegli­
cher Sicherheiten beraubt. Ziel ist, aus­
ländische Investoren durch die untemeh- 
merfreundliche Gesetzgebung anzulok- 
ken, ohne Rücksicht auf die enormen 
Konsequenzen, die dies für die lohnab­
hängige Bevölkerung des eigenen Lan­
des hat. Die beiden größten Gewerk­
schaften Spaniens, Comisiones Obreras 
(CCOO) und Uniön General deTrabaja- 
dores (UGT), prophezeien, daß die Re­
form Tausenden von Jugendlichen die 
Zukunft verschließe und sie ins soziale 
Abseits drängen werde. Das Klima der 
sozialen Spannungen steige gefährlich 
an. Josö Maria Fidalgo, Sekretär der In­
stitutionellen Aktion der CCOO, beur­
teilt die Reformmaßnahmen als den här­
testen Angriff auf die Rechte der Arbei­
ter seit Ende des Francoregimes 1975.

Folglich stand der Generalstreik ne­
ben dem allgemeinen Protest gegen die 
Sozial- und Wirtschaftspolitik der Re­
gierung vornehmlich unter dem Zeichen 
der Arbeitsreform. Ohne in den Zahlen­
krieg einzutreten, den sich Regierung 
und Unternehmer auf der einen Seite und 
Gewerkschaften auf der anderen bezüg­
lich des Umfangs der Arbeitsniederle­
gung geben, muß festgehalten werden, 
daß der Aufruf zum Generalstreik von 
einer überwältigenden Mehrheit des in­
dustriellen Sektors und weiten Kreisen 
des Wirtschaftssektors insgesamt be­
folgtwurde.

Die weitgehende Übereinstimmung 
der Mehrheitsparteien, die noch bis vor 
dem Generalstreik zumindestens nach 
außen bestand, zeigt sich jetzt als sehr 
brüchig. Der PSOE befindet sich in 
einer prekären Situation. Selbst aufge­
spalten in zwei Lager — die „Erneue­
rer“ unter Regierungschef Felipe Gon- 

zälez und die Parteilinken unter Vize­
präsident Alfonso Guerra — wird der 
PSOE nun nicht mehr nur von der Ver­
einten Linken und den Gewerkschaften, 
sondern auch von der Konkurrenzpartei, 
der konservativen „Volkspartei“ (PP), 
angegriffen. So wie im Wahlkampf ver­
gangenen Jahres schlägt Josd Aznar, 
Präsident des PP, auch jetzt wieder die 
Taktik ein, dem PSOE Fehler, Unver­
antwortlichkeit und Regierungsunfahig- 
keit vorzuwerfen, um seine eigene Par­
tei als eine erstrebenswerte Alternative 
hinstellen zu können. Er ging sogar so 
weit zu verkünden, daß die Gewerk­
schaften unter einer von seiner Partei ge­
führten Regierung keinen Generalstreik 
gemacht hätten. Der PP, mitverantwort­
lich für die derzeitige Situation, selbst 
Unterstützer der Arbeitsreform, will 
sich jetzt als „konstruktive Opposition“ 
profilieren, ohne ein eigenes Projekt 
vorzulegen.

Das Parteienbündnis der katalani­
schen Nationalisten (CiU), einer der bei­
den Koalitionspartner des PSOE, setzt 
Gonzälez seinerseits unter Druck: Der 
Präsident der CiU gab unmittelbar vor 
dem Generalstreik zu verstehen, daß der 
PSOE nicht mehr die Zustimmung sei­
ner Partei im Parlament hätte, wenn die 
Reform geändert werde.

Die Oppositionspartei Vereinte Linke 
(IU) hatte zur Parlamentsdebatte Mitte 
Januar einen Katalog alternativer Maß­
nahmen vorgelegt, die sie zusammen mit 
den Gewerkschaften ausgearbeitet hatte. 
Sie bestätigte damit die Dringlichkeit 
einer Veränderung in der Wirtschaftspo­

litik, aber entgegengesetzt zur Richtung 
des Regierungsmodells. Diese alternati­
ve Arbeitsreform basiert auf der Auftei­
lung der vorhandenen Stellen durch Ar­
beitszeitverkürzungen: Die Arbeitswo­
che soll auf 35 Stunden reduziert, Über­
stunden ausgeschlossen, das Rentenalter 
auf 60 Jahre herabgesetzt werden sowie 
ein obligatorischer Investitionsfonds in 
den Firmen zur Schaffung von Arbeits­
plätzen eingerichtet werden, gebildet 
durch Abführung eines Prozentsatzes 
der Gewinne. Außerdem wendet sich 
das Programm gegen die Zulassung von 
privaten Agenturen zur Arbeitsvermitt­
lung und verlangt die Festlegung von 
Höchstgehältern für die hohen Leitungs­
posten, die bisher an kein Abkommen 
gebunden sind.

Dieses alternative Konzept war — mit 
Ausnahme der Stimmen der eigenen 
Partei — abgelehnt worden. Jetzt, nach 
dem Generalstreik, erwägt die IU, mit 
einer Unterschriftenkampagne das Pro­
gramm als Volksinitiative ins Parlament 
einzubringen.

Die Frist bis zum endgültigen Geset­
zesbeschluß ist zwar um eine Woche, bis 
zum 15. Februar, verlängert worden, 
doch das ändert nichts an der Tatsache, 
daß das Gesetz bereits grünes Licht im 
Parlament bekommen hat und keine we­
sentlichen Veränderungen mehr von 
Seiten der Regierung ohne die Zustim­
mung der Parlamentarier möglich sind. 
Und auch die Botschaft Gonzälez’in sei­
nem Antwortbrief an die Gewerkschaf­
ten, (nur) solche Maßnahmen zu unter­
stützen, die die Zustimmung von Ge­
werkschaften und Arbeitgeberverband 
haben, läßt die Hoffnung auf wirkliche 
Verhandlungen schwinden.
— (Bele Beutler)

INTERNATIONALE

LATEINAMERIKA 
Mercosur 
ohne Gewerkschaften
Die Gewerkschaftsverbände in Argenti­
nien, Brasilien, Paraguay und Uruguay 
haben in einem offenen Brief an die vier 
Staatspräsidenten ihre Sorge über mögli­
che sozialen Folgen des ab 1996 geplan­
ten „Gemeinsamen Marktes des Sü­
dens“ (MERCOSUR) signalisiert. Die 
in dem „Dachverband der Gewerkschaf­
ten des Cono Sur“ zusammengeschlos­
senen sechs Gremien forderten letzte 
Woche die sofortige Bildung von natio­
nalen Gesprächsforen und die Einberu­
fung einer regionalen Konferenz, um 
den Fortgang des Integrationsprozesses 
zu analysieren.

Die Funktionäre beklagten, daß die 
Interessenvertreter der Arbeitnehmer 
bei den wirtschaftspolitischen Maßnah­
men kaum mitreden dürften. „Die feh­
lende Förderung für ohnehin schon be­
nachteiligte Wirtschaftszweige und Re­
gionen könnte zu einem ökonomischen 
und sozialen Niedergang führen“, heißt 
es in dem Schreiben.

Wie die Gewerkschaftler kritisierten, 
seien mehrere MERCOSUR-Planungs- 
ausschüsse, die sich mit arbeitnehmerre­
levanten Themen wie kollektive Rechte, 
Hygiene am Arbeitsplatz und soziale 
Sicherheit beschäftigen würden, bislang 
nahezu untätig geblieben. (iPS/akin)

VR CHINA
Heftige Arbeitskämpfe 
in Joint-Venture-Firmen
In den letzten Monaten haben die Ar­
beitskämpfe in den etwa 40000 Jöint- 
Venture-Untemehmen in China drama­
tische Züge angenommen. An der Ta­
gesordnung sind „wilde“ Streiks, mit 
denen die etwa fünf Millionen betroffe­
nen Beschäftigten gegen lange Arbeits­
zeiten, schlechte Bezahlung und selbst 
körperliche Mißhandlungen protestie­
ren.

Ausländische Arbeitgeberinnen sehen 
bereits eine Welle der Fremdenfeind­
lichkeit über sich schwappen. Tatsäch­
lich fanden sich an einem taiwanischen 
Warenhaus in der Gansu-Provinz Plaka­
te, die die chinesische Geschäftsführung 
des Betriebs als „Betrüger“ und „Vater­
landsbeleidiger“ beschimpften. Wenige 
Tage nach Eröffnung schloß das Waren­
haus wieder.

Chinesische Gewerkschaften führen 
die Spannungen weniger auf angebliche 
Fremdenfeindlichkeit ihrer Landsleute 
zurück als vielmehr darauf, daß in den 
Joint-Ventures das chinesische Arbeits­
recht nicht befolgt würde. Als äußerst 
problematisch empfinden sie die man­
gelhafte Einhaltung der Sicherheitsvor­
schriften in den ausländischen Betrie-
ben. Die Arbeitsunfalle haben sich dra­
stisch erhöht. Nach Angaben der Arbei­
terzeitung ist im letzten Jahr in Guang­
zhou, wo sich besonders viele ausländi­
sche Unternehmen niedergelassen ha­
ben, jeden zweiten Tag einE Arbeiterin 
bei einem Betriebsunfall ums Leben ge­
kommen.

Auch respektieren laut Arbeitsmini­
sterium nur ein Prozent der Joint-Ventu­
res das Arbeitsrecht. Die betroffenen 
Firmenchefs lehnen weiter die Gewerk­
schaften ab. Vor allem deshalb, weil sie 
angeblich befürchten, Peking würde die­
se als Mittel zur internen Kontrolle der 
Joint-Ventures mißbrauchen.

Jetzt drängt die chinesische Regierung 
auf Einhaltung des Arbeitsrechts. Zu­
ständige Beamte aber fürchten, daß 
strengere Maßnahmen abschreckend 
wirken könnten ... (IPS/Rajiv Chandra, 
Peking)

AFRIKA/UMWEU/GATT
Standort für 
„schmutzige Industrien“?
Die weltweite Lockerung von Handels­
schranken durch das jüngste Allgemeine 
Zoll- und Handelsabkommen (GATT) 
könnte vor allem in Afrika zu schwer­
wiegenden Umweltschäden führen, be­
fürchten prominente Grüngruppen. 
Denn die Hersteller umweltschädlicher 
Güter oder die Anwender riskanter Pro­
duktionsverfahren könnten die Notlage 
der arm gehaltenen afrikanischen Staa­
ten und die gelockerten Handelsbedin­
gungen ausnutzen und Untemehmens-
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teile in den schwarzen Kontinent ausla- 
gem.

„Das GATT-Abkommen macht es al­
len, auch umweltschädlich arbeitenden 
Unternehmen, viel leichter, sich in Afri­
ka niederzulassen“, meint Ben Jackson 
vom World Development Movement in 
London.

Zwar verlagerten westliche Unterneh­
men die Produktion vorerst noch nach 
Osteuropa, Asien und teilweise Südame­
rika; aber angesichts des wachsenden 
Umweltbewußtseins in Asien wie auch 
in Lateinamerika könnten sich „schmut­
zige Industrien“ letztlich für Standorte 
in Afrika entscheiden.

Einige in westlichen Industriestaaten 
verbotenen Produkte werden bereits un­
gehindert in Afrika erzeugt und verwen­
det; fast alle der Erzeugerfirmen befin­
den sich in westlichem Besitz. Das seit 
Anfang der 70er Jahre sowohl in den 
USA wie auch in Europa verbotene 
DDT wird ebenso wie die 1976 verbote­
nen krebserregenden Stoffe Dieldrin 
und Aldrin in Afrika produziert und 
auch in der Landwirtschaft angewandt. 
(IPS)

KENIA
An-Alphabetisierungs- 
Kampagne
In Kenia soll der bereits 1987 von Welt­
bank und IWF im Rahmen eines „Struk­
turanpassungsprogramms“ oktroyierte 
Sparkurs im Bildungssystem beinhart 
durchgezogen werden. Der kostenlosen 
Schulbildung in Kenia droht das Aus. 
Hohe Gebühren, auch für Grundschu­
len, deren Besuch bislang nichts kostet, 
sieht der neue nationale „Entwicklungs­
plan“ für die Jahre 1994 bis 1996 vor. 
Kinder aus proletarischen Verhältnis­
sen, so sind sich die Experten sicher, 
werden niemals in ihrem Leben eine 
Schule von innen sehen und das Heer der 
Analphabeten vergrößern. Dies räumt 
die Regierung im „Entwicklungsplan“ 
sogar selbst ein: „Viele Eltern werden 
aufgrund der höheren Gebühren ihre 
Kinder nicht mehr zur Schule schicken 
können.“ Umgerechnet 44 US-Dollar 
pro Monat soll künftig der Besuch einer 
staatlichen Grundschule kosten. An wei­
terführenden Schulen, die bereits ein 
Schulgeld von 90 US-Dollar erheben, 
werden die Gebühren verdoppelt.

Das durchschnittliche Pro-Kopf-Ein­
kommen liegt in Kenia im Jahr bei rund 
30 Dollar. Um es armen Familien zu er­
möglichen, ihren Kindern trotz allem 
eine Schulbildung angedeihen zu lassen, 
kündigt die Regierung in Nairobi an, 
einen Sonderfonds für Stipendien einzu­
richten. Viele Kenianer mißtrauen je­
doch diesen Versprechungen ... (W.W. 
Quelle: IPS / Horace Awori)

KUBA/AIDS
HIV-infizierte müssen 
nicht mehr ins Sanatorium
Die kubanischen Gesundheitsbehörden 
haben für dieses Jahr Erleichterungen 
für HIV-infizierte und AIDS-Kranke 
angekündigt. Die von der Immunschwä­
che krankhaft Befallenen sollen nicht 
mehr zwangsweise in geschlossenen Sa­
natorien leben müssen.

Wie der Leiter der Abteilung für 
Seuchenbekämpfung im Gesundheits­
ministerium, Manuel Santin Plena, ge­
stern erklärte, sollten Kranke, die sozia­
les Verantwortungsbewußtsein zeigten, 
bald entlassen werden. Sie könnten auf 
eigenen Wunsch künftig ambulant von 
dem zuständigen Hausarzt behandelt 
werden. Bislang mußten sich alle HIV- 
infizierten in eines der elf Sanatorien auf 
der Insel begeben, wo sie kostenlos be­
handelt und unteigebracht werden. Den 
Patienten ist es dort nicht erlaubt, die 
Anlage zu verlassen. Besuche von 
Freunden und Verwandten sind stark 
eingeschränkt.

Damit haben die Behörden in Havanna 
trotz internationaler Kritik versucht, die 
Ausbreitung der Krankheit eindämmen.

Bis Ende 1993 waren 988 Kubaner mit 
HIV infiziert. 236 Menschen hatten ein 
AIDS-Vollbild entwickelt, 148 wn 
ihnen starben. Im Laufe des vergange­
nen Jahres wurden 102 neue Virusträger 
ermittelt. Seit 1986 haben die Behörden 
bei den insgesamt 10,8 Millionen Kuba­
nern 14 Millionen AIDS-Tests durchge­
führt. (IPS)
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Eltern klagen gegen 
die Stadt Norderstedt
Nachdem die Stadtvertretung die Ge- 1 
bühren für die Kindertagesstättenbetreu- 1 
ung von 75 DM auf 270 DM erhöht hat i 
und zusätzlich vorher wie jetzt 135 DM 1 
Verpflegungsgeld verlangt, haben El- i 
tern Klage vor dem Schleswig-Holstei­
nischen Oberverwaltungsgericht (OVG) < 
eingereicht. 1

Die Auseinandersetzungen um die 
Kindergartengebühren in Norderstedt 
dauern nun schon fast zehn Jahre an. Vor 
einigen Jahren mußten sich die Eltern 
noch gegen die fast höchsten Gebühren 
im Bundesgebiet wehren, inzwischen 
geht es darum, einen niedrigen Standard 1 
zu verteidigen. Die 75 DM-Regelgebühr 
für einen Ganztagsplatz (11 Stunden täg­
lich) war eine einheitliche Gebühr. Für 
die Schulkinderbetreuung im Hort muß- < 
ten 45 DM bezahlt werden, für das zwei­
te Kind 60 %, das dritte Kind war be- 

. freit. Familien mit mehr als einem Kind 
erhielten ab dem zweiten Kind noch ein­
mal 10% Ermäßigung, Alleinerziehen­
de für jedes Kind. Das Verpflegungs­
geld von 65 DM mußten alle zahlen. 
Diese Regelung — von den Fraktionen 
der Grünen und der CDU 1989 beschlos­
sen — kam der Forderung der Eltern 
nach einem Nulltarif im Kindergarten­
bereich ziemlich nahe. Schon nach ei­
nem Jahr wollten SPD und FDP eine Er­
höhung auf ca. 250 DM Regelgebühr, 
dieser Vorstoß konnte erfolgreich abge­
wehrt werden. Nun packten die Stadtvä­
ter erstmal das Verpflegungsgeld an. In­
nerhalb eines Jahres wurde es zunächst 
auf 80 DM, dann auf 135 DM erhöht, 
jetzt aber für das zweite Kind um 30 % 
ermäßigt. Dieser Beschluß konnte nur 
mit der Drohung durchgesetzt werden, 
daß sonst Großküchenversorgung die 
Folge wäre. Als nächstes versuchte dies­
mal die CDU im Rahmen der allgemei­
nen Gebührenbedarfsrechnung der 
Stadt, die Gebühren im Oktober 1992 
auf 150 DM zu erhöhen. Dieser Antrag 
wurde zurückgezogen im Hinblick auf 
die zu erwartende — nach dem Kinder­
tagesstättengesetz (KiTaG) gesetzlich 
vorgeschriebene — Empfehlung der 
kommunalen Landesverbände und der 
Landesverbände der anerkannten Träger 
der freien Jugendhilfe.

Im November wurde dann auch eine 
Empfehlung verbreitet, allerdings wa­
ren die freien Träger vorher aus den 
Verhandlungen ausgestiegen. Diese 
Empfehlung hieß knapp: Regelgebühren 
ca. 30 % der Betriebskosten. In Norder- . 
stedt wären dies ca. 360 DM Regelge­
bühr plus Verpflegungsgeld. Die CDU 
wollte 150 DM Regelgebühr, mehr soll­
te es aber auch nicht sein. Die Grünen 
standen zu der seit 1989 bestehenden 
Regelung. Die Mehrheit des Sozialaus­
schusses (SPD und FDP) ging mit dieser 
Empfehlung hausieren, machte jetzt 
deutlich, daß sie eine deftige Erhöhung 
will.

Neue Initiative sammelt 
2 000 Unterschriften
Die Eltern waren ziemlich schnell dahin­
ter gekommen, daß weder diese soge­
nannte Empfehlung den gesetzlichen 
Anspruch erfüllt noch die Beschlüsse 

ses Bildend seien, und somit 
überhaupt nichts an den Gebühren geän­
dert werden müßte. Anfang Januar 1993 
gründeten sie wieder eine Initiative ge­
gen die geplante Gebührenerhöhung. 
Die Initiative machte immer wieder 
deutlich, daß der Beschluß zur Erhö­
hung eine rein politische Entscheidung 
der Stadtvertreung wäre, und aus keiner 
Gesetzeslage abgeleitet werden kann.

Die Stadtpolitiker, vor allem die SPD- 
ler, wollten alles ganz demokratisch ab­
laufen lassen. Auf jeder Sozialausschuß­
sitzung war die Gebührenregelung nun 
Tagesordnungspunkt. In einem Unter­
ausschuß durften Elternvertreter mitar­
beiten. Insgesamt sind im ersten Halb­
jahr 15 verschiedene Entwürfe von den 
verschiedensten Seiten präsentiert wor­
den. Die Initiative wehrte sich entschie­
den gegen alle Varianten der Erhöhung. 
Fast 2000 Unterschriften wurden ge­
sammelt, Veranstaltungen, Infostände 
und eine Demonstration wurden ge­
macht. Zwei Tage vor den Sommerfe­
rien stimmte auch die CDU im Sozial­
auschuß einer kräftigen Erhöhung der

Regelgebühr auf 270 DM zu. Jetzt muß­
te nur noch die gesetzlich vorgeschriebe­
ne Anhörung der Beiräte (Gremien von 
Eltern, Erzieherinnen und Trägern) 
durchgezogen werden. Trotz der massi­
ven Kritik von Seiten der Eltern wurde 
die Satzung, wie vorher von den Frak­
tionen SPD, FDP und CDU ausgekun- 
gelt, im November von der Stadtvertre­
tung beschlossen. Nicht an einem Punkt 
wurde dem Anliegen der Eltern nachge­
geben. Nur die wenigsten Stadtvertreter 
haben überhaupt verstanden, um was es 
ging. Klar ist nur allemal, daß der Stadt­
haushalt damit um mindestens 1,5 Mio. 
DM jährlich entlastet wird. Die neue 
Satzung sieht folgendes vor:
— die Regelgebühr beträgt 270 DM für 
den Ganztagsplatz (auch den Hortplatz).
— Für den Vormittagsplatz müssen 162 
DM bezahlt werden.
— Die Gebühr für das zweite Kind be­
trägt nach wie vor 60 %, ab dem dritten 
Kind müssen keine Gebühren bezahlt 
werden.
— Die volle Gebühr muß bei einem an­
rechenbaren Famileinnettoeinkommen 
von 3000 DM gezahlt werden, unter 
1500 DM Gebührenfreiheit.
— Zum anrechenbaren Nettoeinkom­
men zählt so gut wie alles. Abgezogen 
wird ein Pauschalbetrag von 500 DM 
pro Person, bei Alleinerziehenden ein 
zusätzlicher Betrag von 250 DM
— Das Verpflegungsgeld von 135 DM 
muß von allen voll gezahlt werden, 
selbst von Sozialhilfeempfangem. Er­
mäßigung ab dem zweiten Kind wird nur 
gewährt, wenn auch die Regelgebühr 
ermäßigt wird.

Ein Beispiel: Eine Familie mit 2 Kin­
dern (1 Schulkind) und einem Nettoein­
kommen von 5000 DM zahlte bisher 91 
DM Betreuungsgebühren plus 230 DM 
Verpflegungsgeld, jetzt 432 DM plus 
270 DM, also 381 DM mehr.

Kein Geld: 
Kinder werden abgemeldet
Die Eltern haben immer verdeutlicht, 
daß die Gebührenerhöhung ein Mittel 
sein soll, um den ab 1996 geltenden 
Rechtsanspruch auf einen Kindergarten­
platz zu verwirklichen. Vor allem Hort­
plätze werden verhältnismäßig viel, zu 
teuer. Die Kinder werden abgemeldet, 
bleiben sich selbst überlassen, und die 
Gruppen können in Kindergartengrup­
pen umgewandelt werden. Genau dies 

. tritt in Norderstedt jetzt schon ein: In der 
Hortgruppe der ev. Kita Glashütte wur­
den von 15 Kindern schon im ersten 
Monat 12 abgemeldet, die Räume sollen 
jetzt für eine Kindergartengruppe ge­
nutzt werden.

Die Eltern sind jetzt nicht nur stock­
sauer über die deftige Gebührenerhö­
hung, sondern auch über die undemo­
kratische Vorgehensweise der Stadtver­
treter. 15 Elternpaare haben Klage ge­
gen die Satzung eingereicht. Mit einem 
Normenkontrollverfahren wollen die 
Eltern die gesamte Satzung überprüfen 
lassen. Jetzt geht es nicht mehr nur um 
die Gebühreherhöhung, 30 Anhalts­
punkte haben die Eltern gefunden, daß 
die Satzung gegen höher gestelltes Recht 
verstößt (vor allem gegen das KiTaG). 
Die Klagepunkte sind u.a.:
— Hortkinder dürfen nicht in die nor­
male Ganztagsbetreuung eingestuft wer-

. den, da sie täglich mehrere Stunden in 
der Schule sein müssen.
— Die Aufnahme von Kindern unter ei­
nem Jahr in Krippen und Kindern bis 14 
Jahren in Horten muß zugelassen wer­
den (Beschränkung jetzt von 1 Jahr bis 
Ende der Grundschulzeit).
— Behinderten Kindern darf die Auf­
nahme nicht verweigert werden.
— Erstattungen müssen gewährt wer­
den.
— Das Verpflegungsgeld muß gesenkt 
und wie die Regelgebühren ermäßigt 
werden.
— Die Einkommensstaffel schafft di­
verse Unklarheiten und Ungerechtigkei­
ten, z.B. werden die immens hohen Mie­
ten in Norderstedt nicht berücksichtigt, 
oder Erschwerniszulagen, die der Rege­
neration der Arbeitskraft dienen, wer­
den eingerechnet.
— Der Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 
GG) wird verletzt, da durch die Gebüh-

MÜNCHEN

Protest gegen rechtes 
Blatt Criticon
Am 28.1.1994 fand bei der Firma PAN-ADRESS 
in Planegg bei München eine Info- und Protest­
aktion der Arbeitsgruppe „Gegenöffentlichkeit 
zur faschistischen Presse in Bayern“ statt.

renerhöhung vor allem berufstätige 
Frauen betroffen sind.

Die Initiative will das Verfahren über 
eine Spendensammlung finanzieren, 
schon nach einem Monat sind fast 2/3 
der notwendigen Gelder zusammenge­
kommen. Außerdem haben offenbar 
schon so viele Eltern Widerspruch ge­
gen ihren Gebührenbescheid eingelegt, 
daß die Stadtverwaltung zur Bearbeitung 
schon ein eigenes Formblatt erstellt hat. 
Viele Eltern aus anderen Städten haben 
jetzt Kontakt mit der Initiative aufge­
nommen. Die Initiative will jetzt vor al­
lem auch die Kommunal wählen nutzen, 
um gegen diese Kindergartenpoltik zu 
trommeln.

Hat die Klage 
Aussicht auf Erfolg ?
Sollten die Eltern in diesem Verfahren 
Recht bekommen, wird sich einiges in 
vielen Städten und Gemeinden des Lan­
des ändern müssen. Denn fast überall 
sind die Satzungen nicht dem KiTaG an­
gepaßt worden. Fast alle Kreise haben 
aber sofort geschluckt, daß sich mit der 
sogenannten Empfehlung kräftige Ge­
bührenerhöhungen machen lassen und 
eigene Richtlinien erlassen, zu meist mit 
der Stoßrichtung Regelgebühr = 30% 
der Betriebskosten. In fast allen Orten 
wurden die Gebühren im letzten Jahr er­
höht. Viele Stadtverwaltungen behaup­
ten, diese Richtlinien wären Gesetzesla­
ge, was eindeutig nicht der Fall ist. Be­
sonders dreist sind die Hamburger 
Randgemeinden. In Tangstedt (Kreis 
Stormarn) z.B. soll die Regelgebuhr 214 
DM betragen. Ermäßigt wird nur bei ei­
nem Einkommen unterhalb der Sozial­
hilfegrenze (SHGB §79, Hilfe in beson­
deren Lebenslagen). Die eigentliche 
Staffel geht dann nach oben, wer mit sei­
nem Einkommen dann 3000 DM über 
dieser Grenze liegt, muß den doppelten 
Satz zahlen (548 DM).

Den schwarzen Peter hat aber eigent­
lich die Landesregierung. Sie hat diese 
sogenannte Empfehlung in Umlauf ge­
bracht. Nachdem die Städte und Ge­
meinden dann wie gewollt deftige Erhö­
hungen vorgenommen haben, zieht man 
sie zurück, eben weil sie nicht den eige­
nen Gesetzanspruch erfüllt. Gleichzeitig 
wird eine erhebliche Verschlechterung 
der Standards vorangetrieben. Vor al­
lem soll die Vergrößerung der Gruppen 
auf maximal 25 Kinder ermöglicht wer­
den. Zum Raumanspruch von 2,5 qm je 
Kind sollen auch Abstellflächen und 
Nebenräume eingerechnet werden. Die 
personelle Betreuung vor allem während 
des Früh- und Spätdienstes und des Frei­
spiels soll eingeschränkt werden. Eltern 
und Erzieherinnen befürchten, daß da­
mit Kindergärten zu Bewahranstalten 
verkommen, für die die Eltern dann 
auch noch viel Geld bezahlen müssen. 
Die Anmeldungen für einen Kindergar­
tenplatz werden zurückgehen. Von So­
zialministerin Heide Moser wird das 
ganze dann auch als „Lockerung“ der 
Bestimmungen verkauft, um den Kom­
munen die Erfüllung des Rechtsan­
spruchs auf einen Kindergartenplatz ab 
1996 zu erleichtern, dies wird aber kaum 
bis Mitte 1998 (wie die Ministerrunde 
jetzt beschlossen hat) in Schleswig-Hol­
stein erreicht werden. Die Landesregie­
rung hat ein Kindertagesstättengesetz 
geschaffen, mit dem nichts geregelt 
wird, sie hat es versäumt, die Städte und 
Gemeinden in die Pflicht zu nehmen bei 
der Schaffung von Kindergartenplätzen. 
Ausbaden sollen diese Versäumnisse 
nun Kinder, Eltern und Erzieherinnen.
— (aid)

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von PAN-ADRESS wurden durch ein 
Flugblatt auf folgenden Sachverhalt auf­
merksam gemacht:

Das Unternehmen PAN-ADRESS 
macht den Vertrieb der Abonnements 
und Probenummem für die in München 
erscheinende rechtsradikale Zeitschrift 
Criticon. Die Zeitschrift Criticon ver­
steht sich als „Bollwerk gegen den Libe­
ralismus“, sorgt sich um das „biologi­
sche Potential“ des „deutschen Volkes“ 
und will einen Schlußstrich unter die 
Zeit des Nationalsozialismus ziehen.

Herausgegeben wird Criticon von 
Caspar von Schrenck-Notzing, der in 
seinem Buch — mit dem bezeichnenden 
Titel „Charakterwäsche“ — gegen die 
angebliche „Umerziehung“ des „deut­
schen Volkes“ durch die Amerikaner 
polemisiert. In den „Republikanern“ 
sieht Schrenck-Notzing eine Kraft, die 
es versteht, Massen zu mobilisieren. 
Sein Sohn Alexander von Schrenk-Not­
zing kandidierte 1986 für die REP’s in 
Bayern. Criticon bietet offen rechtsex­
tremen Autoren ein Publikationsforum. 
Beispielsweise Carsten Pagel, ehemali­
ger Landesvorsitzender der „Republika­
ner“ in Berlin, heute Mitglied in der 
rechtsextremen „Deutschen Liga für 
Volk und Heimat“, sowie Hans-Ulrich 
Kopp, Mitglied der Münchner Bur­
schenschaft „Danubia“ und Grün­
dungsmitglied des „Republikanischen 
Hochschulverbandes RHV“ (ehern. Stu­
dentenorganisation der REP’s).

In einer der letzten Criticon-Ausgaben 
(7/8-1993) verharmlost Walter Post — 
Dozent am Geschwister-Scholl-Institut 
für Politische Wissenschaften der Uni 
München — den verbrecherischen An­
griffskrieg von Nazi-Deutschland gegen 
die Sowjetunion, indem er ihn als angeb­
lichen „Präventivschlag“ rechtfertigt.

Die Mitarbeiterinnen von PAN- 
ADRESS wurden im Flugblatt dazu auf­
gerufen, „bei der Geschäftsleitung ge­
gen die Unterstützung der rechtsextre­
men Pöstille Criticon“ zu protestieren.

Die meisten Mitarbeiterinnen reagier­
ten allerdings sehr zurückhaltend auf die 
Aktion, weil sie von PAN-ADRESS — 
von Presse und Polizei „vorgewamt“ — 
durch eine interne Aktennotiz die „An­
weisung“ erhielten, sich nicht auf Dis­
kussionen einzulassen. Dagegen ver­
suchte der Geschäftsführer von PAN- 
ADRESS, Hans Preisinger, seine Zu­
sammenarbeit mit Criticon mit äußerst 
durchsichtigen Argumenten zu rechtfer­
tigen. Er „kenne die Inhalte von Criti-

con nicht“, bei den „vielen Zeitschrif­
ten die er betreut“, wir „sollten lieber 
bei der Post demonstrieren“ etc. etc. Er 
wollte sich auch auf keinen Fall bereit­
erklären, den Vertrieb von Criticon ein­
zustellen. Trotz der ihm jetzt vorliegen­
den Informationen möchte Preisinger 
Criticon weiterhin betreuen, „solange 
der Inhalt nicht kriminell sei“.

Der Hinweis „bei der Post demon­
strieren“ hat durch ein Urteil des Re­
gensburger Verwaltungsgerichtes vor 
einigen Tagen besondere Aktualität er­
halten. Die Post hat einen Prozeß gegen 
die Republikaner verloren, die z.B. wei­
ter postalisch Flugblätter mit dem Satz 
„Umweltschutz ist mit dem Zuzug von 
Ausländem nicht vereinbar (Boden ist 
nicht vermehrbar)“ und anderen auslän­
derfeindlichen Aussagen vertreiben las­
sen dürfen. Der Richter sieht keinen 
Verstoß gegen Strafgesetze. — (gel, dil)

KÖLN

Zweieinhalb Jahre 
Gefängnis
Unerwartet rasch hat das Landgericht Köln die 
Prozesse gegen die Kurden, denen eine Beteili­
gung an den Aktionen gegen türkische Einrich­
tungen am 4.11.93 vorgeworfen wird, eröffnet. 
An diesem Tag fanden anläßlich des Massakers 
in Lice und des Nichtverhaltens der europäi­
schen Öffentlichkeit dazu europaweite Protest­
aktionen gegen türkische Banken, Konsulate und 
andere Einrichtungen statt.

Das Urteil — zweieinhalb Jahre Haft — 
gegen Hasan Dogan und Kürsat Ilgün 
erging am 3.2., ein weiterer Prozeß 
läuft derzeit und am 8.2. beginnt die 
Verhandlung gegen Selahattin Atay vor 
dem Jugendgericht Olpe. Die übrigen 
aus demselben Anlaß in der JVA Ossen­
dorf inhaftierten Kurden werden eben­
falls in den nächsten Wochen vor Ge­
richt kommen. Hier ein Bericht vom 
Prozeß gegen Hasan und Kürsat, die der 
versuchten schweren Brandstiftung in 
der Is-Bank bezichtigt wurden:

Das ganze fand vor dem Landgericht 
Köln unter umfangreichen „Sicherheits­
vorkehrungen“ statt. Alle Besucher 
wurden durchsucht, Personalausweise 
kopiert, ein ganzer Flügel des Gerichts­
gebäudes abgesperrt. Die Richter dage­
gen gaben sich ausgesprochen freund­
lich, ließen die Angeklagten umfangrei­
che Prozeßerklärungen abgeben und lu­
den von sich aus Amke Dietert-Scheuer 
von Amnesty als Sachverständige zur Si­
tuation in Kurdistan. Diese Kriegssitua­
tion und die bundesdeutsche Beteiligung 
daran waren es auch, auf die die Ange­
klagten in ihren Erklärungen und die 
Verteidigung in ihren Schlußplädoyers 
ausführlich eingingen. Es wurde nicht 
versucht, die Tat als solche zu bestrei­
ten, wohl aber stellten die Angeklagten 
und ihre Verteidigung richtig, daß es ih-

IG Farben i.L. bekommt 
Ostfirmen nicht zurück
Ludwigshafen. Nach einer Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichts hat die 
IG Farben i.L. (in Liquidation) keinerlei 
Ansprüche auf die Rückgabe ihres ehe­
maligen Vermögens in Ostdeutschland. 
Damit wurde die Beschwerde der IG ge­
gen die Nichtzulassung der Revision 
vom Juni vergangenen Jahres zurück­
gewiesen. (Aktenzeichen: BVerwG 7 B 
182.93, Beschluß vom 30.12.1993) 
Nach Auffassung des BVerwG wurde 
die IG Farben nach dem Kontrollratsge- 
setz 1945 enteignet, damit stünden ihr 
keine Ansprüche auf Rückgabe von Un­
ternehmen und sonstigen Vermögens­
werten zu. Die IG Farben wollte 1990 
die Chemiewerke Buna und Leuna zu­
rückhaben. Mit der BVerwG-Entschei- 
dung ist die Entscheidung des Verwal­
tungsgerichts Halle vom Juni 
rechtskräftig. — (frr)

Müll-Volksentscheid 
wird nicht wiederholt
Augsburg. Der Müll-Volksentscheid vom 
Februar 1991, bei dem die CSU ihren 
Entwurf knapp durchsetzte, stand jetzt 
vor Gericht. Die Initiative „Das bessere 
Müllkonzept“ und 72 Landtagsabgeord­
nete wollten ihn für ungültig erklären 
lassen, da die Staatsregierung und viele 
Büi^ermeister, insbesondere der CSU, 
ihre Ämter zur Kampagne gegen die 
Müllinitiativen mißbraucht hätten. Der 
Bayer. Verfassungsgerichtshof wies die

1993

Klage aber ab. Weder der Staat noch die 
Kommunen seien bei einem Volksent­
scheid zur Neutralität verpflichtet, ur­
teilte die Richter-Mehrheit. Das heißt, 
daß Volksentscheide nicht gleichrangig 
sind mit Wahlen. Aber nicht nur das: 
Das Gericht erklärte, daß Staat und 
Kommunen sich sogar „besonders in­
tensiv mit Informationen und Meinungs­
äußerungen an den Volksgesetzgeber 
wenden“ dürften. Das schließe auch 
„Irrtümer“ mit ein, wenn diese „nach 
Sachlage vertretbar erscheinen“. Hätte 
das Gericht nicht vielmehr die staatliche 
Propagandamaschine einschränken 
müssen, um „dem Volk“ einen echten 
Entscheid zu ermöglichen? Durch die 
Belobigung der staatlichen Beeinflus­
sungspolitik hat es das Gegenteil ge­
macht. Zwei der neun Verfassungsrich­
tergaben allerdings zu Protokoll, daß sie 
den Müll-Volksentscheid für ungültig 
halten. CSU-Fraktionsvorsitzender 
Glück interpretierte das Urteil messer­
scharf: Es sei „wieder einmal eine Dif­
famierungskampagne gegen die CSU 
zusammengebrochen“. — (baf)

Braune Post darf 
liegenbleiben
Regensburg* Gute Kunde für Briefträger 
zum Super-Wihljahr 1994: Postboten, 
die sich weigern, Nazi-Post zu verteilen, 
dürfen nicht abgestraft werden. Das hat 
das Arbeitsgericht Frankfurt entschie­
den. Das Postamt Frankfurt Höchst hatte 
Briefträger abgemahnt, die sich im hes­
sischen Kommunal wähl kampf gewei­
gert hatten, die braunen Botschaften der
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Arbeitsentgelt für 
Strafgefangene 
Verfassungsbeschwerde anhängig

„Mahnwache“ 
der Obdachlosen* 
initiative am 29. 
Januar in der 
Essener Innen­
stadt. Mehrere 
hundert Passan­
ten unterstützten 
die Forderungen 
mit ihrer Unter­
schrift.
(Foto: M. Sch.)

nen darum gegangen sei, ein Zeichen zu 
setzen, die Aufmerksamkeit auf den 
Völkermord an den Kurden zu lenken, 
der von der europäischen Bevölkerung 
ignoriert, von der deutschen Regierung 
gefördert wird. Sie hätten ausdrücklich 
darauf geachtet, daß keine Menschen zu 
Schaden kommen und der Brand be­
grenzt bleibt. Dies ist auch gelungen.

Der Staatsanwalt zeigte sich unbeein­
druckt von den eindringlichen Schilde­
rungen über Kurdistan und plädierte auf 
vier Jahre. Das Gericht kam schließlich 
zu dem Schluß, daß die beiden wegen 
Sachbeschädigung, gemeinschaftlicher 
gefährlicher Körperverletzung und Waf­
fenbesitz und -benutzung zu zweieinhalb 
Jahren ohne Bewährung zu verurteilen 
wären. Mal abgesehen davon, daß die 
„Waffen“ Molotow-Cocktails, die „ge­
fährliche Körperverletzung“ eine sog. 
Rauchgasinhalation ohne irgendwelche 
Folgen waren und als Mindeststrafe für 
o.g. Delikte nur sechs Monate vorgese­
hen sind (höchstens fünf Jahre), war 
auch die Urteilsbegründung so wider­
sprüchlich, daß sie hier unmöglich dar­
zustellen ist. Der „freundliche“ Vorsit­
zende Schlüter brachte nämlich eine el­
lenlange Liste von strafmindemden 
Gründen — darunter die „ehrenwerte 
Motivation“ der Angeklagten, ihr ju­
gendliches Alter und angeblich noch 
nicht gefestigtes Weltbild — vor, hatte 
an strafverschärfenden Punkten aber nur 
wenig und an den Haaren Herbeigezoge­
nes vorzuweisen (z.B. die gemein­
schaftliche Ausübung der Tat, während 
die angenommene zentrale Vorberei­
tung als straffnindemd angesehen wur­
de). Insgesamt drängte sich der Ein­
druck auf, daß er sich vor denjenigen, 
die derlei Prozesse politisch entschei­
den, noch dafür rechtfertigen mußte, in 
diesem ersten und damit vermutlich 

rechtsextremen Deutschen Volksunion 
(DVU) unters Wahlvolk zu bringen. 
„So einen Schmutz kann ich doch nicht 
in die Kästen stecken“, beschwerte sich 
ein Postbote. Das Arbeitsgericht gab 
ihm und seinen standhaften Kollegen 
recht: Abmahnungen seien kein geeig­
netes Mittel, gegen Arbeitsverweige­
rung aus Gewissensgründen vorzuge­
hen. Doch Postminister Wolfgang 
Bötsch (CSU) ist immer noch gefordert. 
Er müßte, verlangt die Deutsche Postge­
werkschaft, die Beförderungsbedingun­
gen der Post so ändern, daß braunen 
Briefen schon bei der Einlieferung die 
rote Karte gezeigt werden kann.
— (Aus: Metall)

Republikaner wollen 
Wahlveranstaltung
Hannover. Am 11.2.94 wollen die „Re­
publikaner“ in der Stadthalle Hannover 
eine Wahlveranstaltung durchführen. 
Mit der Begründung, die Stadthalle sei 
am 11.2. nicht ausgebucht und damit 
keine Möglichkeit gegeben, die Vermie­
tung von vornherein abzuiehnen, wur­
den die Räume vergeben. Angesichts 
von Protesten dagegen läßt Oberstadtdi­
rektor Fiedler jetzt vermelden, von Sei­
ten der Stadt könne der Vertrag noch ge­
kündigt werden, wenn die öffentliche 
Sicherheit gefährdet sei und das Anse­
hen der Landeshauptstadt geschädigt 
werde. Wie immer wird das Ausgehen 
von dieser Gefährdung und die Schädi­
gung des Ansehens der Landeshaupt­
stadt dem angekündigten Protest gegen 
die Veranstaltung zugeschoben. In ei­

richtungsweisenden 4.11.-Verfahren 
nicht eine noch längere Haftstrafe ver­
hängt zu haben.

Der Prozeß war auch von Deutschen 
gut besucht. — (j., aus: Kurdistan-Rundbrief)

ESSEN

Obdachlose gründen 
Selbsthilfe-Verein
Mehrere Obdachlose sind bei der Kältewelle 
Ende letzten Jahres auf offener Straße erfroren. 
Diese schlimme Tatsache hat dazu beigetragen, 
daß Nichtseßhafte in Essen begonnen haben, 
sich zu organisieren.

Rund 80 von ihnen gründeten am 24.1. 
1994 eine Obdachlosen-Initiative, die 
die Eintragung ins Vereinsregister an­
strebt. Ihr geht es vor allem um die Ver­
besserung der Situation derjenigen, die 
„auf der Platte“ leben. Dazu soll keiner 
mehr gezwungen sein, so der Vorsitzen­
de der Initiative. Allein in Essen leben 
derzeit mindestens 500 Menschen auf 
der Straße, mit deutlich steigender Ten­
denz.

Bereits Anfang Dezember haben die 
Gründer des Vereins einen Bürgerantrag 
an den Rat der Stadt Essen gestellt. Da­
rin verweisen sie auf die wachsende Ar­
mut und stellen fest: „Es war in den letz­
ten 30 Jahren noch nie so schwer für Be­
troffene, wie heute, der Ausweglosig­
keit und Perspektivlosigkeit zu entge­
hen.“ Die Unterzeichner des Bürgeran­
trags fordern ein kostenloses „Ticket 
2000“ für den öffentlichen Nahverkehr 
in den Wintermonaten, Möglichkeiten 
zur Unterbringung von Gepäck, die 
Schaffung von Wohnraum für Obdach- 

nem Offenen Brief hat das Bündnis 90/ 
Die Grünen, Kreisverband Hannover- 
Stadt, an den Oberstadtdirektor Fiedler 
geschrieben: „Sie als Oberstadtdirektor 
tragen für diesen Skandal die politische 
Verantwortung. Wir fordern Sie auf, 
den Mietvertrag umgehend zu kündigen 
... Wir sehen allerdings einen Unter­
schied darin, ob Herr Schönhuber in der 
Stadt ein willkommener Gast wie jeder 
andere ist, oder ob ein Verwaltungsge­
richt per Anordnung verfügt, daß die 
Wahlkampfveranstaltung zu genehmi­
gen ist. Sollte es ... zu der geplanten 
Wahlveranstaltung der Republikaner 
kommen, werden wir gemeinsam mit 
anderen demokratisch gesinnten Organi­
sationen zu einer Gegendemonstration 
und Kundgebung vor Ort aufrufen.“ 
Neben den Grünen, die mit der Gewerk­
schaft Kontakt wegen Protestaktionen 
aufgenommen haben, den Jugendorga­
nisationen der Grünen, SPD und FDP 
wollen weitere Gruppen, die nicht direkt 
in diesem Spektrum arbeiten, gegen die 
Wahl Veranstaltung protestieren. Die 
Stadt will mit der Polizei prüfen, ob die 
öffentliche Sicherheit bedroht sei — 
auch durch bereits angekündigte Gegen­
demonstrationen — und je nach Ergeb­
nis ein Gerichtsverfahren gegen die 
Durchführung der Wahlveranstaltung 
anstrengen. — (bee)

Umweltminister Möller 
in der Klemme
Kiel. Eine Pro-AKW-Demonstration mit 
1500 Beteiligten konnte die Landes­
hauptstadt Kiel am 26.1.94 erleben. 350 

lose und die Einrichtung einer Anlauf­
und Beratungsstelle im Rathaus.

Im Dezember organisierten die Grün­
der des Vereins eine „Nacht der Ob­
dachlosen“. Ende Januar fand in der In­
nenstadt eine Mahnwache statt, bei der 
sie Unterschriften für ihre Forderungen 
sammelten. Diese Aktion stieß bei vie­
len Passanten auf Zustimmung. Zur Sit­
zung des Beschwerdeausschusses des 
Rates, der sich im Februar mit dem Bür­
gerantrag befassen will, soll eine De­
monstration stattfinden.

Auch Wohlfahrtsverbände wie die 
Arbeiterwohlfahrt und die Caritas unter­
stützen die Forderungen. Besonders 
rührig ist der Betriebsrat des Roten 
Kreuzes, der die Räume für die Grün­
dungsversammlung besorgte. Inzwi­
schen gab es mehrere Gespräche mit Re­
präsentanten der Stadt Essen. Bei der 
Mahnwache sagte die Oberbürgermei­
sterin zu, daß der Initiative in Kürze ein 
städtisches Haus zur Verfügung gestellt 
werden soll. Dieses Haus will die Initia­
tive in Eigenregie umbauen, um so Un­
terkünfte für Obdachlose zu schaffen.

Gerade die Organisierung von Selbst­
hilfe ist den Mitgliedern der Initiative 
wichtig. Sie wollen dadurch Vorurteilen 
den Boden entziehen, vor allem aber 
Wohnraum nach eigenen Vorstellungen 
schaffen. Von der strengen Reglemen­
tierung in den vorhandenen, oft christ­
lich geführten Heimen halten sie nichts. 
Diese Heime werden von vielen Nicht­
seßhaften abgelehnt. Auch die derzeit 
140 Schlafplätze in städtischen Notun­
terkünften sind keine Alternative. Die 
Bedingungen sind schäbig und führen 
oft zu Streit untereinander. Die Betroffe­
nen können noch nicht einmal ihre gerin­
ge Habe unterstellen. Als Adresse, z.B. 
für die Suche nach Arbeit, taugen die 
Notunterkünfte schon gar nicht. — (wof)

Mitarbeiterinnen des Atomkraftwerks 
Brunsbüttel hatten zuvor die Initiative 
„Jetzt reicht’s“ gegründet, weil sie sich 
die „Verschleppungspolitik“ des Ener­
gieministers Möller (SPD) nicht mehr 
gefallen lassen wollten. Verschleppt 
werde seit nunmehr 17 Monaten die Re­
paratur und Instandsetzung des AKW 
(wegen der 1992 entdeckten Risse am 
Rohrleitungssystem), in dessen Betrieb 
sie als Angestellte der Hamburgischen 
Elektrizitätswerke (HEW) arbeiteten. 
Natürlich fürchten sie um ihren Arbeits­
platz: 100 Millionen Mark habe die Fir­
ma bereits für den Ankauf von Strom 
ausgeben müssen. Als Spezialkräfte 
müßten sie z.Z. statt instandzusetzen 
Hilfstätigkeiten wie Schrubben und Feu­
deln verrichten. „Wir sollen in die Knie 
gezwungen werden, weil es der SPD 
nicht gelungen ist, den Ausstieg mit le­
galen Mitteln zu erreichen,“ so einer der 
Mitarbeiter. Mängelklagen, Reparatu­
ren und lange Stillegungszeiten sind seit 
langem die Politik des schleswig-hol­
steinischen Energieministeriums. Der 
besonders zögerliche neue Minister 
Möller lehnt die von HEW und Preag 
(Preußen-Elektra-AG) vorgelegten Re­
paraturkonzepte nicht einfach ab, son­
dern läßt sie mit Hilfe zeitraubender 
Gutachten gründlich prüfen, so daß ihm 
bisher selbst ein Töpfer nicht beikom­
men konnte. Das bringt das Energiemi­
nisterium nun auch bei den Kemkraftbe- 
fürwortem in Mißkredit. Aber dadurch 
ist das reparaturanfällige AKW natür­
lich um nichts sicherer geworden, wie es 
die Befürworter auf der Demo lautstark 
behaupteten. — (edl)

Das evangelische Bildungszentrum Au- 
gustanä-Forum gab am 12. Januar in 
Augsburg Gelegenheit zu einer Po­
diumsdiskussion über die Verfassungs­
beschwerde zur Bezahlung der Gefange­
nenarbeit, die seit Oktober 1992 vom 
Bundesverfassungsgericht anerkannt 
ist. Mindestens seit 1977 ist eine Reform 
der Gefangenenentlohnung fällig und 
versprochen, aber von Regierung und 
Parlament verzögert. — Das Podium 
war von Befürwortern einer angemesse­
nen Entlohnung der Gefangenenarbeit 
besetzt, auch vom Publikum kam nur~ 
Unterstützung. Ob dieses Jahr vom Ver­
fassungsgericht entschieden wird, ist 
keineswegs sicher.

„Wenn ihr so tut, als würdet ihr uns 
bezahlen, dann tun wir so, als würden 
wir arbeiten.“ Mit diesem Satz be­
schrieb ein Veranstaltungsteilnehmer 
die heutige Situation der Arbeit von 
Häftlingen.

Auf dem Podium waren vertreten: 
Prof. Schüler-Springorum, Kriminolo­
ge aus München; Frau Brigitte Baum­
gartner, Anwältin aus München und 
Mitglied der Kanzlei, die die Klage vor 
dem BVG vertritt; Emst Läufer, Rechts­
anwalt aus Augsburg. Eingeladen, aber 
nicht anwesend war Horst Heinrich, 
SPD-MdL und Mitglied des Gefange­
nenbeirats der Justizvollzugsanstalt 
Augsburg — er hatte vermutlich eine 
Teilnahme an dem gleichzeitig stattfin­
denden Empfang des bayerischen Mini­
sterpräsidenten in Augsburg vorgezo­
gen. Die Diskussionsleitung hatte Dr. 
Graeser, Pressesprecher des Vereins 
Aufschluß e.V., einer Interessenge­
meinschaft mit dem Ziel, Strafgefange­
ne und ehemalige Strafgefangene zum 
Zweck der Resozialisierung zu unter­
stützen.

Prof. Schüler-Springorum gab zu­
nächst einen kurzen historischen Abriß 
der Entwicklung der Gefangenenarbeit. 
Demnach waren Arbeit und Strafvollzug 

immer eng verbunden, seit im 16. Jahr­
hundert der Gedanke aufkam, straffälli­
ge Jugendliche nicht einfach aufzuhän­
gen. Im 18. Jahrhundert wurden Straf­
anstalten an Unternehmer verpachtet, 
im 19. Jahrhundert wurden in Arbeits­
häusern an besonders arbeitsame Gefan­
gene „Arbeitsgeschenke“ ausgezahlt. 
Nach dem 1. Weltkrieg wurde eine „Ar­
beitsbelohnung“ eingeführt, die bis 
1977 galt. Im Strafvollzugsgesetz von 
1977 wurde erstmals der Anspruch auf 
Arbeitsentgelt festgelegt.

In §200 des Strafvolfzugsgesetzes ist 
definiert, daß das Entgelt jeweils 5 % 
des durchschnittlichen Arbeitnehmer- 
Verdienstes im Vorjahr beträgt. 1992 
waren das DM 1,22 pro Stunde. In der 
bayerischen Strafvollzugsvergütungs­
verordnung sind fünf Entgeltgruppen 
definiert, nach denen diese großzügige 
Entlohnung vermutlich leistungsgerecht 
aufdifferenziert wird: Die 1,22 DM gab 
es in der Gruppe 3, in der 100 % gezahlt 
werden. In Gruppe 1 gibt es nur 75 % 
oder 0,92 DM, in Gruppe 2 sind es 1,08 
DM, in Gruppe 4 1,37 DM und in Grup­
pe 5, der Spitzengruppe, volle 1,53 DM 

in der Stunde. Dieser Stundenverdienst 
wird aber nicht voll ausgezahlt. 3,15 % 
des Verdienstes werden für die Arbeits­
losenversicherung abgezogen — immer­
hin sind die Gefangenen also gegen Ar­
beitslosigkeit versichert. Vom Rest geht 
ein Drittel in die Rücklage — dieses 
Geld erhalten die Gefangenen bei ihrer 
Freilassung als Entlassungsgeld. Das 
sind dann ein paar hundert Mark, nicht 
einmal genug, um eine bescheidene 
Wohnung anzumieten.

Der lange Weg zur Klage 
und worauf sie abzielt
Auf dem Klageweg eine so offenkundige 
Ungerechtigkeit wie das derzeitige Ge­
fangenenentgelt aus der Welt zu schaf­
fen, ist nicht kurzfristig möglich. Der 
Beschwerdeführer war 1989 für 9 Mo­
nate in der JVA Landsberg inhaftiert. Er 
war Freigänger und hatte ein normales 
Beschäftigungsverhältnis außerhalb der 
Anstalt. Für seine Arbeit erhielt die JVA 
Landsberg DM 13 pro Stunde (Sozialab­
gaben werden nicht gezahlt, weil es sich 
um einen Arbeitnehmerüberlassungs­
vertrag ähnlich der Leiharbeit handelt). 
Nach seiner Entlassung forderte der Be­
treffende den Differenzbetrag von 7 809 
DM Arbeitsentgelt, abzüglich der Haft­
kosten, vom Gefängnis nach, ohne Er­
folg. Damit das BVG seine Beschwerde 
vom März 1990 annahm, mußte erst der 
Rechtsweg durchlaufen werden; das 
dauerte bis Ende 1991.

Im August 1992 nahm das BVG unter 
dem Aktenzeichen 2 BvR 441/90 die Be­
schwerde an und leitete sie mit einem 
Fragenkatalog an die Regierungen von 
Bund und Land sowie an zahlreiche Spit­
zenverbände weiter. Bis nicht alle geant­
wortet haben, wird wohl keine Entschei­
dung fallen. Wenn alle geantwortet ha­
ben, kann es immer noch sein, daß der 
mit der Beschwerde befaßte 2. Senat lan­
ge keine Zeit hat. Irgendwann muß er 
aber beschließen.

Durch eine tarifliche Ent­
lohnung würde zunächst er­
reicht, daß der Mensch auch 
während der Zeit in der 
Haftanstalt den planmäßi­
gen Umgang mit Geld nicht 
verlernt. Durch Einbezie­
hung in die Rentenversiche­
rung wäre auch bei längeren 
Haftstrafen eine spätere Ab­
hängigkeit von Sozialhilfe 
keine zwingende Entwick­
lung. Mit Geld könnte der/ 
die Gefangene das Opfer 
zumindest teilweise entschä­
digen und einen Teil der ent­
standenen und entstehenden 
Schulden abtragen, ehe sie 
übermächtig werden.

„Kosten und Nutzen“ 
und Schattenwirtschaft
Die wirklichen Kosten für 
Gefängnisse sind schwer zu 
berechnen; vor sechs Jahren 
wurden sie in der BRD auf 
1,8 Mrd. DM kalkuliert. 
Man kann jedoch nicht so 

argumentieren, daß die Inhaftierten zu­
nächst diese Gelder hereinbringen müs­
sen, ehe sie Lohn erhalten, denn es ist ja 
die Gesellschaft, die beschließt, Gefäng­
nisse zu unterhalten — sie muß also für 
die Kosten aufkommen. Schwer zu be­
rechnen ist auch, welche Kosten sich die 
Gesellschaft ersparen würde durch an­
gemessene Entlohnung der Häftlingsar­
beit, z.B. durch geringere Rückfallquo­
te, Entlastung der Sozialhilfe u.a.m.

Als ziemlich sicher wurde beurteilt, 
daß, wenn die Inhaftierten über Geld 
verfügen könnten, die illegalen Metho­
den im Knast weniger Bedeutung hätten 
— die Erpressung, der Drogenhandel 
usw., die „Schattenwirtschaft“.

Als großes Problem wurde, geschil­
dert, daß es für Inhaftierte und Haftent­
lassene besonders schwierig ist, an ver­
nünftige Arbeit zu kommen.

Schließlich wurde noch hervorgeho­
ben, daß in Bayern gegenüber anderen 
Bundesländern die Verhältnisse im 
Strafvollzug in jeder Hinsicht noch ein­
mal schwieriger sind. Ein Erfolg der 
Verfassungsbeschwerde ist zu wün­
schen. — (mif)
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Berlin. Anläßlich der jährlich stattfindenden Aktionen zur Erinnerung an die Machtergreifung durch 
die Faschisten am 30. Januar 1933 rief die PDS zur Demonstration im Ostberliner Stadtbezirk Weißen­
see auf. Leider beteiligten sich nur 2000 an dieser Demonstration gegen Rechtsextremismus und Fa­
schismus. Der Bezirk Weißensee wurde deshalb gewählt, weil die dortige PDS-Geschäftsstelle bereits 
zweimal Ziel von faschistischen Angriffen war. Die zu dieser Aktion eingeladenen Abgeordnetenhaus­
fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Grüne reagierten nicht einmal. Lediglich ein einzelnes 
Fraktionsmitglied des Bündnis 90, Reimund Helms, nahm teil und kritisierte, „daß die Angriffe auf die 
PDS von den anderen Parteien des Abgeordnetenhauses nicht so ernst genommen wurden“. Die unter 
dem Motto „Faschistische.Strukturen aufdecken und angreifen“ am Vortag durchgeführte Demonstra­
tion wurde massiv von Polizeikräften behindert. — (har)

„Wir hatten noch gar nicht 
angefangen zu leben“
Eine Ausstellung über die Jugend-Kon­
zentrationslager Moringen und Ucker­
mark (Fürstenberg) zeigt der DGB Ber­
lin-Brandenburg. Diese „polizeilichen 
Jugendschutzlager“ wurden für Mäd­
chen und Jungen im Alter voji ca. 10 bis 
25 Jahren errichtet, die sich dem System 
verweigerten. Sie kamen aus problema­
tischen Elternhäusern oder waren 
„Swinger“, die amerikanische Schlager 
und Jazzmusik liebten und sich entspre­
chend kleideten und verhielten. Die 
Ausstellung wendet sich einer vergesse­
nen Opfergruppe des SS-Staates zu. Zu 
ihrer Verfolgung trugen auch Erwachse­
ne bei, die sich nicht als Nazis verstan­
den, sich aber durchaus dem Wertesy­
stem des „anständigen Deutschen“ ver­
pflichtet fühlten. Wenn der Aspekt „aus 
der Geschichte lernen“ noch Gültigkeit 
haben soll, dann stellt sich die Frage, 
inwieweit den heutigen Formen der Dis­
kriminierung und Ausgrenzung die glei­
chen Motive, Ursachen und gesell­
schaftlichen Rahmenbedingungen zu­
grunde liegen, wie sie damals aktuell 
waren. Die Ausstellung wird bis zum 
28.2., Montag - Samstag, 9-17 Uhr, im 
Foyer des DGB-Hauses, Keithstr. 1-3, 
10787 Berlin, zu besichtigen sein. 
Zitiertaus: DGB-Information 11/94 — (har) 

Betr.: Sonderkündigungs­
recht im öffentlichen Dienst
Die ursprünglich von Sachsen verlangte 
Verlängerung der Sonderkündigungsre­
gelungen gemäß Einigungsvertrag bis 
zum 31.12.95 wurde von der Bundesre­
gierung fallen gelassen. Auch ein vom 
Bundestag am 2.12.93 verabschiedeter 
Gesetzentwurf, wonach eine allgemeine 
Verlängerung noch bis zum 31.3.94 
und anschließend durch Landesver­
ordnung bis längstens 31.12.94 erfol­
gen könnte, fand beim Bundesrat am 
17.12.93 keine Zustimmung. Stattdes­
sen beschloß er die Einbringung einer 
Änderung des Kündigungsschutzgeset­
zes in § 1 folgenden Inhalts: 
,,3a) 1. Bei Kündigungen von Arbeits­
verhältnissen in der öffentlichen Ver­
waltung in den Ländern Berlin, Bran­
denburg, Mecklenbürg-Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin­
gen, die wegen dringender betrieblicher 
Erfordernisse erfolgen, wird ein berech­
tigtes betriebliches Bedürfnis für die 
Weiterbeschäftigung derjenigen Arbeit­
nehmer vermutet, deren Arbeitsverhält­
nis nach dem 6.5.1990 in der öffentli­
chen Verwaltung des Beitrittgebietes 
begründet wurde.
2. Diese Regelung tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft und am 31.12. 
1996 außer Kraft.“

In der Begründung heißt es hierzu: 
„Für die im Gefolge der von den o.g. 
Ländern geplanten Gemeindegebietsre­
formen möglich und notwendig werden­
den Verkleinerungen der kommunalen 
Personalkörper, aber auch für betriebs­
bedingte Kündigungen in anderen Teilen

i

der öffentlichen Verwaltung in diesen 
Ländern, wird eine längere Frist benö­
tigt. Dabei soll vermieden werden, daß 
durch die undifferenzierte Anwendung 
der sog. Sozialauswahl insbesondere die 
Arbeitnehmer betroffen werden, die 
nach dem 6.5.1990, dem Tag der ersten 
freien Kommunalwahlen in der damali­
gen DDR, eingestellt wurden, die im öf­
fentlichen Dienst vorher keine Chance 
hatten, und auf die eine der Demokratie 
verpflichtete Verwaltung nicht verzich­
ten kann.“ Geschützt werden also insbe­
sondere jene, die als Ostdeutsche die 
(westlichen) Einstelluhgsvoraussetzun- 
gen erfüllen und alle Überprüfungen be­
standen haben. Dies dürften jedoch nicht 
so sehr viele sein. Geschützt werden 
eher die vielen Westdeutschen, die in­
zwischen im gehobenen und höheren 
Dienst Plätze eingenommen haben.
Schreiben des ÖTV-Verbindungsbüros Bonn/ 
Berlin v. 21.12.93 sowie der Berliner Senats­
verwaltung für Inneres v. 14.12.93 — (har)

Abgeordnetenhaus für 
Abschiebestopp
Am 14.1. hat das Berliner Abgeordne­
tenhaus den Senat aufgefordert, „einen 
Abschiebestopp für Staatsangehörige 
aus Angola, die zur Ausreise verpflich­
tet sind, zu erlassen und die Ausländer­
behörde anzuweisen, ihnen eine Dul­
dung für sechs Monate zu erteilen“. Das
Abgeordnetenhaus beruft sich auf den 
grausamen Bürgerkrieg, der in Angola 
tobt. Laut amnesty international sterben 
dabei täglich bis zu 1000 Menschen. 
Nach bundesdeutschem Recht begründet 
dies aber kein Asyl. Aufgrund von Pro­
testen im letzten Jahr hatte Innensenator 
Heckeimann Abschiebungen von rund 
60 Angolanern aufgeschoben. Jetzt be­
steht für ihn keinerlei „Abschiebehin­
dernis“ mehr. Er beruft sich auf den La­
gebericht des Auswärtigen Amtes über 
Angola. Die Initiative „Asyl in der Kir­
che“ hatte daher 15 Angolaner in Kir­
chengemeinden versteckt und die öffent­
liche Auseinandersetzung gesucht. Die 
EKD trat daraufhin für einen generellen 
Abschiebestopp für Angolaner ein. 
Auch das katholische Bistum Berlin 
richtete sich gegen die Abschiebungen. 
Die jetzt erfolgte Aufforderung des Ab­
geordnetenhauses respektiert Heckei­
mann nur als „politische Willenserklä­
rung“. Die „Frage der Ausführung des 
Rechts“ könne jedoch nicht von einer 
Entscheidung des Parlaments abhängig 
gemacht werden. Bei der gesetzlichen 
Einschränkung des Asylrechts hatten 
sich die Innenminister geeinigt, keine 
isolierten Landesregelungen zu treffen. 
Einer der Einpeitscher des neuen Asyl­
rechts fühlt sich nun unter Druck und 
will das Prinzip durchsetzen. Heckei­
mann versucht jetzt, über den katholi­
schen Kardinal die Kirchengemeinden 
von den Versteckaktionen abzubringen. 
Die Kirche verletze Recht und Gesetz, 
drohte er. Aber auch die Amtskirche 
weist die Angriffe zurück. Der Bürger 
habe die Gewissenspflicht, die Vor­
schriften der staatlichen Autoritäten 
nicht zu befolgen, wenn sie Anforderun­
gen der sittlichen Ordnung, der Grund­
rechte oder des Evangeliums widerspre­
chen. — (ard)

„Gauck“-Behörde Nochmals zum Umgang mit 
den Akten der Behörde

Seit dem Erscheinen meines Beitra- i 
ges „Zum Umgang mit den Akten < 
der Gauck-Behörde“1 meldeten 
sich viele Betroffene aus allen neuen 

Bundesländern bei der Initiative gegen 
Berufsverbote. Die von ihnen vorgetra­
genen und dokumentarisch belegten Fäl­
le stimmen darin überein, daß
* in allen Fällen die Zusammenarbeit 
längere Zeit vor der Wende selbst oder 
durch das MfS (offensichtlich, da die 
Betroffenen für das MfS ohne Wert wa­
ren) beendet worden war und
* eine Beteiligung an Handlungen zum 
Schaden anderer (einschließlich der Fäl­
le tatsächlich nicht erfolgter Zusammen­
arbeit mit dem MfS) weder nachweisbar 
noch erkennbar ist. Im Ergebnis dessen 
kann man den Eindruck gewinnen, daß 
nun auch die geringsten Hinweise in den 
Unterlagen des Bundesbeauftragten für 
die Unterlagen des Staatssicherheits­
dienstes der ehemaligen DDR zum An­
laß für Kündigungen im öffentlichen 
Dienst genommen werden.

Rehabilitierung gefordert
Die Behandlung der Betroffenen er­
scheint rechtlich problematisch und ist 
nur darauf gerichtet, das Arbeitsverhält­
nis mit allen Mitteln zu beenden. Das 
beginnt bereits damit, daß die Betroffe­
nen unverhofft mit einem sogenannten 
„positiven“ Gauck-Bescheid konfron­
tiert werden, ihnen zwar eine Anhörung 
und Entscheidung vor einer Personal­
kommission in Aussicht gestellt, aber 
gleichzeitig einsuggeriert wird, daß eine 
Weiterbeschäftigung nicht in Frage kä­
me. Ihnen wird daher geraten, das Ar­
beitsverhältnis durch einen Aufhebungs­
oder Auflösungsvertrag zu beenden, da 
eine fristlose Kündigung für einen beruf­
lichen Neuanfang ungünstiger wäre. 
Daß damit der Rechtsweg für eine ge­
richtliche Überprüfung der Kündigung 
ausgeschlossen wird, wird ihnen ver­
schwiegen.

Betroffene, die so „überrumpelt“ 
wurden, aus Angst vor finanziellen Be­
lastungen bei einem Arbeitsrechtspro­
zeß von einer Klage Abstand nahmen 
oder psychisch oder finanziell ihren Ar­
beitsrechtsprozeß nicht durchzustehen 
glaubten und auf „billige“ Vergleiche 
bei Verlust ihrer beruflichen Tätigkeit 
eingegangen waren, fragten nach, wie 
sie rehabilitiert werden könnten, nach­
dem sie feststellen mußten, daß die ge­
gen sie erhobenen Vorwürfe als unge­
rechtfertigt für eine Kündigung einzu­
schätzen sind.

Rechtlich ungünstiger als ein 
Straftäter gestellt
In einem Fall schilderte eine Betroffene, 
wie von der Berliner Senatsschulverwal­
tung nach erfolgter Bedarfskündigung

und anhängiger Kündigungsschutzklage 
ein danach eingegangener Gauck-Be­
scheid benutzt wurde, um sie zur Klage- 
Rücknahme zu veranlassen.

Durchgehend bei allen uns vorgetra­
genen Fällen ist festzustellen, daß Be­
troffene, bei denen ein „positiver“ 
Gauck-Bescheid vorliegt, in ihrer Be­
handlung rechtlich ungünstiger als ein 
Straftäter gestellt sind. Ohne eine Mög­
lichkeit der ordentlichen Einsicht in die 
ihnen „zur Last gelegten Vorwürfe“ 
werden regelrechte Vernehmungen 
durchgeführt und versucht, sie zur 
Selbstbeschuldigung zu veranlassen, 
ohne sie vorher darauf hinzuweisen, daß 
die so erlangten Angaben gegen sie ver­
wandt werden. Von einem Kreisschul­
amt aus, dem Land Brandenburg liegt ein 
Vernehmungsprotokoll vor, das an 
Möchtegern-Kriminalisten erinnert. Er­
gebnis: Fristlose Kündigung. Inhalt 
Gauck-Bescheid: 1973 schriftliche Ver­
pflichtung zur Geheimhaltung der Tätig­
keit des Ehemannes für das MfS und Er­
fassung als IM zur Sicherung der Kon­
spiration. 1975 Archivierung, da Ehe­
mann die weitere Zusammenarbeit mit 
dem MfS ablehnte und diese beendet 
wurde. Ergebnis Kündigungsschutzkla­
ge: Vergleich. — Ordentliche Kündi­
gung zwei Monate später. Seit einem 
halben Jahr ohne Arbeit.

Versuche Betroffener, sich im Zusam­
menhang mit einer vorgesehenen oder 
zu erwartenden Kündigung Einsicht in 
ihre Akte bei der Gauck-Behörde zu ver­
schaffen, werden zwar zustimmend be- 
schieden, aber mit Hinweis auf die große 
Zahl der vorliegenden Anträge erst für 
eine spätere Zeit in Aussicht gestellt. 
Damit sind Betroffene von vornherein 
schlechter als der die Vorwürfe erheben­
de Arbeitgeber gestellt, und es liegt in 
dessen Ermessen, ob er dem Hinweis 
der Gauck-Behörde an Betroffene folgt, 
im Wege einer Einigung mit dem Arbeit­
geber Kenntnis von seiner Akte zu erhal­
ten. Von Betroffenen wurde ausgeführt, 
daß die Aushändigung von Kopien der 
Akte bis auf Einzelfälle verweigert 
wird.

Generell zu entlassen ist, wenn 
Kontakte zum MfS bestanden
Zudem sind Betroffene rechtlich mit 
dem Grundsatzurteil des Bundesarbeits­
gerichtes vom 26. August 1993 (Az: 
8 AZR 561/92), das das wahrheitswi­
drige Verschweigen einer Verpflichtung 
für das MfS als Kündigungsgrund bestä­
tigte, in einer äußerst schwierigen Situa­
tion. Es wird wohl durch niemandem be­
stritten, daß eine Offenlegung der Zu­
sammenarbeit mit dem MfS im Zusam­
menhang mit den fraglichen Fragebö- 
genaktionen undifferenziert zu einer 

; fristlosen Kündigung führte. Es ist daher

Energiekonzerne Westdeutsche Konzerne teilen sich 
die Beute „Stromwirtschaft Ost“

Gut drei Jahre nach Abschluß des 
umstrittenen Stromvertrages zwi­
schen Treuhand und westdeut­
schen Energiekonzemen — einem wich­

tigen Coup im Zuge der BRD-Anschluß- 
politik —, läuft jetzt die Privatisierung 
der ostdeutschen Stromwirtschaft in vol­
lem Tempo an.

Den Auftakt machte Mitte Januar der 
niedersächsische Energiekonzem Preu­
ßenElektra mit der Übernahme von fünf 
der noch 14 Regionalversorger auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR.

Nur in Berlin war die EBAG (Ost) be­
reits vor zwei Jahren zu 100 Prozent von 
der BEWAG (West) übernommen wor­
den. Hier spielte die langandauemde 
Auseinandersetzung um die Gründung 
eigener Stadtwerke zwischen 164 ost­
deutschen Kommunen auf der einen, der 
Treuhand, dem Bund und den-westdeut­
schen Energiekonzemen auf der anderen 
Seite keine Rolle. Die verfassungsge­
richtliche Auseinandersetzung endete 
vor ca. einem Jahr mit dem sog. „Strom­
kompromiß“: Die etwa 120 bis 130 
Kommunen, die eigene Stadtwerke 
gründen wollen, erhalten die dafür nöti­
gen Anlagen und Betriebsteile von den 
Regional-EVU unentgeltlich, müssen 
aber auch Altschulden übernehmen und 
ihren Aktienanteil von 49 Prozent an den 
Regional-EVU abgeben. Ferner müssen 
sie sich verpflichten, für 20 Jahre minde- 

nachvollziehbar, wenn nicht wenige aus 
Furcht vor dem Verlust des Arbeitsplat­
zes und in der Hoffnung, daß es die Zeit 
mit sich bringen wird, daß realistischer 
über diese Probleme entschieden wird, 
sich nicht offenbarten.

Bemerkenswert erscheint dazu der 
Hinweis eines Betroffenen, daß ihm im 
Zusammenhang mit der Fragebogenak­
tion eine interne Weisung der Branden­
burgischen Ministerin Birthler bekannt 
geworden war, in welcher entgegen ih­
rem offiziellem Begleitschreiben zum 
Fragebogen mit dem Hinweis auf indivi­
duelle Prüfung von Kontakten zum MfS 
die Festlegung enthalten war, „daß ge­
nerell zu entlassen ist, wenn Kontakte 
zum MfS bestanden“. Die gerichtliche 
Entscheidung seines Falles wird zeigen, 
ob ihm unter diesen Umständen eine 
nicht wahrheitsgemäße Beantwortung 
des Fragebogens zugestanden werden 
kann.

Solidarität hilft
Für die Mitglieder der Initiative, die eh­
renamtlich ihre Tätigkeit durchfuhren 
und ihre Erfahrungen zu Kündigungen 
aus politischen Gründen vermitteln, ist 
es trotz vieler negativer Beispiele im 
Umgang mit Andersdenkenden in die­
sem vereinigten Deutschland immer 
wieder motivierend, wenn Betroffene 
nach einem Gespräch gestärkt und mit 
der Bereitschaft, sich gegen Unrecht zu 
wehren, unsere Sprechstunde verlassen. 
Erfreulich auch, daß Betroffene über 
positive Ergebnisse bei der rechtlichen 
Überprüfung ihres Falles berichten kön­
nen und uns Dokumente oder Hinweise 
zur Hilfe für andere Betroffene übeige- 
ben oder übermitteln.

Es zeigt sich aber auch, daß mit einem 
positiven Urteil im Arbeitsrechtsprozeß 
allein der Kampf um eine Weiterbe­
schäftigung noch nicht gewonnen ist. 
Aus dem Land Sachsen liegen Hinweise 
vor, daß Lehrer oder Lehrerinnen nach 
gewonnenen Arbeitsrechtsprozessen 
nicht wieder an ihrer Schule weiterbe­
schäftigt werden, sondern ihnen Ar­
beitsplätze bis zu 70 km von ihrem 
Wohnort entfernt angeboten werden.

Bei zwei in unserem letzten Beitrag 
aufgeführten Beispielen aus Berlin ha­
ben die Betroffenen in erster Instanz ihre 
Prozesse gewonnen. Das Land Berlin 
ging in Berufung, hat aber zwischenzeit­
lich eine Weiterbeschäftigung veran­
laßt. Es kostet die Betroffenen viel 
Kraft, die Zeit bis zum abschließenden 
Urteil durchzustehen. Unsere und die 
Solidarität vieler anderer hilft ihnen da­
bei.

Anmerkung: (1) Politische Berichte Nr. 2 /94
— (Rudi Böhm, Sprecher der Berliner Initiative 
gegen Berufsverbote)

stens 70 Prozent des gesamten Strombe­
darfs von den Regionalversorgem zu be­
ziehen. Die eigene Energieerzeugung 
der Stadtwerke soll sich auf erneuerbare 
Energien, Kraft-Wärme-Kopplung 
(Fernwärme) sowie Müllkraftwerke be­
schränken. Eigene Kohlekraftwerke 
z. B. sind nicht vorgesehen.

Neben der PreußenElektra ist auch das 
Bayemwerk zuversichtlich, seine ge­
plante Beteiligungsbeute in Thüringen 
und Sachsen in Kürze einfahren zu kön­
nen. Die Stadtwerkeausgliederung hat 
wohl nicht unerheblich dazu beigetra­
gen, daß die dadurch geschwächten drei 
Thüringer Regionalversorger ENAG, 
OTEV und SEAG fusionieren und sich 
in das neue, zentralisierte Korsett „Thü­
ringer Energie“ (TEAG) zwingen las­
sen, die dann Bayernwerk mit 51 Pro­
zent sowie PreußenElektra mit einer 
Minderheitsbeteiligung kontrollieren 
wollen.

Im einzelnen wollen sich die west­
deutschen Energiekonzeme die Strom­
versorgung Ost wie folgt aufteilen: 
PreußenElektra hat 51 Prozent an der 
Hanseatischen Energieversorgung AG 
(HEVAG), der Energieversorgung Mü­
ritz-Oderhall AG (EMO), der Energie­
versorgung Magdeburg AG (EVM), der 
Märkischen Energieversorgung AG 
(MEVAG) sowie 45,9 Prozent (6,1 Pro­
zent RWE) an der Oder-Spree-Energie-

Versorgung AG (OSE) gekauft. RWE 
will ferner 51 Prozent an der Energie­
versorgung Spree-Schwarze Elster AG 
(ESSAG), 61 Prozent an der Westsäch­
sischen Energie-AG (WESAG) sowie 
30,6 Prozent an der Energieversorgung 
Südsachsen AG (EVS). Die anderen 
20,4 Prozent an der EVS will das Ba­
yernwerk neben der Mehrheit an den 
drei Thüringer Regionalversorgcm Ost­
thüringer Energieversorgung AG 
(OTEV), Südthüringer Energieversor­
gung AG (SEAG) und Energieversor­
gung Nordthüringen AG (ENAG), wo 
Bayernwerk 33,97 und PreußenElektra 
17,03 Prozent erhalten sollen. An der 
Mitteldeutschen Energieversorgung AG 
(MEAG) wollen sich VEW (41 Pro­
zent), Badenwerk und Isar-Amperwerke 
mit je 10 Prozent, an der Energieversor­
gung Sachsen Ost AG (ESAG) die EVS 
mit 38 Prozent und die HEW mit 22 Pro­
zent beteiligen. HEW will außerdem die 
Mehrheit von 51 Prozent der Westmeck- 
lenburgischen Energieversorgung AG 
(WEMAG). Und so schließt sich der 
Kreis: Die Regionalversorger werden 
ihren Strom allein vom ostdeutschen 
Verbunduntemehmen Vereinigte Ener­
giewerke AG (VEAG) beziehen, deren 
Hauptanteile an RWE, PreußenElektra 
und Bayemwerk gehen, der Rest an an­
dere westdeutsche Energiekonzeme. 
Quelle: Handelsblatt. 19 L94— (mk>)
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GUS-Liegenschaften Deutschland am 31.8.1994

A
m 31. & 1994 wind ein in der Ge­
schichte einmaliges Ereignis ab­
geschlossen: Fast 50 Jahre nach 
dem Sieg überden Faschismus wird der 
letzte russische Soldat aus Deutschland 

(Ost) in seine Heimat zurückkehren und 
die Sowjetarmee, die es nicht mehr gibt, 
ihre Präsenz in Deutschland beenden.

An diesem Tag wird Generaloberst Bur­
lakow, Oberkommandierender der 
GUS-Truppen, genauer der „Westgrup­
pe der Streitkräfte“ (WGT), mit seinem 
Stab das Flugzeug besteigen und seine 
Mission in Deutschland beenden. Seit 
der Kaukasus-Vereinbarung Kohl-Gor- 
batschow 1990 bestand diese ohnehin 
nur noch im Ab- und „Aufräumen“, um 
die 22 Armeen sicher nach Hause zu 
bringen, die in der DDR auf rund 
250000 Hektar über 1000 militärische 
Einrichtungen unterhielten. Von diesen 
Truppen waren etwa 35 % im Land 
Brandenburg stationiert (etwa 118000 
Soldaten und Offiziere), wo sie 120000 
Hektar Land militärisch nutzten. Das 
waren 50 % des in der DDR beanspruch­
ten Territoriums überhaupt und somit 
etwa 5 % der Brandenburgischen Lan­
desfläche. Darunter befanden sich große 
Übungs-und Flugplätze, einzelne Kaser­
nen bis hin zu größeren Ansiedlungen 
wie in Wünsdorf (südlich von Berlin), 
dem Hauptquartier der WGT, oder Für­
stenberg (nördlich von Berlin), mit etwa 
25000 Armeeangehörigen, Offizieren 
und deren Familien. (Für Brandenburg 
damit nicht genug, denn zu den von der 
WGT genutzten Territorien kamen noch 
die der Nationalen Volksarmee der DDR 
(NVA), die heute zumeist der Bundes­
wehr gehören). Brandenburg ist das der­
zeit am stärksten militärisch belastete 
Land der Bundesrepublik.

Konversion in 
Brandenburg
Seit dem zwischen Bonn und Moskau 
ausgehandelten Überleitungsvertrag 
über die Rückführung der GUS-Streit- 
kräfte im September 90 ging es in Bran­
denburg um die freiwerdenden Territo­
rien, um Immobilien, um Umweltschutz 
und Riesengeschäfte. Ein großes Geran­
gel setzte ein und bekanntgewordene 

Kosten für Umweltsanierung, Aufräu­
mung und Rückführung der Truppen zu 
tragen? Weder der Bund noch die Bun­
deswehr zeigten Bereitschaft, sich finan­
ziell an den Aufwendungen zu beteili­
gen. In erster Linie wurde daran ge­
dacht, sich die „Filetstücke“ zu sichern 
und dem Land Brandenburg den „Rest“ 
zu überlassen. Potente Umweltschutz­
firmen der Bundesrepublik witterten das 
Geschäft ihres Lebens. Das Bundesum­
weltministerium vergab den Generalauf­
trag für die Erfassung von militärischen 
Altlasten, z.B., an das Bayerische Un­
ternehmen Industrieanlagenbau-Gesell­
schaft (IABG) mit Sitz in Ottobrunn bei 
München. Brandenburgs Politiker und 
Umweltschützer, die eine einmalige 
Chance sahen, Sanierung von militäri­
schen Altlasten mit Natur- und Umwelt­
schutz in geeigneter Weise zu verbinden 
und ostdeutschen Unternehmen Aufträ­
ge und den Brandenburgern Arbeitsplät­
ze zu schaffen, wurden enttäuscht. Dem 
Bonner Umweltministerium wurde nach 
hartem Kampf die Zusage abgerungen, 
ostdeutsche Unternehmen an der Erfas­
sung militärischer Altlasten und ihrer 
Sanierung zu beteiligen.

Die Brandenburger Regierung 
verzögert Entscheidungen
Der Verwalter der ehemaligen GUS- 
Liegenschaften ist das Bundesvermö­
gensamt, das inzwischen rund 80000 
Hektar von den GUS-Truppen übernom­
men hat. Davon wurden bisher 788 Hek­
tar zu einem Verkehrswert von 340 Mil­
lionen DM verkauft und 50 vorzeitige 
Besitzübergaben an Investoren im Um­
fang von 300 Millionen DM veranlaßt. 
Im übrigen — so der Leiter des Amtes in 
Potsdam — nehme „die russische Seite 
alles mit, was nicht niet- und nagelfest“ 
sei oder verkaufe es, obwohl die Über­
einkunft bestehe, daß Demontagen nur 
noch mit dem Einverständnis der Ver­
waltung durchgeführt werden dürfen. 
Dann — wie hieß es doch — könne GUS- 
Eigentum zu „Bedingungen des Marktes 
in Rechnung gestellt werden“, woran 
die abziehende Truppe sich nun über­
haupt nicht hielt. Es wird offensichtlich: 
Bund und Vermögensamt kalkulierten 
falsch. Und die Brandenburger Regie­

schäften zum Selbstbedienungsladen fi­
nanzkräftiger Westbanken wird“.

Noch — so kritisieren die PDS und 
andere Vertreter im Landtag in Potsdam 
— fehlt ein Gesetz über die Verwertung 
der Liegenschaften der GUS-Streitkräf- 
te, selbst wenn es nun als Entwurf vor­
liegt. In diesem Entwurf wird vorgese­
hen, alles, was verkaufbar ist, zu ver­
kaufen, und weniger attraktive Liegen­
schaften an die Kommunen zu überge­
ben, die von Beginn an große Hoffnun­
gen auf die Übergabe ehemaliger Lie­
genschaften setzten, sich aber nun 
schwer enttäuscht sehen: Sie sind die 
letzten in der Reihe. Denn Finanzmini­
ster Kühbacher sieht im Entwurf vor, die 
Verkaufserlöse für die Sanierung und 
Entwicklung der Flächen zu verwenden 
und eine umfassende Privatisierung in 
die Wege zu leiten. Keine Brandenbur­
ger Kommune hat aber das Geld, um 
eine für sie interessante Liegenschaft zu 
kaufen. Immobilienhändler sind gefragt 
und große Unternehmen machen ihren 
Schnitt.

Demokratische Kontrolle 
ist erforderlich
Nicht nur die PDS fordert von der Re­
gierung, nun endlich im Rahmen eines 
Gesetzes ein Konzept zur Verwertung 
der vom Bund übertragenen GUS-Lie­
genschaften zu erarbeiten und diesem 
die Idee der parlamentarischen Kontrol­
le der zu bildenden Verwertungsgesell­
schaft zugrunde zu legen. Es muß ein 
Beirat geschaffen werden, der der Ver­
wertungsgesellschaft gegenüber als 
Kontrollorgan tätig wird: Gleichzeitig 
sind regionale Planungs- und Verwer­
tungsgremien zu schaffen, in denen Ver­
treter der Kommunen beteiligt werden, 
die die Interessen der Kommunen wirk­
sam vertreten können. Die beabsichtigte 
Gründung einer Tochtergesellschaft der 
Landesinvestitionsbank, der Finanzmi- 
nister Kühbacher vorsteht, könnte der 
Versuch sein, diesen Forderungen aus­
zuweichen und die Verwertung der Lie­
genschaften ohne demokratische Kon­
trolle zu realisieren. .

Vielen Brandenburgern steht das Bei­
spiel der Wittstocker Heide vor Augen: 
Die Bürgerinitiative „Freie Heide“

BROSCHÖRENANKÖNDIGUNG

Insiderkomitee zur 
Aufarbeitung der 
Geschichte des MfS

In Kürze erscheint im GNN-Verlag 
eine Broschüre mit obigen Titel. 
Darin stellt sich das 1992 als ge­
meinnütziger Verein gegründete und 

registrierte, von ehemaligen Mitarbei­
tern des MfS ins Leben gerufene 
„Insiderkomitee zur Aufarbeitung der 
Geschichte des MfS“ vor. Dokumen­
tiert werden der Gründungsaufruf, 
Statut und Aufgaben und Ziele des 
Komitees. In grundsätzlichen Be­
trachtungen werden Gedanken zum 
Wie und Warum der „Aufarbeitung“ 
geäußert. Sie kann nur im historischen 

Christen Ausländische Christen zur 
Entwicklung in der BRD

D
ie Welt beginnt, sich zunehmend Sorge um den inneren Frieden in Deutschland 
und die sich daraus ergebenden möglichen negativen Folgen für das Ausland 
zu machen. So zeigte die Entscheidung des IOC gegen Berlin als Olympiastadt 
für das Jahr2 000, wie weit Deutschland in der Weltgeistig-moralisch isoliert ist.

In diese Besorgnis lassen sich auch Einschätzungen einreihen, die eine Gruppe 
von acht Christen der weltweiten Ökumene nach einem Besuch in Ostdeutschland im 
Juni 1993 in einem Brief an ihre deutschen Gastgeberformulierte. Er wurde im 
Wortlaut in Junge Kirche (Nr. 10/93, Bremen) veröffentlicht. Wir dokumentieren 
daraus einige wichtige Gedanken.

Die Analyse und die gemachten Vorschläge widerspiegeln ihre sozialen Er­
fahrungen, die sie gerade in Entwicklungsländern, aber auch in den reichen 
Ländern des Nordens machten. Angesichts weitverbreiteter Hoffnungslosigkeit und 
Fatalismus ist die von ihnen ausgesprochene Ermutigung zum aktiven Handeln für 
eine Erneuerung der Welt um so höher einzuschätzen. Der Brief ist auch eine Abkehr 
vom Egoismus und Ausdruck einer gesamtgesellschaftlichen Verantwortung für die 
Bewahrung dieser Welt.

Einerder Teilnehmer, Emilio Castro, besuchte 1986die DDR. Er hielt damals 
eine vom DDR-Fernsehen life übertragene Predigt, die wegen ihres sozialen 
Engagements viel Beachtung fand. Seine damaligen positiven Eindrücke dürften den 
vorliegenden Brief nicht unwesentlich beeinflußt haben.

Die Besucher waren Kirchenvertreter aus Großbritanien, Indien, Polen, Süd­
afrika, Schweden und den USA. — (abe)

Kontext und unter Beachtung des kon­
kreten Geschichtsverlaufes, insbeson­
dere der Entwicklung der deutsch­
deutschen Beziehungen, durchgeführt 
werden. Nur so kann eine einseitige 
Betrachtungsweise vermieden und 
verhindert werden. Sie schafft gleich­
zeitig die Grundlage für eine kritische 
Herangehensweise und kritische Ein­
ordnung der Rolle und Tätigkeit des 
MfS.

Die Broschüre gibt einen Überblick 
über die Reaktion der Öffentlichkeit. 
Anhand von Dokumenten wird darge­
stellt, wie der Verfassungsschutz auf 
die von den Medien verbreitete Nach­
richt der Gründung des Komitees rea­
gierte.

Die Broschüre wendet sich an alle, 
die Interesse an einer kritischen Auf­
arbeitung der Geschichte der DDR 
haben. Sie soll einen Beitrag zur Dis­
kussion über den Sinn und Unsinn von 
Geheimdiensten leisten. — (abe)

Der neue Besitzer des Truppenübungsplatzes Wittstock In der Ruppiner Heide, die Bundeswehr, untersagt mit Warnungen vor einem Schußwaffenge* 
brauch das Betreten des Geländes. Hunderte von Schildern, mitunter sogar Polizisten (Bild), sollen vor allem Mitglieder der Bürgerinitiative „Freie Heide“ 
von weiteren Aktionen auf dem Gelände abhalten. Inzwischen haben der Landkreis Ostprignitz-Ruppin, zwei Gemeinden, eine Kirchengemeinde sowie drei 
Bürger Klage beim Verwaitungsgericht Potsdam eingereicht. Seit dem 17. Januar werden Tiefflüge über der Ruppiner Heide durchgeführt. — (har)

Auszüge aus dem Brief der ausländischen Kirchenvertreter an ihre 
vorjährigen Gastgeber in der Bundesrepublik Deutschland

Fakten lassen unschwer erahnen, was 
sich zu diesem Thema in Brandenburgs 
Regierung und Parlament abspielte.

Nach dem Vertrag fielen alle Liegen­
schaften der WGT nunmehr unter die 
Hoheit des Bundes und die GUS-Streit- 
kräfte sollten die von ihnen zurückgelas­
senen Bauwerke „zu Bedingungen des 
Marktes“ in Rechnung stellen. Eine 
Verrechnung sollte dann mit den Kosten 
für festgestellte Umweltschäden erfol­
gen. Soweit „die Schäden die Restwerte 
übersteigen, ist die Differenz der deut­
schen Seite zu erstatten“. Schon damals 
war klar, daß eine Verrechnung nicht 
möglich sein werde, da die GUS (oder 
jetzt Ruhland, dessen Gerichtsbarkeit 
die GUS-Streitkräfte heute juristisch un­
terstehen) nicht über die entsprechenden 
Finanzmittel verfügen würde, um die 
angerichteten Umweltschäden auch nur 
annähernd begleichen zu können. Eine 
von der Bundesregierung 1990 einge­
setzte Expertengruppe, die begann, Ver­
dachtsflächen militärischer Altlasten zu 
kartieren, kam auf einen zweistelligen 
Milliardenbetrag für Sanierungskosten.

Wer würde nun die notwendigen Mit­
tel bereitstellen, um die entstehenden 

rung hat nun auszubaden, was ihr an­
derswo eingebrockt wurde.

Eine Entscheidung zur Verwertung 
der GUS-Liegenschaften wurde durch 
sie lange hinausgezögert. Zum Warum 
ließ der Brandenburgische Finanzmini­
ster Kühbacher in seiner Rede vor dem 
Landtag im Oktober 1993 die Katze aus 
dem Sack, als er erklärte, daß er am 4. 
Oktober erneut mit Minister Waigel ha­
be verhandeln können und „den nun­
mehr bekannten Kompromiß“ erreichte, 
nämlich aus dem Paket der GUS-Lie­
genschaften von rund 50000 Hektar, die 
der Bund dem Lande zur Übernahme 
anbietet, 0,8% (d.h. 405 Hektar) der 
meist belasteten Flächen ausklammem 
zu können. Nur für diese 0,8 % ist der 
Bund bereit, die Kosten für die Sanie­
rung zu übernehmen. Ansonsten hat er 
eine Beteiligung an der Finanzierung der 
Altlastenbeseitigung abgelehnt. Noch 
aber fließen die Einnahmen des Bundes­
vermögensamtes aus den Verkäufen of­
fensichtlich in die Kassen des Bundes. 
Oder wie es der Abgeordnete der 
PDS/LL im Landtag, Prof. Gönner­
mann, in der gleichen Sitzung erklärte, 
daß „die Konversion der GUS-Liegen- 

kämpft schon seit Mitte 1992 gegen die 
Rückkehr des Militärs, diesmal der Bun­
deswehr, in die Heide. Seit dem 22.12. 
93 scheint aber auch deren Schicksal un­
demokratisch entschieden zu sein, die 
Bundeswehr kehrte zurück und nutzt sie 
weiter als Bombodrom. Seit Mitte Janu­
ar 1994 wurden auch wieder die Tiefflü­
ge aufgenommen. Nicht nur die Witt­
stocker sind von der Stolpe-Regierung 
enttäuscht!

Die Konversion in Brandenburg geht 
sonderbare Wege, jedenfalls nicht die, 
die sich die demokratische Öffentlich­
keit vorgestellt hatte. Wenn Ende Au­
gust 1994 kein GUS-Soldat mehr in 
Brandenburg sein wird, so wird das The­
ma Konversion in Brandenburg weiter 
die Gemüter bewegen und nicht so 
schnell erledigt sein. Um demokratische 
Lösungen zu erkämpfen, bedarf es noch 
einiger Anstrengungen.

Quellen: Berliner Zeitung vom 22.11.90, 8.1., 
15.1.94; Brandenburger Umweltjoumal Nr. 1, 
Juni 91; ND vom 8.1., 31.1.94, Märkische Zei­
tung vom 24.1.94, Plenarprotokoll des Land­
tages Brandenburg vom 28.10.93; Material der 
PDS/LL-Fraktion, Januar 1994 — (abe) 

„Wir besuchten Ihr Land drei Jahre nach 
der Wiedervereinigung. In der Infra­
struktur der östlichen Region sind enor­
me Veränderungen zu erkennen. Wir 
waren nicht nur über das Tempo der 
Veränderungen erstaunt, sondern auch 
über die Tiefe der Kluft, die den ehema­
ligen Osten immer noch vom Westen 
trennt.

Wir haben erfahren, wie wichtig der 
Konziliare Prozeß für Gerechtigkeit, 
Frieden und Bewahrung der Schöpfung 
Ende der achtziger Jahre für Ihre Kir­
chen war, im Westen wie im Osten. Wir 
hörten auch von den großen Enttäu­
schungen, daß dieser Prozeß anschei­
nend zu einem Stillstand gekommen ist.

Die Bürger in den neuen Bundeslän­
dern sehen sich mächtigen neuen wirt­
schaftlichen Kräften gegenüber ... Vie­
le Menschen, besonders die älteren, sind 
im neuen System von jeglicher Erwerbs­
tätigkeit ausgeschlossen. Viele empfin­
den ein tiefes psychologisches Unbeha­
gen über die Art des Wettbewerbs in der 
westlichen Konsumgesellschaft.

Wir erfuhren von den Sorgen darüber, 
daß sich die großen Parteien bei ihrer 
Entscheidungsfindung von den Men­
schen entfernt haben., daß ihre Kennt­
nisse der jeweiligen Situation in Ost­
deutschland unzureichend sind und eine 
Beratung mit den betroffenen Menschen 
zu kurz kommt ... Zwar ist Arbeitslo­
sigkeit ein weltweites Problem, doch ist 
die Lage in den neben Bundesländern 
besonders ernst, da die Unternehmen 
sich außerstande sehen, auf dem unge­
schützten Markt der westlichen Welt 
wettbewerbsfähig zu bleiben. Die psy­
chologischen Folgen der Arbeitslosig­
keit werden um so schlimmer verspürt, 
weil im sozialistischen System für jeden 
Bürger ein Recht auf Arbeit bestand ... 
Wir hoffen, daß Sie wachsam sein und 
auf Wahrhaftigkeit bei den amtlichen 
Untersuchungen der Wirtschaftslage 
dringen werden.

Es betrübte uns zu erfahren, daß sich 
die Stellung der Frauen in der Gesell­
schaft verschlechtert hat, und daß sie 
nicht mehr in dem Maße gleichberech­
tigt sind wie in der DDR. Sie, die Frau­

en, waren die ersten, die die Hauptlast 
der Arbeitslosigkeit tragen mußten, und 
sie sind beim Übergang von einem poli­
tischen System in das andere ins Abseits 
geschoben worden ... Und wir fordern 
die Kirchen auf, die gesamte Gesell­
schaft in Deutschland dazu zu ermuti­
gen, den Frauen zuzuhören, ihre Stim­
men und ihre Sichtweisen zu respektie­
ren.

Wir wissen zwar, daß die Kirchen in 
den neuen Bundesländern die strukturel­
len Veränderungen, die im Zuge der 
kirchlichen Wiedervereinigung anstan­
den, mitentschieden haben. Dennoch 
können wir nicht verstehen, warum die 
wiedervereinigte Kirche nicht in der La­
ge war, die Unterschiede in der Struk­
tur, die dem unterschiedlichen Kontext 
in Ost und West angemessen waren, zu­
mindest noch eine Zeitlang zu tolerie­
ren. Strittige Fragen wie Militärseelsor­
ge, Kirchensteuer und Religionsunter­
richt an den Schulen sind ihrerseits Zei­
chen des Gefühls der »Einverleibung* 
(,annexation‘), und dieses Gefühl sitzt 
im Osten sehr tief.

Wir wissen, daß Sie unsere Abscheu 
vor der jüngsten Welle der Gewalt tei­
len. Die Frage ist, wie man wirksame 
Mittel zu ihrer Bekämpfung und Verhin­
derung finden und darüber hinaus auf 
konstruktive Beziehungen zubewegen 
kann ... Wir hörten von Diskusssionen 
über die Möglichkeiten eines »Pro­
gramms zur Bekämpfung des Rassismus 
in Deutschland* für die Kirchen. Wir bit­
ten Sie dringend, dieses Vorhaben 
durchzuführen. Unserer Ansicht nach ist 
es wichtig, Rassismus beim Namen zu 
nennen. Ferner glauben Vilr, dab das 
fremdenfeindliche Klima in Deutsch­
land auch echten Rassismus einschließt. 
Selbst wenn man die Tbl fahrt der deut­
schen Wirtschaft berücksichtigt, kann 
man unserer Meinung nach das Wieder­
aufleben des Rassismus nicht aus­
schließlich mit sozialen und wirtschaft­
lichen Belastungen erklären. Wir hof­
fen, daß Sie die Wurzeln des Rassismus 
in der deutschen Gesellschaft noch viel 
ausführlicher erörtern und untersuchen 
werden.



■?
10®_ 1994 Diskussion, Dokumentation__________________________________________________________________________

Rosa Luxemburg ist in Zamosc 
1870 geboren. Zamosc ist ein 
Kleinod italienischer Renaissan­
ce-Kunst und hatte — als westlicher Vor­

posten — das Stadtrecht von Magde­
burg. Die Stadt lag erst in Polen, dann in 
Österreich, dann in Rußland und liegt 
heute wieder in Polen, direkt an der 
ukrainischen Grenze. Es wundert nicht, 
daß Rosa Luxemburg bei so viel Grenz­
änderungen plus Landesherren wenig 
vom Selbstbestimmungsrecht der Natio­
nen hielt und zu einer glühenden Interna­
tionalistin wurde. An der heutigen Gren­
ze zwischen Polen und Ukraine, am 
Bug, verlief die Grenze zwischen west­
lichem päpstlichem Abendland und öst­
licher orthodoxer Kirche. Hier entluden 
sich im Ersten Weltkrieg die Gegensätze 
zwischen dem Zarenreich und dem 
deutsch-österreichischen Block um die 
Vormacht in Mittelosteuropa und das 
Erbe des osmanischen Reichs. Rosa Lu­
xemburg hat in der „Krise der Sozial­
demokratie“ die Widersprüche und Ent­
wicklungslinien der herrschenden impe­
rialistischen Blöcke aufgezeigt, die zum 
Ersten Weltkrieg führten. Der Balkan, 
die Türkei, deutsch-russische, deutsch- 
englisch-amerikanische Interessenge­
gensätze sind die Konfliktherde, die 
auch heute wieder im Mittelpunkt um 
die Vorherrschaft in Osteuropa stehen.

Heute liegt Zamosc wieder in Polen 
und wieder im'Brennpunkt internationa­
ler Politik. Denn Deutschland will und 
Polen will, und Rußland will nicht, daß 
die NATO bis an den Bug, an die ukrai­
nische Grenze vorgeschoben wird. 
Dann steht die NATO 700 km östlich 
von Dresden und 600 km vor Kiew.

Man sagt leichtfertig, die Geschichte 
wiederholt sich nicht. Ist es aber blinder 
Zufall, daß in Sarajewo seit zwei Jahren 
der Krieg tobt, daß der Balkan auf einem 
Pulverfaß sitzt, die Bulgaren, die Balten 
als alte K.u.K.- oder SS-Seilschaften 
und Waffenbrüderschaften in die NATO 
wollen? So ist die Türkei wieder „ein 
Übungsfeld europäischer Außenpolitik. 
Zwei europäische Mittelmächte von 
einst, die in den ersten Dekaden des 
Jahrhunderts um ihren Einfluß am Bos­
porus rangen, sehen heute ihre Interes­
sen in der Region an der Nahtstelle zur 
islamischen Welt gleichgerichtet“. So 
schreibt die Süddeutsche Zeitung vom 
20.1.94 zum Besuch des deutschen und 
britischen Außenministers in Ankara.

Deutschland hat den 
Ersten Weltkrieg verloren

Die Zerschlagung des ehemals deutsch­
österreichischen Mittel- und Osteuropa 
war vielleicht der empfindlichste Ver­
lust für Deutschland. Denn nun war der 
Traum der Bagdad-Bahn, der Traum 
von Öl an Euphrat und Tigris, von Öl in 
Baku ausgeträumt. Der freie Zugang zu 
den strategischen Rohstoffen (heute wie­
der Aufgabe der Bundeswehr) über die 
Südostachse durch Deutschland-Öster­
reich verbündete oder angegliederte 
Länder wurde durch einen Sicherheits­
gürtel versperrt. Neue Nationalstaaten 
von beachtlicher territorialer Größe wie 
Jugoslawien, Tschechoslowakei und Po­
len wurden von den Alliierten als ein 
„cordon sanitaire“ geschaffen. Er sollte 
einen Wall gegen die Ostexpansion 
Deutschlands bilden. Gegen diesen 
Staatengürtel, gegen das schmachvolle 
„Versailler Diktat“ richtete sich die Po­
litik der Weimarer Republik von Theo­
dor Heuß über Stresemann bis Hitler. 
Das Ziel war: Wir wollen unsere verlo­
renen Gebiete wiederhaben. So Außen­
minister Stresemann: „Die dritte große 
Aufgabe ist die Korrektur der Ostgrenze 
... Im Hintergrund steht der Anschluß 
von Deutsch-Österreich.“(Gudopp, Auf 
dem Weg in den 3. Weltkrieg? S. 24) 
Hitler realisierte den Anschluß in einer 
Bestrafungsaktion: Mit einer Brutalität 
ohnegleichen wurden die Staaten des 
„cordon sanitaire“ für ihre Unbotmä­
ßigkeit gegenüber dem Reich zerschla­
gen, annektiert und in Protektorate und 
Generalgouvernements zerstückelt. Sie 
wurden zum Aufmarschgebiet für die 
Invasion in die Sowjetunion. In Stalin­
grad wurde der freie Zugang zum Öl in 
Baku schließlich von der Roten Armee 
gestoppt.

Zweiter Weltkrieg verloren

Der zweite Anlauf zur Weltmacht war 
gescheitert. Hitler ging, die Ziele blie­

ben. Wieder wurde um Deutschland ein 
Gürtel großer Staaten gelegt, Polen ter­
ritorial vergrößert und sogar 200km 
nach Westen bis zur Oder-Neiße-Linie 
vorgeschoben. Der Eiserne Vorhang 
quer durch Deutschland sollte dafür sor­
gen, daß ein für allemal Deutschlands 
Drang nach Osten gestoppt wäre. Aber 
es kam alles anders.

Die BRD im Bund mit EG und NATO 
zielte darauf hin, mit Roll-back-Strate- 
gie Zwischeneuropa aus dem Sowiet- 
union-Block zu lösen. 1989 war es 
schließlich wieder soweit. Und zum drit­
ten Mal in diesen Jahrhundert wurden 
diese Staaten zerstückelt, geteilt, aus 
dem SU-Block — wie die Balkan-Staa­
ten — gelöst. Und die BRD mischte da 
kräftig mit.

Jetzt endlich, nach zwei vergeblichen 
Anläufen, konnte die „Orangentheorie“ 
von ' Paul Rohrbach, dem bekannten 
Wortführer des deutschen Imperialis­
mus vor und während des Ersten Welt­
kriegs Wirklichkeit werden. Rosa Lu­
xemburg hat ihn schon 1916 zur Ziel­
scheibe ihrer Kritik gemacht. Wie eine 
Orange in einzelne Schnitten zerlegt, so 
sollte das Zarenreich in einzelne Teile 
abgetrennt werden, um sie so besser für 
Deutschland kontrollierbar zu machen.

Die Neuaufteilung 
Osteuropas

Im Westen ist nichts Neues zu vermel­
den. Weder haben sich die unterdrück­
ten Schotten von den ungeliebten Eng­
ländern befreit, noch die Iren von den 
Briten und die Lombardei von Sizilien 
losgelöst. Das ist erstaunlich. Erstaunli­
cher aber noch, mit welcher Geschwin­
digkeit im Osten neue Staaten entstehen, 
neue Grenzen gezogen werden, neue 
Völker aus dem Erdboden gestampft 
werden, so geschwind, daß man kaum 
mit dem Schauen hinterherkommt. Die 
Gruppe Avanti z.B. hat ein bosnisches 
Volk entdeckt, das sich vom Joch der 
Serben lösen will und dringend beim 
Westen um Waffenhilfe buhlt. Da kom­
men neue Völker zum Vorschein, die al­
le plötzlich ihre eigenen Staaten wollen, 
als sei damit das Paradies schon auf Er­
den geschaffen. Und das alles wird als 
der ureigenste Wille dargestellt, der jetzt 
nach bald 50-jähriger Unterjochung wie 
Glut zum Durchbruch bringt. Und dies­
mal, ja fürwahr, ich schwör, ist keine 
Fremdbestimmung im Spiel. Baltische 
„Selbstbestimmung“ definiert nach 
FAZ, 1991, Baring: „In der modernen 
großräumigen Industriewelt können sich 
so kleine Gebilde wie Estland, Lettland, 
Litauen oder auch Slowakei und Kroa­
tien kaum auf eigene Faust behaupten. 
Der Versuch völliger Unabhängigkeit 
kann doch eigentlich gar nicht gutgehen, 
kann leicht scheitern. Irgendwo müssen 
diese Kleinstaaten doch unterschlüpfen. 
Aber wo?“

Nein, Deutschland hat seine Hände 
nicht im Spiel gehabt, als sich die Balten 
befreiten, als sich die Slowenen endlich 
loslösten, das ist ihrer ureigenster Hän­
de Werk und fürwahr, liest man in den 
deutschen Gazetten, blättert im linken 
Blätterwald, so stößt einem nichts Ge­
genteiliges auf. Nur: Die Böhmen dür­
fen sich von den Slowaken befreien, 
aber die Schotten von den Engländern 
nicht.

Warum geht das eine schon, das ande­
re nicht? Kann man da wirklich jede 
Fremdbestimmung ausschließen, ist da 
urplötzlich Deutschlands Wille zur 
Macht — wo sie so greifbar nahe ist — 
außer Kraft? Das kann doch nicht wahr 
sein!

Was sind also die Hintergründe dieser 
Loslösungseuphorie ?

Einen Schlüssel dazu bietet uns das 
Mitteleuropakonzept. Inzwischen 140 
Jahre alt, hat es schon einige Bewäh­
rungsproben hinter sich. „ »Mitteleuro­
pa, vor 140 Jahren geprägt, umfaßt zoll­
politisch einen über die bestehenden 
Staaten hinausgehenden großen Wirt­
schaftsraum, der alle deutschen Staaten 
und dazu die nicht zum Deutschen Bund 
gehörenden Teile des Kaiserreichs 
Österreich umfassen sollte.* ( W. Con­
ze). Für Friedrich Naumann (Ahnvater 
der Liberalen, 1915) war Mitteleuropa 
eine von beiden Mittelmächten — Preu­
ßen und Habsburg — ausgehende mittel­
europäische Bundesordnung, der auch 
westliche Gebiete des russischen 
Reichs, zumindest Polen und die balti­
schen Länder eingefügt werden soll­
ten.“ (SZ, 8.9.93, H. Flottau).

Für F. Naumann ist Mitteleuropa ein 
Synonym für die deutsche Expansion auf 

dem Landweg zum Öl nach Bagdad, 
Bulgarien und Türkei. „Die deutsche 
nationale Notwendigkeit zwingt südost­
wärts kraft der »Gesetzmäßigkeit der 
Geopolitik*. Das ist ein Landweg 1. 
Ordnung. Auf die Sicherheit dieser Ord­
nung muß insbesondere Deutschland al­
les Gewicht legen, weil seine Zusam­
menhänge mit der Türkei an das Vor­
handensein dieser Linie gebunden sind. 
Wir haben ja im Krieg erlebt, welcher 
Schaden dadurch entstehen kann, daß 
die Serben ein Stück dieses Wegs besa­
ßen.“ (Gudopp)

Zwischeneuropa

Und um diese, von dem russischen Ein­
fluß losgelösten Staaten geht es. Es ist 
ein Machtvakuum entstanden. Die Staa­
ten Zwischeneuropas suchen ihr Heil in 
Anlehnung an den großen Bruder und 
stärkeren Nachbarn Deutschland, das 
gelobte Tor zu EG und NATO. Wo 
bleibt plötzlich der ureigene Wille? 
Wenn Deutschland diesen Staaten groß­
mütig seine schützende Hand ausstreckt 
und Hilfe für die Schwachen anbietet, 
warum gibt es da so viel Murren und 
Neid? Warum gönnt man Deutschland 
nicht diesen Erfolg? Wer sind diese 
Quertreiber, diese Heckenschützen? 
Warum muckt Serbien immer noch auf 
und läßt sich nicht im Schoß der EG nie­
der? Will die EG nicht? Oder wollen 
etwa die Serben nicht? Haben wir jetzt 
nicht sogar eine „Partnerschaft für den 
Frieden“ unter der hohen Schirmherr­
schaft von Bill und Boris, ehemals ver­
feindete Brüder? Warum sollen sich da 
die Serben und die Bosnier noch weiter 
in die Haare kriegen? Gibt es heute 
wirklich noch innerimperialistische Wi­
dersprüche, etwa dergestalt, daß Frank­
reich oder gar die USA Deutschland sei­
nen Erfolg nicht nur nicht gönnen, son­
dern streitig machen? Stehen hinter den 
Serben vielleicht wie anno dazumal die 
Russen, die nicht wollen, daß Deutsch­
land mit den alten Waffenbrüderschaf­
ten aus K.u.K.- und SS-Zeiten Rußland 
vom Süden her aufrollen kann? Ist nicht 
gerade der Balkankrieg zwischen Ser­
bien und Bosnien ein Stellvertreter­
krieg? Ist es nicht der 1. innerimperiali­
stische Krieg in Europa nach dem 2. 
Weltkrieg? Steht nicht hinter Serbien 
eine Art neue Antihitlerkoalition von 
EG, USA und Rußland, die Deutsch­
lands absolute Vormacht in Osteuropa 
nicht wollen? Es ist übrigens die gleiche 
Koalition, die Deutschlands Nato-Ost- 
vorstoß verhinderte. Sind das alles Hirn­
gespinste antinationaler Anhänger der 
These vom 4. Reich, oder irgendwelche 
spinnenden Kontinuitätsfanatiker, die 
immer und überall nur Deutschland se­
hen und hinter jedem Akt internationaler 
Politik eine deutsche Verschwörung wit­
tern und vor lauter Deutschland, 
Deutschland den Imperialismus pur in 
EG, USA und Japan gar nicht mehr 
wahmehmen können ?

, Aber lassen wir Kinkel, den Sprecher 
der • Hardthöhe, zu Wort kommen: 
„Zwei Aufgaben gibt es parallel zu mei­
stem: Im Innern müssen wir wieder zu 
einem Volk werden, nach außen gilt es, 
etwas zu vollbringen, woran wir zwei­
mal zuvor gescheitert sind: Im Einklang 
mit unseren Nachbarn zu einer Rolle zu 
finden, die unseren Wünschen und unse­
rem Potential entspricht. Die Rückkehr 
zur Nationalität im Innern wie nach au­
ßen. Wir sind aufgrund unserer Mittel­
lage, unserer Größe und unserer tradi­
tionellen Beziehungen zu Mittel- und 
Osteuropa dazu prädestiniert, den 
Hauptvorteil aus der Rückkehr dieser 
Staaten nach Europa zu ziehen. Dies gilt 
nicht nur für die Wirtschaft, sondern 
auch für die Stellung der deutschen 
Sprache und Kultur in Europa. (FAZ, 
19.3.93)

Und dann Kohl, (Regierungserklä­
rung, 30.1.91): „Deutschland hat mit 
seiner Geschichte abgeschlossen. Es 
kann sich künftig offen zu seiner Welt­
machtrolle bekennen und sollte diese 
ausweiten.** Und der Kriegsherr Rühe 
höchstpersönlich: „Unsere wirtschaftli­
che, technologische und finanzielle Lei­
stungskraft lassen eine Selbstbeschrän­
kung deutscher Außenpolitik nach dem 
alten Muster nicht mehr zu .**

Da dürften doch selbst bei leicht ge­
wendeten Linken keine Zweifel mehr 
aufkommen, wohin Deutschland wieder 
will. Und die neue Reichsordnung könn­
te durchaus sich auf dem gründen, was 
ein Chef-Vertreter der Geopolitik, C. 
Schmitt, 1941 von sich gegeben hat: 
„Sobald nicht Staaten, sondern Reiche 
als Träger der völkerrechtlichen Ent­

wicklung und Rechtsbildung erkannt 
sind, hört auch das Staatsgebiet auf, die 
einzige Raumvorstellung des Völker­
rechts zu sein. Andere Raumbegriffe 
sind in erster Linie ,Boden*, der in spezi­
fischer Weise dem Volk zuzuordnen wä­
re, und dann der dem Reich zugeordnet 
über Volksboden und Staatsgebiet hin­
ausgreifende Großraum kultureller und 
wirtschaftlich-industriell organisatori­
scher Ausstrahlung. Das Reich ist nicht 
einfach ein vergrößerter Staat.“ (Gu­
dopp, S. 53)

Übersetzt ins Neudeutsche heißt das: 
Boden in spezifischer Weise dem Volk 
zugeordnet, slowenisches Volk, bosni­
sches Volk, slowakisches Volk — also 
völkisches Prinzip vor territorialem 
Prinzip; bitte keine Durchrassung ä la 
Stoiber.

Unter Großraum kultureller, wirt­
schaftlicher und industrieller Ausstrah­
lung dürfte an erster Stelle wohl die 
„Rückkehr nach Europa“, dann das 
christliche Abendland zu verstehen sein, 
vor allem aber und insbesondere deut­
sche Leistungskraft und deutsches Po­
tential: Entscheidend ist vor allem der 
Raumbegriff, der für die neuentstande­
nen Natiönchen konstitutiv werden 
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könnte. Nicht Staatsgebilde, zum Bei­
spiel Slowakei, sind Völkerrechtssub­
jekte, sondern der über Volksboden und 
Staatsgebilde hinausgreifende Groß­
raum. Das Reich ist nicht mehr ein ver­
größerter Staat, sondern die Wertege­
meinschaft „des Heiligen Römischen 
Reichs“, ist EG und NATO, für deren 
Osterweiterung Deutschland sich so 
wärmstens einsetzt. „Böhmen orientiert 
sich, wenn überhaupt historisch, so 
nicht an Visegrad, sondern an seiner frü­
heren Zugehörigkeit zum Heiligen Rö­
mischen Reich (nicht bloß) deutscher 
Nation (Österreich muß schon dabei 
sein! — d. Verf.) und der Rolle Prags als 
dessen aufstrebender Hauptstadt unter 
dem Luxenburger und großem Europäer 
Karl der Vierte. (1316-1378). Soweit 
der Wunschtraum der Prager Zeitung 
(2/94)

Was unsere kreuzbraven Linken nicht 
verstehen, ist, daß es im Imperialismus 
in seinem fortgeschrittensten Stadium — 
auch wenn er schon kurz vor dem Zu­
sammenbruch, ja Kollaps steht, wie R. 
Kurz zur Jahrtausendwende prophezeit 
— territoriale Fragen gleich Machtfra­
gen sind. Der Hofhistoriker Kohls mit 
dem sinnigen Namen Michael Stürmer 
belehrt uns eines anderen, ganz in der 
Tradition von Geopolitiker C. Schmitt: 
„Das vereinte Deutschland ist nicht die 
um fünfeinhalb Länder erweiterte BRD, 
sondern die neue Weltlage hat Deutsch­
land, ob es will oder nicht, in diese geo­
strategische Bruchzone Europas ge­
rückt. Damit wird das Land wieder all

jenen Gefahren ausgesetzt, die diese La­
ge immer enthielt und enthalten wird. 
Die conditio Germaniae ist wegen der 
Wiedervereinigung leichter, wegen des 
damit verbundenen weltpolitischen 
Umbruchs aber zugleich schwieriger“. 
(S. 247, „Grenzen der Macht**)

Wir sind aufgrund unserer Mittellage 
prädestiniert (also vorbestimmt), es gibt 
eine conditio Germaniae, oder wie Kohl 
es nennt: Der Zug ist abgefahren: Das ist 
unser Schicksal, das uns von der Ge­
schichte vorgegeben ist. Das sind doch 
alles Umschreibungen für fehlende Le­
gitimationen, die sich früher die Kaiser 
von Gottes Gnaden vom Himmel holen 
konnten. Da wir Deutsche weder Infer­
no noch dazugehörende Teufel beehren 
können, bleibt uns nur noch das Schick­
sal, das uns Deutsche schon zweimal so 
schmählich im Stich gelassen hat. Und 
diesmal?

Der 3. Anlauf

Die Startchancen für den dritten Anlauf 
sind umso aussichtsreicher: Die Deut­

schen wie die Ostnachbam haben aus der 
Geschichte gelernt: Lektion 1: Seine 
Nachbarn bittschön nicht zu verprellen. 
Deutschland Seite an Seite mit Frank­
reich — wie lange noch? Und Polen und 
Tschechien verzichten auf einen Flirt 
mit Paris und werfen sich den Deutschen 
gleich händeringend in die Arme. Abge­
sehen von den Staatsschulden, die im­
merhin um die Hälfte niedriger sind als 
in Italien, sind die Kriegskassen der Un­
ternehmen prallvoll (fast l Bio. DM). 
Da kann man schon was lockermachen 
für eine freie Handelszone an der Oder 
oder zum Freikauf von unserem alten 
Königsberg. Und ökonomisch ver­
spricht das Unternehmen Ost auch eini­
ges abzu werfen.

Telekom, die Bagdad-Bahn 
des Jahres 2000!

Allein 60 Mio. Telefonanschlüsse in 
Mittel- und Osteuropa mit einem Ge­
samtinvestitionsvolumen von 260 Mrd. 
deutscher Mark und Optionen weltweit 
bis nach Kasachstan. 3 700 km Glasfaser 
von Frankfurt/Main über Warschau, 
Prag, Bratislawa. Budapest sind schon 
fertig. Das störrische Belgrad ist nicht 
dabei. Dafür werden aber in einer Süd­
schleife die willigen östlichen Slowaken 
und Kroaten angebunden. In einer späte­
ren Ausbaustufe sollen Litauen, Weiß-
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rußland. Ukraine, Rumänien, Bulgarien 
und Moldawien dazukommen. Verlän­
gerungen bis Moskau und Helsinki ge­
plant. Damit ist bis auf Moskau erst ein­
mal genau das strategische Feld abge­
steckt. das als Zwischeneuropa fungiert 
und als Einflußzone Deutschlands bean­
sprucht wird. Und militärisch ist die Te­
lekom unabdingbar für die NATO-Kom- 
patibilität der Waffensysteme in Ost­
europa. Denn bis auf Ukraine und Weiß­
rußland sind sie alle strebsame NATO- 
Bewerber, zur Freude Deutschands, 
zum Fürchten für die Russen.

Europa am Rande 
des Krieges

Deutschland will die NATO nach Osten 
vorschieben. Es will ein für alle mal si­
cher sein, daß der ehemalige Sicher­
heitsgürtel — das Zwischeneuropa — als 
Vorfeld, als angestammtes Einflußge­
biet eindeutig unter deutscher Flagge 
steht. Als „heimatloses Niemands­
land“, als „Machtvakuum“ ist die Lage 

zu instabil. Es könnten EG, USA oder 
Rußland ihm diese Vormacht streitig 
machen. Einmal in der NATO könnten 
sich diese Länder schwerlich gegen 
Deutschland als seinen direkten Schutz­
herren wenden. Endlich nach Europa 
zurückgekehrt, wären sie ein sicheres 
Schild gegen eine „Re-Imperialisie- 
rung“ Rußlands, gegen eine Rückerobe­
rung verlorener Gebiete, vor allem des 
Baltikums und der Ukraine. Deutsch­
land will ja gerade verhindern, daß das 
Baltikum und die Ukraine als der erste 
„Unterwerftmgskandidat“ (Joffe, SZ) 
wieder zu Rußland fallt. „Russen und 
Ukrainer steuern womöglich auf einen 
heißen Konflikt zu. Soll der Westen den 
Russen auch freie Hand lassen, oder soll 
er Kiew den Rücken stärken? Knickt 
man vor Moskau ein, könnte man alle 
Pläne der Osterweiterung der NATO in 
den Wind schreiben. Der so gestärkte 
Kreml würde einer Aufnahme Polens nie 
zustimmen. Hilft man (wer, wie) der 
Uktaxtte, so mühte man eine Siehetheits- 
garantie für diesen unberechenbaren 
Staat übernehmen — im Angesicht eines 
verärgerten, aggressiven Rußlands.“ 
(SZ, 27.11.93)

Die Ukraine ist jetzt atomwaffenfrei, 
ihre territoriale Integrität wird von der 
strategischen Allianz Bill und Boris ga­
rantiert. Aber die Krim will wieder zu 
Moskau, und schon legt Schirinowskij 
eine neue Lunte. Er verspricht den Polen 
ihr ehemaliges Lemberg in Ostgalizien. 
— Das geht auf Kosten der Ukraine. 
Aber auch auf Kosten Polens, das für

eine Ostverschiebung zum Tausch Ober­
schlesien und die Oder-Neiße-Linie op­
fern müßte. Deutschland hätte sicher 
nichts gegen eine solche Option. Schiri­
nowskij könnte sich bei so einem Kuh­
handel auf breite galizische Minderhei­
ten in Oberschlesien stützen, die dort im 
Zug des Hitler-Stalin-Pakts umgesiedelt 
wurden und wieder in ihre „angestamm­
te Heimat“ wollen.

Zurück zu Deutschlands Forderung 
nach Osterweiterung der NATO. Bonn 
begründet sein Ansinnen mit der Schutz­
bedürftigkeit der Mittelstaaten, mit der 
gesteigerten Aggressivität Moskaus, das 
verlorene Terrain wieder reinzuholen. 
Bonn begründet es nicht mit seiner eige­
nen Sicherheitslage. Sie steht ja nach 
dem Aus der Sowjetunion wahrschein­
lich nicht auf dem Spiel. Bonn ver­
schweigt auch seinen eigenes Macht­
interesse in der öffentlichen Debatte. 
Trotzdem gilt Kinkels Devise als Leit­
schnur: „Wir sind ... prädestiniert, den 
Hauptvorteil aus der Rückkehr dieser 
Staaten nach Europa zu ziehen.“ Das, 
was einem fast kampflos in den Schoß 
gefallen ist, wofür man zwei Weltkriege 
vergeblich gekämpft hat, das wird man 
nicht freiwillig wieder loslassen.

NATO-Ost: Einkreisung 
Rußlands von allen Seiten

Im Norden des Baltikums stehen — 
wenn es nach deutschem Willen geht — 
die NATO-Truppen an der Narwa, vor 
den Toren St. Petersburgs. Will auch 
Finnland in die NATO, wird es noch bri­
santer. In Polen stehen die NATO-Trup­
pen am Bug 700 km östlich von Dres­
den, 600 km nach Kiew. Das noch rus­
sische Gebiet um Kaliningrad grenzt an 
Polen, Litauen und Weißrußland. Diese 
Enklave, auf die Deutschland schon lan­
ge ein Auge geworfen hat (ehemaliges 
Ostpreußen) liegt wie ein Sperriegel im 
Weg und verhindert einen freien Durch­
marsch von Polen nach Litauen.

Wie weit ist Jelzin erpreßbar, hat ja 
schon Schirinowskij ventiliert, daß er 
wegen Kahmngrad mtt steh reden \assen 
will, und da gibt es eine ganze Palette 
von Möglichkeiten, die schon ins Spiel 
gebracht wurden: Ansiedlung der Deut­
schen in Kasachstan und an der Wolga, 
Freihandelszone — Loskauf. Auch da ist 
das letzte Wort noch nicht gesprochen. 
Ist einmal Kaliningrad gefallen, schließt 
sich die Zangenbewegung im Westen 
und Norden um Rußland. Im Südosten 
bewirbt sich das vor kurzem als Staat an­
erkannte Mazedonien mit Bulgarien um 
den NATO-Beitritt. Und so schließt sich 
mit der Türkei der Ring um Rußland. Es 

ist nur logisch, daß Rußland aus purem 
Eigeninteresse sich nicht in die Zange 
nehmen lassen will, Angst hat und sich 
bedroht fühlen wird.

Die lettischen Provokationen

Wie gefährlich explosiv die Lage eska­
lieren kann, zeigt die Gefangennahme 
zweier russischer Generäle in Lettland. 
Während der NATO-Tagung in Brüssel 
sollte provokativ vor aller Welt gezeigt 
werden, wie bedroht das kleine, noch 
von 20000 russischen Soldaten besetzte 
Lettland ist. So die „message“: Vergeßt 
uns nicht, laßt uns unter den Schutz­
schirm der NATO, laßt nicht zu, daß der 
russische Bär mit seiner Tatze nach uns 
greift. Moskau wäre innerhalb einer 
Viertelstunde einmarschiert, r wäre es 
nicht zu einem gütlichen Einvernehmen 
(Freilassung der Generäle) gekommen. 
Noch ist die NATO nicht in Lettland und 
an der Narwa, noch sind 20000 russi­
sche Soldaten im Land. Sind die aber 
erst draußen und die NATO drinnen, 
was dann? Jeder weiß, das ist ein Ren­

nen mit der Zeit. Jeder 
Vorsprung entscheidet über 
Wohl und Wehe, über Krieg 
und Frieden. So ist nicht aus­
zuschließen, daß trotz der 
Atempause durch die ameri­
kanisch-russische Allianz die 
Litauer, Letten oder Polen 
mit der Rückendeckung 
Deutschlands ihre Truppen 
NATO-kompatibel machen. 
Die Umrüstung ist bereits voll 
im Gang. Es ist auch möglich, 
daß Rußland nicht erst so lan­
ge wartet und die Balten und 
Ukrainer wieder nach Mos­
kau holt. Das schaukelt sich 
gegenseitig hoch, bis es 
kracht.

Verständlich, daß besorgte 
Deutsche Angst haben. So ein 
Leserbrief der FAZ vom 
15.1.94. „Denn ist Polen in 
der NATO, so gilt laut Artikel 
5 die Beistandspflicht, näm­
lich ... einen bewaffneten 
Angriff auf Polen auch als 
Angriff auf uns alle zu be­
trachten. In diesem Falle wür­
de es nicht genügen, wenn wir 
den Polen Blauhelme zur Hil­
fe sendeten, sondern wären 
wir ... als Polens unmittel­
barer Nachbar ganz beson­
ders verpflichtet, unverzüg­
lich Heer, Luftwaffe und Ma­
rine zur Verteidigung Polens 
einzusetzen, auch wenn der 
Angreifer eine, sagen wir ein­
mal weit überlegene, viel­
leicht sogar nuklear-gerüstete 
Militärmacht sein sollte, so 
daß selbst nukleare Schläge 
auf uns und unabsehbare Ver­
nichtung nicht ausgeschlos­
sen wären. Aber selbst ein 
Krieg mit konventionellen 
Waffen würde unzählige Op­
fer auch auf deutscher Seite

kosten ... Auf jeden Fall sollte Rühe 
nicht verschweigen, welche Ver­
pflichtungen, Folgen und Risiken sich 
für uns aus der Aufnahme Polens, sowie 
der anderen ost europäischen oder 
baltischen Staaten in die NATO ... er­
gäbe.“ (E. Wichert) Aber' genau das 
verschweigt der Minister, wie auch die 
Presse.

General Schmückte a.D. beschwich­
tigt mit schmeichlerischen Worten die 
besorgten Deutschen, die Russen und 
die Polen: „In der NATO würde sich 
niemand einem neuen deutschen Drang 
nach Osten heftiger widersetzen, als die­
se Völker (Polen ...). Deutschland wä­
re dann von Osten wie von Westen fried­
lich eingesäumt.“ Da ist ja schon fast 
der ewige Friede ausgebrochen. Warum 
braucht man dann überhaupt noch eine 
NATO, warum sträuben sich dann EG, 
USA und Rußland so vehement gegen 
eine NATO-Ostverschiebung? Warum 
verharmlost der General die Angst Ruß­
lands vor dem Einkreisen, wenn er 
scheinheilig fragt; „Jelzin will Eitauen 
nicht lassen und droht sogar den Balkan­
staaten mit Konsequenzen“? Weshalb 
eigentlich? Was hat Rußland als zweit­
größte Atommacht der Welt von einem 
Litauen in der NATO zu befürchten? 
Nichts, und auch nichts von einer in Ab­
rüstungsorgien schwelgenden NATO.“ 
(AZ, 8.1.94) Nebenbei: Um ganze 1 
Mrd. DM wird gekürzt und das Gejam­
mer ist groß. Wenn Litauen in der 
NATO ist, so ist es ein Glied im Ring, 
der sich um ganz Rußland schließt.

Noch steht mit den USA die erste Atom­
macht über die NATO zur Disposition.

USA zieht die Notbremse

„Außer den USA gibt es im Westen kein 
Land, für das Osteuropa größere Bedeu­
tung hat, als für Deutschland“ (AZ 4.1. 
94). Die USA besinnen sich auf ihre 
Rolle als Weltdirigent. Mit der Blitzrei­
se Clintons nach Brüssel, Prag und Mos­
kau signalisieren die USA ihren An­
spruch auf Vormacht in Osteuropa. Sie 
wollen das Feld Mitteleuropa, dieses 
Machtvakuum, nicht Deutschland allein 
überlassen. Ein solcher Machtzuwachs 
Deutschlands könnte den USA gefähr­
lich werden. Denn eine Ostverschiebung 
der NATO würde in erster Linie einen 
immensen Platzvorteil für Deutschland 
bedeuten. Aus einer Position der Ab­
schreckung und Stärke könnte Deutsch­
land dann durchaus mit Rußland zu einer 
strategischen Allianz kommen, zu frei­
em Zugang zu immensen Rohstoffen 
und zu einem grenzenlosen Markt. Das 
wollen die USA verhindern. Und die ge­
samte EG mit. Haben Frankreich und 
Großbritannien nicht die Wiedervereini­
gung Deutschlands, nicht die Anerken­
nung von Slowenien und Kroatien ver­
hindern können, so wollen sie als Junior­
partner der USA sich wieder ins Spiel 
bringen und einen NATO-Ostvorschub 
Deutschlands verhindern. Wird es den 
USA in der „Partnerschaft für Frieden“ 
gelingen, sowohl Deutschland als auch 
Rußland in Schach zu halten, sprich 
Deutschlands Drang, im Rahmen der 
NATO Rußland einzukreisen und Ruß­
lands Wunsch und Wille dem zuvorzu­
kommen, und sei es mit einer militäri­
schen Invasion im Baltikum oder in der 
Ukraine. Die USA ist weit ab vom 
Schuß (bildlich gesprochen). Ihre Prä­
senz in der europäischen NATO ist dürf­
tig. Wie will die USA Deutschland in 
Schach halten, wenn der Prozeß der Ein- 
und Angliederung der Militärs in Tsche­
chien und Polen an die Bundeswehr voll 
im Gange ist? So verrät die Prager Zei­
tung:

„Die Tschechen sind schon fast auf 
westlicher Seite, ohne daß man das auch 
bereits mit einer formellen Nato-Mit- 
gliedschaft kundtun müßte.“ (2/94) Im 
Sommer startet ein gemeinsames Manö­
ver mit polnischen Truppen in Däne­
mark. Die Seidelstiftung — kompetent 
in Sachen Ost-Diversion — hat in War­
schau (!) zur 2. internationalen Fachta­
gung zur Reform der Streitkraft in den 
neuen Demokratien aufgerufen. Die 
Wehrzeitschrift Loyal schreibt: „Am 
weitesten in ihren Refombestrebungen 
scheinen die tschechische und slowaki­
sche Republik vorangekommen. Die 
Tschechen haben dabei intensiv auf 
deutsches know-how zurückgegriffen. 
Sie furchten die imperialen Ambitionen 
Rußlands, eine Rückkehr zu Jalta, zu 
den Zeiten des Kalten Kriegs. Intensiv 
bemühen sie sich, ihre Streitkräfte Nato- 
verwendungsfahig zu machen. Eine 
grundlegende Änderung der Organisa­
tionsstruktur der Armee ist im Gange. 
Sie wird von derzeit 105000 auf 60000 
Mann verkleinert und zu einem dem 
Westen ähnlichen Brigadesystem ausge­
baut. Dazu gehört auch eine schnelle 
Einsatzbrigade. Die Soldaten sollen all­
mählich an westlichen Ausbildungs­
stand herangeführt und mit Waffensy­
stemen ausgerüstet werden, die mit de­
nen der NATO-Staaten zusammen wir­
ken können,“ sagt uns Loyal. Weiter 
heißt es: „Die Wehrgesetzgebung insge­
samt entspricht ... der deutschen und 
dem deutschen Soldatengesetz ... Mit 
Deutschland gibt es bereits eine Verein­
barung über Zusammenarbeit im sicher­
heitstechnischen, politischen und militä­
rischen Bereich über Austausch von Sol­
daten und Ausbildungsvorhaben“. 
(Loyal, S. 16,12/93)

Atempause und Atemholen

Durdx die geschlossene Haltung von 
USA, EG und Rußland wurde die 
NATO-Ostverschiebung fürs Erste ab­
geschlagen. Ein Seufzer der Erleichte­
rung geht durch die Welt — nur nicht 
durch Deutschland. Noch einmal sind 
wir mit dem Schrecken davongekom­
men. Aber auch hier gilt: Aufgeschoben 
ist nicht aufgehoben. Wie lange blockie­
ren sich die gegenseitigen, widersprüch­
lichen Interessen innerhalb der EG ge­
genüber Deutschland einerseits und ge­
genüber den USA andererseits ?

Wie schnell kann Deutschland die 
Kräfte in der EG bündeln, sind die USA 
erst einmal wieder aus dem Gesichts­
feld? Die Anerkennung Mazedoniens 
durch die gesamte EG außer und gegen 
Griechenland zeigt doch, wie alle nach 
Deutschlands Pfeife tanzen. Denn alle 
Partner wissen, daß das neue territoriale 
Verschiebungen zugunsten Deutsch­
lands freiem Zugang auf der Südost­
schiene zur Folge haben wird. Wann ist 
Bulgarien bzw. seine mazedonische 
Minderheit mit dem jugoslawischen 
Mazedonien wiedervereint und Bulga­
rien als NATO-Bewerber wieder am 
Mittelmeer? Damit wird das widerspen­
stige Griechenland bestraft und ge­
zähmt.

Deutschland hat für sein forsches 
Drängen nach NATO-Ost einen Denk­
zettel verpaßt bekommen. Es hat eine 
schöne Schlappe erlitten und macht jetzt 
einen diplomatischen Rückzieher. Der­
weil geht die Zusammenarbeit zwischen 
Bundeswehr und Militärs in Polen und 
Tschechien ... zügig und vor den Au­
gen der Öffentlichkeit versteckt voran. 
Doch Kohl schert sich einen Dreck um 
die „Partnerschaft für den Frieden“. 
Provokativ verkündet er vor aller Welt: 
„Es ist für mich unvorstellbar, daß die 
deutsch-polnische Grenze auf Dauer die 
Ostgrenze der EG bleiben wird.“ Das ist 
eine Kampfansage und kein Rückzieher. 
Es ist eine Warnung, Deutschlands Wil­
le zur Macht nicht auf die leichte Schul­
ter zu nehmen.

Winfried Hauck ist Mitglied des 
,,Münchner Bündnis gegen Rassismus.“ 
Sein hier abgedruckter Vortrag wurde 
im Rahmen der Rosa-Luxemburg-Woche 
in Stuttgart am 22.1.1994 auf einer Ver­
anstaltung: „Marxistischer Antimilita­
rismus, Rosa Luxemburg und der Kampf 
um Frieden “gehalten.

Termine

19.2. Europa-Fest — nicht Festung 
Europa — Auftaktveranstaltung der 
PDS Thüringen zu den Europawahlen.
9 bis 15 Uhr in Weimar.

26.2. Europakonferenzen der PDS in 
Berlin und Mecklenburg-Vorpommern

5. —6.3. 14.o.BDKdesBWKinKöln.

8.3. Internationale Konferenz der 
Frauen aus Kurdistan. 9 bis 18 Uhr, 19 
bis 22 Uhr Kulturveranstaltung, Köln, 
Jugendgästehaus. Das Konferenzbüro 
ist Mittwoch und Donnerstag von 9 bis 
18 Uhr, ab 21.2. täglich zu erreichen. 
Telefon 0228/630990, Fax 0228/ 
630715

8.3. Bundesweiter Frauenstreik- und 
Aktionstag aus Anlaß des Internationa­
len Frauentages

11.—13.3. 3. Tagung des 3. PDS-Par­
teitags mit dem Schwerpunkt „Die PDS 
in den Wahlen 1994“ in Berlin.

13.3. Landtagswahlen in Niedersach­
sen.

19.3. DKP-Parteivorstand entscheidet 
über die Beteiligung an den Europa- und 
Bundestagswahlen

19.3. bis 27.3. Europaweite Aktions­
woche gegen Rassismus

20.3. Kommunalwahlen in Schleswig- 
Holstein.

23.5. Wahl des Bundespräsidenten

12.6. Wahlen zum Europäischen Parla­
ment. Kommunalwahlen in Baden- 
Württemberg, Mecklenburg-Vorpom­
mern, Rheinland-Pfalz, Saarland, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen

26. 6. Landtagswahl in Sachsen-Anhalt

11.9. LandtagswaXxXen \n ErandenbuYg 
und Sachsen

25.9. Landtagswahl in Bayern

16.10. Bundestagswahlen, Landtags­
wahl in Thüringen

23.10. Kommunalwahlen in Nord­
rhein-Westfalen

22./23.10. Herbstkonferenz der BDK 
des BWK in Köln
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„Germinal“
Ein lesenswerter Roman 
und eine 
gelungene Verfilmung

Claude Berri hat Emile Zolas 
1885 veröffentlichten Roman 
„Germinal“ in einer recht ge­
lungenen, aufivendigen Fas­
sung erneut verfilmt. Nach 
mehr als 30 Jahren ist dies die 
siebte Verfilmung von Zolas 
Werk. „Germinal“beschreibt 
ein Blutbad in Saint-Etienne, 
das französische Soldaten 1869 
bei einem Minenstreik anrich­

teten. Vierzig Bergleute 
wurden bei dem Militäreinsatz 
erschossen, der als „Fusilade 
du Brule“ in die französische 
Literatur einging. Der Roman 
selber spielt in den Kohlengru­
ben der nordfranzösischen 
Bergbauregion. ,,Germinal‘\ 
die Bezeichnung des Keim­
monats April im französischen 
Revolutionskalender, ist einer 

von zwanzig Romanen Emile 
Zolas aus der Romanreihe 
„Rougon-Macquart“. In 
dieser Romanreihe, zu der auch 
so bekannte Erzählungen wie 
„Nana“, „DerBauchvon 
Paris “ und „Die Erde“ 
gehören, beschreibt Zola an­
schaulich und fesselnd eine 
Familiengeschichte im Zweiten 
Kaiserreich Frankreichs (1852 

bis 1870), die Entwicklung der 
bürgerlichen Gesellschaft, ihre 
Widersprüche.

Die Aussagekraft seiner 
Romane hat nicht nur doku­
mentarischen Wert. Die 
Romane Zolas sind auch span­
nend zu lesen und vermitteln ein 
realistisches Bild der bürgerli­
chen Gesellschaft im napoleo­
nischen Kaiserreich.

Germinal ist die Schilderung 
eines Arbeitskampfes, der 
schließlich in der Nieder­
lage der Minenarbeiter endet. 

Sie müssen sich den Forderun­
gen der Minengesellschaften 
beugen. Im Mittelpunkt der Er­
zählung steht die Familie 
Maheu. Alle drei in 

Der Roman

den Häusern des Bergwerkunter­
nehmens lebenden Generationen 
der Familie arbeiten in der Grube 
le Voreux. Großvater Vincent 
arbeitet — 58-jährig — seit 50 
Jahren für die Gesellschaft. Über 
seinen schwindsüchtigen Husten 
sagt er:

„Das ist Kohle, ich habe in 
meinem Leichnam genug davon, 
um mich bis an das Ende meiner 
Tage zu wärmen. Und doch habe 
ich seit fünf Jahren keinen Fuß 
mehr in die Gruben gesetzt. Wie 
es scheint, habe ich die Kohle 
aufgespeichert, ohne es zu wis­
sen. Bah ... das hält die Kno­
chen zusammen.“

Er wird von allen nur Bonne­
mort gerufen, eine Umschrei­
bung dafür, daß er bereits meh­
reren Grubenunglücken lebend 
entkommen ist. Die Kinder Ca­
therine, Zacharias und Jeanlin 
müssen mit in der Grube arbei­
ten, sonst reicht der Lohn nicht 
für die zehnköpfige Familie. 
Dennoch ist der Hunger ständi­
ger Begleiter der Maheus.

Toussaint Maheu ist Hauer im 
Schacht. Seiner Akkordgruppe 
wird Etienne Lantier zugeteilt, 
der auf der Suche nach Arbeit, < 
nach le Voreux kommt. Lantier 1 
hat keinen Sou mehr in der Ta- < 
sehe. Er hat seinen Arbeitsplatz 
als Maschinist verloren, weil er 
in betrunkenem Zustand seinen 
Chef ohrfeigte. Etienne be­
kommt Arbeit in der Grube, weil 
eine der Arbeiterinnen der Ak­
kordgruppe in der Nacht gestor­
ben ist.

Zola beschreibt die unsägli­
chen Arbeitsbedingungen im 
Bergwerk, die Qualen der 
schlechtbezahlten Akkordarbeit 
in mehreren hundert Metern Tie­
fe und die vom Kampf um die 
•nackte Existenz begründeten Be­
ziehungen der Arbeiter und der 
Arbeiterinnen untereinander. 
Zola vermittelt dem Leser durch 
die Beschreibung vieler Einzel­
heiten den Eindruck, selbst im 
Stollen zu sitzen und den Koh­
lenstaub einzuatmen. Zola selber 
hatte eine Zeitlang unter Berg­
arbeitern gelebt, war mit in die 
Gruben eingefahren. So kommt 
em dokumentarisches Bhd der 
Bebens- und Arbeitsbedingun­
gen der Bergarbeiter zustande: 

toten Luft. Es schien, als wäre 
die Finsternis von einer ganz un­
bekannten Schwärze, verdichtet i
durch den fliegenden Kohlen- 1 
staub, beschwert durch die Gase, 
die auf die Augen drückten. Die 
Dochte der 'Lampen unter ihrem 
Hütchen von metallischer Lein­
wand waren in dieser Luft nur 
rötliche Punkte. Man konnte 
nichts unterscheiden; gähnend 
öffnete sich der Schlag und stieg 
wie ein breiter, platter, schräger 

i Kamin an, wo der durch zehn 
Winter angehäufte Ruß eine tiefe 
Finsternis verursachte. Gespen­
sterhafte Formen bewegten sich 
darin; die Irrlichter ließen bald 
die Rundung einer Hüfte sehen, 
bald wieder einen nervigen Arm 
oder ein drohendes Haupt, ein­
geschwärzt wie um ein Verbre­
chen zu begehen. Zuweilen 
leuchteten die losgelösten Koh­
lenblöcke an den Ecken und Kan­
ten plötzlich in einem kristalli­
schen Widerscheine auf. Dann 
versank wieder alles in Dunkel­
heit; die Spitzhacken arbeiteten 
mit dumpfen Schlägen; man hör­
te nichts als das Keuchen der 
Brüste und das Murren des Un-

behagens und der Ermüdung in 
der drückenden Luft und dem 
strömenden Regen.“

Die Familie Maheu hat sich 
mit diesem Schicksal ganz offen­
sichtlich abgeftmden. Der Vater, 
meistens nur Maheu gerufen, ist 

Kinderarbeit ist an der Tagesord­
nung, ständige Not, Krankheit 
aufgrund der Grubenarbeit, die 
Todesgefahr bei der Arbeit 
durch unzureichende Sicher­
heitsvorkehrungen und die Ak­
kordschinderei bilden den mühe­
vollen Alltag, der durch nichts * als guter und bedachter1 Arbeiter 
Aussicht auf Besserung erhält:

„Alle arbeiteten; man hörte 
nichts als diese unregelmäßigen, 
dumpfen, gleichsam fernen 
Schläge. Jedes Geräusch klang 
rauh, ohne Widerhall in dieser

bei seinen Kollegen und der 
Bergwerksgesellschaft aner­
kannt. Er scheint weit entfernt 
von einer Auflehnung gegen die 
Unterdrückung, gegen die offen­
sichtlichen Ungerechtigkeiten 

denken über die Erfolgsaussich­
ten bis hin zur tragischen Ent­
schlossenheit, eher zu sterben, 
als sich geschlagen zu geben. 
Die Vertreter der Bergwerksge­
sellschaft sind unnachgiebig. 
Die Konfrontation wird im Ver­
lauf des Streiks immer heftiger. 
Grubenanlagen und Maschinen 
werden zerstört, Hungeraufstän­
de brechen aus. Ein Händler, bei 
den Arbeitern und vor allem den 
Frauen verhaßt, kommt zu Tode. 
Die Arbeiter marschieren zerstö-

Bilddokument aus „Cinoma“ Nr. 1/94Die Arbeiter von Montsou auf dem Nachhauseweg

rend von Bergwerk zu Berg­
werk. Unter dem Schutz der Ar- < 
mee, die zur Sicherung der Gru- 1 
ben und Produktionsanlagen ge- ! 
rufen wird, unterlaufen die Berg­
werksgesellschaften den Streik 
durch den Einsatz von Streikbre­
chern aus Belgien. Als die Arbei­
ter dagegen protestieren, kommt 
es zu dem Blutbad, dem auch 
Maheu zum Opfer fallt. Die 
Streikfront zerbricht schließlich.

Germinal ist aber keineswegs 
nur eine einseitige Schilderung 
der Lage der Minenarbeiter. 
Auch die Besitzenden, die Bour- 

i geois, ihre Lebensweise und 
i Auffassungen werden von Zola 

trefflich dargestellt. Zum Bei­
spiel die Familie Gregoire:

„Herr Grögoire, dem man bei 
dem Kurse von einer Million ge­
raten hatte, seinen Anteil zu ver­
kaufen, hatte mit seiner lächeln­
den und väterlichen Miene die­
sen Rat abgelehnt. Sechs Monate 
später brach eine Industriekrise 
aus und der Denar sank auf 
sechshunderttausend Franken. 
Doch eT lächelte noch Immer und 
bedauerte nichts, denn die Gre­
goire hatten ein beharrliches

der Bergwerksgesellschaft.
Etienne Lantier hingegen ver- 1 

sucht, die Arbeiter für den Auf- ]
bau einer Unterstützungskasse 1 
zu gewinnen. Er hält einen Streik 
für unvermeidlich, da die Anfor­
derungen der Bergwerksgesell­
schaft immer unerträglicher wer­
den. Er läßt sich von den Zielen 
der Internationale begeistern. 
Verbindungen zu Pluchart, 
einem Sozialisten, und Diskus­
sionen mit Rasseneur, in dessen 

i Wirtshaus er zunächst unter­
kommt, und mit dem aus Ruß­
land wegen eines Attentats ge­
flüchteten Souvarine bestärken 
ihn darin, die Arbeiter zu einen 
Streik zu ermutigen. Als die 
Bergwerksgesellschaft den Preis 
für den geförderten Karren Koh­
le um zehn Centimes senkt und 
zeitaufwendigere Verzimmerun­
gen der Stollen verlangt, kommt 
es schließlich zum Ausstand.

Im Streik, der sich über Mona­
te hinzieht und den beteiligten 
Arbeitern gewaltige Opfer ab­
verlangt, wird Etienne zum Or­
ganisator und Sprecher. Zola 
lebt diesen Streik mit, von den 
zögerlichen Anfängen, den Be­

Vertrauen zu ihrem Bergwerk. 
Die Aktien werden wieder stei­
gen, das sei sicher wie der Him­
mel. In diese fromme Zuversicht 
mengte sich übrigens auch eine 
tiefe Dankbarkeit für eine Anla­
ge, die seit einem Jahrhundert 
die Familie so schön ernährte, 
daß sie die Hände in den Schoß 
legen konnte. Diese Aktie war 
gleichsam ihre Gottheit, die ihr 
Egoismus mit einem Kultus um­
gab, die Wohltäterin in der Fa­
milie, die sie in einem breiten 

Bette der Trägheit wiegte, an 
einer leckeren Tafel mästete. 
Das währte so vom Vater auf den . 
Sohn. Warum das Schicksal 
durch einen Zufall erzürnen? 
Am Grunde ihrer Treue aber gab 
es einen abergläubischen 
Schrecken, die Furcht, daß die 
Million plötzlich zerfließen 
könnte, ...“

Demgegenüber stellt Zola 
Hennebeau, Direktor von le 
Voreux, der sich Hoffnungen 
macht, aus dem Streik Kapital zu 
schlagen und die Gruben der 
Konkurrenz für „einen Pappen­
stiel“ zu übernehmen, wenn 
Grögoire zugrunde gehen sollte. 
Hennebeau hofft, damit die 
Gunst der Verwaltungsräte sei­
ner Gesellschaft wieder zu ge­
winnen.

Der Film

In Frankreich haben innerhalb 
von vier Wochen mehr als fünf 
Millionen Menschen die Verfil­
mung von Zolas Roman im Kino

gesehen. Allerdings zählt „Ger­
minal“ auch zur Pflichtlektüre in 
Frankreichs Schulen. In der 
BRD ist das Interesse eher ver­
halten, mancher Kritiker sieht in 
der Verfilmung gar die „Wie­
derkehr des sozialistisch-realisti­
schen Schmachtfetzens“ (Frank­
furter Rundschau), der nicht 
mehr in die Zeit paßt. Die Verfil- - 
mung hält sich weitgehend an die 
Romanvorlage Zolas. Das ist bei 
einer Handlung, die fast sechs­
hundert Seiten umfaßt, ein nicht 
ganz leichtes Unterfangen. Der 
Film ist sehr aufwendig ge­
macht. Die Herstellungskosten 
des bisher teuersten französi­
schen Films haben mehr als 50 
Millionen Mark betragen. Der 
finanzielle und technische Auf­
wand ist auch darin begründet, 
daß „Germinal“ ein Beitrag 
Frankreichs, ein Konkurrenz­
produkt gegen die amerikani­
schen Hollywood-Produktionen 
sein soll.

Berri versucht die Stimmun­
gen des Romans in Bilder umzu­
setzen. Die Arbeits- und Lebens­
bedingungen der Bergarbeiter 
sind selten genug Gegenstand 
von Kinofilmen. In „Germinal“ 
ist Claude Berri die Darstellung 
gut gelungen: Der Zuschauer ist 
dabei, wenn Etienne Lantier 
erstmals mit in die Grube ein­
fährt. Die Angst und Ungewiß­
heit, das Unbekannte der neuen 
Arbeit fängt Berri im Film ein. 
Die unerträglichen Arbeitsbe­
dingungen in den finsteren Stol­
len bringt der Film ebenso nahe 
wie die Gefahren für Leib und 
Leben, der die Bergleute ständig 

ausgesetzt sind. Die Enge der 
Wohnverhältnisse in den Miets­
kasernen der Beigwerksgesell- 

. schäft, in denen die Maheus le­
ben müssen, die Armut und den 
Hunger gibt der Film ohne un­
glaubwürdige oder überzogene 
Darstellungen wieder.

Berns Verfilmung ist auch 
nicht einfach eine düstere Verfil­
mung düsterer Verhältnisse. Die 
Darstellung bleibt alles in allem 
schlicht. Einer der Höhepunkte 
des Films ist das Dorffest, eines 
der wenigen Vergnügen der Ar­
beiter, das die Kamera in beein­
druckenden Bildern festhält. Die 
Länge des Films — er dauert 
immerhin mehr als zweieinhalb 
Stunden — merkt der Zuschauer 
allenfalls an den unbequemen 
Kinositzen.

Wer nicht die Zeit und Kraft 
findet, Zolas Roman zu lesen, 
für den ist die Verfilmung 
Claude Berns eine gute Gelegen­
heit, „Germinal“ kennenzuler­
nen. Ein Ersatz für den Roman 
ist der Film allerdings nicht.

Emile Zola, Germinal, inscl taschen- 
buch, 587 S., 19,80 DM — (cvd, map)
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